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 Einleitung: Grenzüberschreitende Polizeiarbeit 
Das Themenfeld „Öffentliche Sicherheit“ hat Konjunktur. Dies ergibt sich einerseits 
aus den politischen Diskussionen in Funk und Fernsehen, andererseits aber auch aus 
der Fülle der einschlägigen Publikationen, die kaum noch überblickt werden kön-
nen1. Dieses Politikfeld wird immer komplexer: Die klassischen Bereiche der inne-
ren und der äußeren Sicherheit gehen mit vielfältigen Wechselwirkungen längst in-
einander über. Zahlreiche neue, als sicherheitsrelevant empfundene Faktoren stellen 
das hergebrachte Verständnis für den Begriff „Sicherheit“ in Frage2 – und zwar nicht 
erst seit den Anschlägen vom 11. September3. Zugleich lässt sich eine fachliche 
Ausdifferenzierung und Spezialisierung der Disziplinen, die sich wissenschaftlich 
mit Sicherheit beschäftigen, beobachten. 
Für die Bundespolizei4 bedeutet dies, dass sie sich nicht nur mit im engen Sinne 
polizeilichen Arbeitsmethoden wie zum Beispiel Vernehmungen von Beschuldigten5 
oder Eilfallzuständigkeiten6 wissenschaftlich auseinandersetzen muss. Vielmehr rü-
cken mehr und mehr gesellschaftswissenschaftliche Fragestellungen ins Blickfeld, 
die – wie zum Beispiel die islamistisch geprägten Selbstmordattentate7 – in der Ver-
gangenheit vor dem 11. September aus deutscher und auch europäischer Sicht eher 
im Hintergrund standen, obwohl sie global bereits „Alltag“ waren. 
„Die internationale, grenzüberschreitende Kriminalitätsentwicklung verlangt von 
den Polizeien immer schnellere Lern- und Anpassungsprozesse. Polizeiliche Fortbil-
dung muss sich deshalb darauf einstellen, in immer kürzerer Zeit wissens- und hand-
lungsbezogene Qualifikationen zu erzeugen und auf immer spezialisiertere Aufgaben 
vorzubereiten.8“ 
                                                 
1 Vgl. dazu aber die Reihe „Jahrbuch Öffentliche Sicherheit“, die von Martin H. W. Möllers und 
Robert Chr. van Ooyen im Verlag für Polizeiwissenschaft, Frankfurt am Main, herausgegeben 
wird. 
2 So etwa durch die Diskussion um den sog. „erweiterten Sicherheitsbegriff“; vgl. hierzu Bundes-
akademie für Sicherheitspolitik (Hg.), Sicherheitspolitik in neuen Dimensionen. Kompendium 
zum erweiterten Sicherheitsbegriff, Hamburg 2001. 
3 Vgl. hierzu m. w. N. van Ooyen / Möllers: Die öffentliche Sicherheit auf dem Prüfstand: 11. 
September und NPD-Verbot, Frankfurt a. M. 2002. 
4 Derzeit im Gesetzverfahren steht die Namensänderung: Wegen der inzwischen größeren Kom-
plexität und Vielfalt der Aufgaben soll der „Bundesgrenzschutz“ in „Bundespolizei“ umbenannt 
werden. Vgl. dazu die Rede des Bundesministers Otto Schily in der ASPiBGS Band 9, S. 15-18, 
hier S. 15. 
5 Vgl. dazu den Beitrag von Holger Kraschutzki: Die Abgrenzung zwischen verbotener Täuschung 
und erlaubter List im Rahmen des § 136a StPO an Hand ausgewählter Fallbeispiele unter beson-
derer Berücksichtigung des so genannten Telefonmithörens durch Polizeibeamte. 
6 Vgl. dazu den Beitrag von Martin Kastner: Repressive Eilfallzuständigkeiten des Bundesgrenz-
schutzes bei sog. Fremdstraftaten – Handlungsermächtigungen nach Bundesrecht und nach Lan-
desrecht. 
7 Vgl. dazu den Beitrag von Berengar Pawlik: Geschichte und Entwicklung islamischer Selbst-
mordattentate im Nahostkonflikt. 
8 Otto Schily: Ansprache aus Anlass der Verabschiedung des Leiters der Grenzschutzschule, 
Herrn Direktor im BGS Wolfgang Uhlendorff, Fachbereichsleiter des Fachbereichs Bundes-
grenzschutzes der Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung, am 30. April 2003 in 
Lübeck. In: ASPiBGS Band 9, S. 17. 
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Einleitung 
Die Globalisierung entwickelt sich auch in der Kriminalität. Eine wesentliche 
Rolle zur Bekämpfung grenzüberschreitender Verbrechen wird daher nicht nur das 
supranationale Recht der Europäischen Union – etwa im Zusammenhang mit Euro-
pol9 – sondern auch das Völkerrecht spielen, dass immer mehr in den Vordergrund 
rücken wird. Ein besonderes Augenmerk gilt dafür insbesondere den grenzüber-
schreitenden Polizeikooperationen10 – auch außerhalb der Schengener Übereinkom-
men. 
Lübeck, im Dezember 2004 Prof. Dr. Martin H. W. Möllers 
Anschrift der Redaktion für Gastbeiträge 
(bitte als Datei per Mail oder auf Datenträger per Post!): 
FH Bund, FB BGS 
Ratzeburger Landstraße 4 
23562 Lübeck 
 martin.moellers@bgs.bund.de (Betreff: ASPiBGS) 
                                                 
9 Vgl. dazu den Beitrag von Maik Hübner: EUROPOL – eine Chance in der Kriminalitätsbekämp-
fung.. 
10 Vgl. dazu den Beitrag von Franz Vogl: Grenzüberschreitende Polizeikooperation auf der Grund-
lage des deutsch-schweizerischen Polizeivertrags. 
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Holger Kraschutzki* 
Die Abgrenzung zwischen verbotener Täuschung und erlaubter List 
im Rahmen des § 136a StPO an Hand ausgewählter Fallbeispiele 
unter besonderer Berücksichtigung des so genannten 
Telefonmithörens durch Polizeibeamte1
1 Einleitung zur Themenstellung
Vernehmung ist laut Kriminalistik-Lexikon die nach rechtlichen und kriminalisti-
schen Gesichtspunkten geführte Befragung einer Person zu einem rechtlich relevan-
ten Sachverhalt. Der Vernehmende ist also primär der Informationssuchende, der 
Vernommene der Besitzer von Informationen. Die Vernehmungskunst und damit alle 
vernehmungstaktischen und -technischen Überlegungen müssen deshalb bei der Fra-
ge ansetzen, wie man den zu Vernehmenden veranlassen kann, möglichst umfassen-
de, genaue und richtige Details seines Wissens mitzuteilen. Während die Meinungen 
über verbotene Vernehmungsmethoden im Sinne des § 136 a StPO, bei denen es zu 
körperlich oder seelisch spürbaren Beeinträchtigungen kommt, weitgehend klar sind, 
herrscht in Bezug auf das Täuschungsverbot Unsicherheit. Das Täuschungsverbot 
fällt aus dem Rahmen der anderen verbotenen Vernehmungsmethoden. „Täuschung“ 
erfüllt nicht den Tatbestand der Aussageerpressung (§ 343 StGB) und verletzt nicht - 
wie die anderen - die Menschenwürde. Deshalb müsse präzise zwischen verbotener 
Täuschung und erlaubter List abgegrenzt werden. 
Am Täuschungsverbot zeigen sich exemplarisch die Schwierigkeiten einer Ausba-
lancierung der Freiheitsrechte der Verfahrensbeteiligten und der staatlichen Strafver-
folgungsinteressen. 
2 Allgemeines 
2.1 § 136a StPO (Verbotene Vernehmungsmethoden)  
(1) Die Freiheit der Willensentschließung und Willensbetätigung des Beschuldig-
ten darf nicht beeinträchtigt werden durch Misshandlung, durch Ermüdung, durch 
körperlichen Eingriff, durch Verabreichung von Mitteln, durch Quälerei, durch Täu-
schung oder durch Hypnose. Zwang darf nur angewandt werden, soweit das Strafver-
fahrensrecht dies zulässt. Die Drohung mit einer nach seinen Vorschriften unzulässi-
gen Maßnahme und das Versprechen eines nicht gesetzlichen Vorteils sind verboten. 
(2) Maßnahmen, die das Erinnerungsvermögen oder die Einsichtsfähigkeit des 
Beschuldigten beeinträchtigen, sind nicht gestattet. 
(3) Das Verbot der Absätze 1 und 2 gilt ohne Rücksicht auf die Einwilligung des 
Beschuldigten. Aussagen, die unter Verletzung dieses Verbotes zustande gekommen 
                                                 
* PHK Holger Kraschutzki war Student des 51. Studienjahrgangs (1994-1997) der Fachhochschule 
des Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Bundesgrenzschutz, in Brühl/Rhld. und Lü-
beck. Er ist heute Sachbearbeiter im Sachgebiet Fortbildung/Bildungscontrolling des Aus- und 
Fortbildungszentrums des Grenzschutzpräsidiums Ost in Neustrelitz. 
1 Anm. des Herausgebers: Die nachfolgende Abhandlung beruht auf einer vom Verfasser im Rah-
men des Studiums angefertigten Hausarbeit. 
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Die Abgrenzung zwischen verbotener Täuschung und erlaubter List nach § 136a StPO 
sind, dürfen auch dann nicht verwertet werden, wenn der Beschuldigte der Verwer-
tung zustimmt. 
 
§ 136a StPO kann in vier Gruppen eingeteilt werden. Zu unterscheiden sind danach 
körperliche (Misshandlung, Ermüdung, körperliche Eingriffe, Verabreichung von 
Mitteln) und seelische (Quälerei, Täuschung, Hypnose, unzulässige Drohung und 
Vorteilsversprechen) Einwirkungen, prozessordnungswidriger Zwang sowie Maß-
nahmen, die das Erinnerungsvermögen oder die Einsichtsfähigkeit beeinträchtigen. 
Überschneidungen sind freilich auch bei dieser Einteilung nicht zu vermeiden2. 
2.2 Entstehung und Zweck der Vorschrift 
§ 136a ist durch das sogenannte Rechtvereinheitlichungsgesetz vom 12. September 
1950 in die StPO eingefügt worden. Im ursprünglichen Gesetzesentwurf war die 
Vorschrift noch nicht enthalten. Für den Wortlaut waren Vorbilder im ausländischen 
Recht, insbesondere im schwedischen Strafprozessrecht, maßgebend. Der Gesetzge-
ber wollte die Lehren aus der Erfahrung mit einem menschenverachtenden Unrechts-
system ziehen (die Schrecken der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, die Miss-
achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten gerade auch im Strafprozess lagen 
noch nicht lange zurück). Darüber hinaus verfolgte der Gesetzgeber das Anliegen, 
neuen technischen Möglichkeiten der Wahrheitsermittlung, die unter ethischen Ge-
sichtspunkten nicht unbedenklich erschienen, entgegenzutreten3. 
Das Rechtsvereinheitlichungsgesetz und insbesondere auch § 136a dienten dazu, 
den verfassungsrechtlichen Prinzipien des Grundgesetzes im Prozessrecht Geltung 
zu verschaffen und das Verfahren rechtsstaatlich zu gestalten. In diesem Sinne sollte 
§ 136a eine Vorschrift der Fairneß sein4. 
Der Zweck des § 136a richtet sich auf die Gewährleistung der Prozesssubjekt-
qualität (BGHSt 5, 333 f: „Der Beschuldigte ist Beteiligter, nicht Gegenstand des 
Strafverfahrens“) und auf die Selbstbelastungsfreiheit des Beschuldigten. Die Norm 
stellt eine Kernvorschrift zum Schutz der Aussagefreiheit dar und ist daher eine Er-
gänzung zu § 136. Über seine individualschützende Komponente hinausgehend 
macht § 136a zugleich deutlich, dass die Wahrheit im Strafprozess nicht um jeden 
Preis, sondern nur auf justizförmige Weise erforscht werden darf5. 
Weiterhin will § 136a bestimmte Vernehmungsmethoden auch deshalb bannen, 
weil ihre Anwendung dem Ansehen des Staates und der Strafrechtspflege wider-
spricht und Selbstdarstellung als Rechtsstaat unmöglich macht. 
2.3 Der Anwendungsbereich der Norm 
§ 136a dient dem Schutz der Menschenwürde durch Sicherung der Willensfreiheit im 
Strafverfahren und ist aus diesem Grund in erster Linie eine Grundrechtsausfüh-
                                                 
2 Rogall, Rdnr. 31. 
3 Vgl. Rogall, Rdnr. 2. 
4 So SenPrä Rotberg, BMJ, in der Pressekonferenz vom 25. Juli 1950, auf der § 136a der Öffent-
lichkeit vorgestellt wurde, zitiert nach Laux SchlHA 1951, 39 (40). Die dargestellten Entste-
hungsgründe sind für das Normverständnis von großer Bedeutung.  
5 BVerfG NStZ 1984, S. 32.  
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Die Abgrenzung zwischen verbotener Täuschung und erlaubter List nach § 136a StPO 
rungsvorschrift6. Im Strafverfahren soll zwar die Wahrheit festgestellt werden, aber 
nicht um jeden Preis. 
Er gilt für alle richterlichen Vernehmungen des Beschuldigten innerhalb und au-
ßerhalb der Hauptverhandlung. Er ist darüber hinaus auf Vernehmungen des Be-
schuldigten durch die Staatsanwaltschaft (§ 163 a III S. 2) und durch Beamte des Po-
lizeidienstes (§ 163 a IV S. 2) anzuwenden. Das Gesetz hat den dem Beschuldigten 
gebührenden Schutz ferner in folgerichtiger Weise auf Zeugen (§ 69 III) und Sach-
verständige (§§ 72, 69 III), auch soweit diese staatsanwaltschaftlich (§ 161 a I S. 2) 
oder polizeilich (163 a V) vernommen werden, ausgedehnt. § 136a gilt auch für so-
genannte informatorische Befragungen und für vernehmungsähnliche Situationen, in 
denen der Beschuldigte in eine Lage gebracht wird, der er sich ebensowenig entzie-
hen kann wie einer eigentlichen Vernehmung. 
Beispiel: Ein Beschuldigter wurde mit einem im Dienste der Strafverfolgungsor-
gane tätigen anderen Untersuchungshäftling zusammengelegt, dem er auf dessen 
Veranlassung über die von ihm begangenen Taten erzählte7. Ein V-Mann der Polizei 
wurde veranlasst, ohne richterliche Anordnung mit einem Tatverdächtigen ein von 
der Polizei überwachtes und aufgezeichnetes Telefongespräch zu führen, in dem je-
ner sich selbst belastete8. 
3 Zwischen List und Täuschung 
3.1 Zusammenhang zwischen Willensentschließungsfreiheit und Täuschung 
Die im Gesetz aufgezählten Druckmittel sind - soweit es sich nicht ohnehin um 
Straftaten handelt - aber nicht schlechthin verboten, sondern nur, wenn der Beschul-
digte oder Zeuge in der Freiheit der Willensentschließung und der Willensbetätigung 
beeinträchtigt wird. Die Vorschrift lässt also „ein bisschen Täuschung“, milder als 
„erlaubte List“ bezeichnet, durchaus zu. Das pfiffige Locken des Beschuldigten auf 
einen Holzweg, ihn zu bluffen und zu verblüffen, virtuose Kniffe, meisterliche Fin-
ten und clevere taktische Schliche führen jedenfalls nicht per se zu einem Verwer-
tungsverbot9. 
Die Freiheit der Willensentschließung ist beeinträchtigt, wenn der Beschuldigte 
nicht mehr unbeeinflusst und frei über das „Ob“ und das „Wie“ seiner Aussage ent-
scheiden kann10. Unfrei i.S.d. § 136a StPO handelt der Beschuldigte oder Zeuge 
dann, wenn die Entscheidung über seine eigene Aussage nicht mehr seine eigene ist, 
weil er so unter Druck gesetzt wird, dass er sich dem nicht widersetzen kann und zu 
einer Aussage gezwungen wird, die er nicht hat machen wollen. Vergleichbar sind 
körperliche Beeinflussungen, die den Beschuldigten so beeinflussen, dass ihm die 
Folgen seiner Aussage gleichgültig werden wie etwa bei Ermüdung: der Beschuldig-
te verspürt so sehr den Mangel an Schlaf, dass er alle Bedenken, die er wegen seiner 
                                                 
6 BVerfG, NStZ 1984, S.82.  
7 Vgl. den Fall BGHSt 34, 362 .  
8 BGHSt 31, 304. 
9 Burghard, W.: Auslegungsprobleme, In: Kriminalistik (8-9/90), S. 432. 
10 Rogall, Rdnr. 25. 
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Aussage haben könnte, zurückstellt und gegen seine Interessen eine Aussage macht. 
Eine Beeinträchtigung der Freiheit der Willensentschließung liegt vor. 
Eine solche Zwangswirkung kann auch durch Täuschung erreicht werden, z. B. 
wenn der Beschuldigte durch eine Lüge moralisch (oder strafrechtlich) unter Druck 
gesetzt wird durch die Behauptung, dass sein - den Vernehmungsbeamten noch un-
bekannter - Komplize angeschossen wurde und jetzt möglicherweise irgendwo liege 
und verblute; der Beschuldigte möge sich überlegen, ob er das verantworten könne. 
Wenn der Beschuldigte unter dem Eindruck dieser Vorstellung Namen und Wohnan-
schrift des Komplizen angibt, ist er durch moralische Zwangswirkung in seiner Wil-
lensfreiheit beeinträchtigt11. Der BGH hatte in diesem Fall allerdings die Anwen-
dung des § 136a StPO und damit ein Verwertungsverbot der Aussage deswegen ab-
gelehnt, weil der Vernommene in der Hauptverhandlung ohne Täuschung seine Aus-
sage wiederholt hatte. 
Sehr viel problematischer sind die Fälle, in denen der Beschuldigte oder Zeuge in 
die Irre geführt wird, ohne das der Irrtum eine eigentliche Zwangswirkung erzeugt; 
er verkennt nur die Bedingungen unter denen er eine Aussage macht. Eine Irrefüh-
rung über die Rechts- und Sachlage könnte aber nur dann als eine die Willensfreiheit 
beeinträchtigende Täuschung angesehen werden, wenn umfassende Rechts- und 
Sachkenntnis wesentlicher Bestandteil der Freiheit der Willensentschließung wären. 
Beispiel: „Nach einem Einbruch in eine Metzgerei kommt der Ermittlungsbeamte 
mit dem Hund des Metzgers zum Verdächtigen und spiegelt ihm durch sein Beneh-
men vor, es sei ein Polizeihund, der am Tatort die Witterung aufgenommen und ihn 
dann zu diesem Haus geführt habe12.“ 
Unter der Freiheit der Willensentschließung versteht Puppe die Freiheit, die Be-
dingungen zu bestimmen, unter denen man eine bestimmte Handlung vornimmt oder 
unterlässt, was nur vorstellbar ist, wenn man diese Bedingungen auch kennt. Sie for-
dert für den Beschuldigten, dass man ihm eine Mitwirkung an seiner eigenen Über-
führung in Form eines Geständnisses nur dann abverlangen kann, wenn er die Um-
stände kennt, unter denen er diese Leistung erbringt; deutlich wird die Parallele zu 
§ 263 StGB und die durch ihn gegen Täuschung geschützte Dispositionsfreiheit. Als 
absolut gegen List geschützten Bereich, der dann zur Willensentschließungsfreiheit 
gehört, benennt sie das bewusste Eingeständnis der eigenen Schuld als einen Unter-
werfungsakt, der nicht erschlichen werden darf13. Nach ihr beginnt jenseits dieser 
Entscheidung der Bereich, der offen ist für die auch mit den Mitteln der List geführte 
Auseinandersetzung zwischen den Strafverfolgungsbehörden und dem Beschuldig-
ten. 
Laut Rogall soll eine Beeinträchtigung der Willensentschließung dann vorliegen, 
wenn durch eine Täuschung so starke Motive für eine Aussage erzeugt werden, dass 
eine andere Entscheidung als die Aussage dem Beschuldigten oder Zeugen als sinn-
los oder unverständlich erscheint. Täuschung ist eine nachhaltige Reduktion des 
Verhaltensspielraums, die zum Beispiel darin liegen könnte, dass man dem Beschul-
                                                 
11 BGH NStE Nr. 5 zu § 136a StPO, zitiert nach E. Dahle, S. 432. 
12 (Vgl. Verhandlungen des 46. Dt. Juristentages, Bd. I). Für den Ermittlungsbeamten hat der BGH 
(vgl. BGHSt 31, 395, 399 ff.) die Rechtslage insofern geklärt, daß eine Täuschung nur bei „be-
wußter Irreführung“ vorliegt. 
13 Vgl. Puppe, List im Verhör des Beschuldigten, GA 78, S. 299, 304 zitiert nach E. Dahle, S. 
432 f. 
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digten weismacht, dass seine Tatbegehung bereits nachgewiesen sei14. Eine solche 
Fehlvorstellung könnte dazu führen, dass er jede andere Möglichkeit als eine Aussa-
ge oder ein Geständnis als nutzlos ansieht und insofern - jedenfalls nach seiner durch 
die Vernehmungsbeamten erschlichenen Überzeugung - gar keine Wahl mehr hat. 
Der Beschuldigte hat die Freiheit der Willensbetätigung, wenn er auch bei Ausfüh-
rung seiner Entschlüsse Freiheit genießt; allerdings gibt es im Verfahren Umstände, 
die ihn bei der Verwirklichung seiner eigentlichen Entscheidung behindern. Rogall 
fordert eine Beeinträchtigung der Willensfreiheit, die von einiger Erheblichkeit ist. 
Sie könnte zum Beispiel darin liegen, dass man einem Beschuldigten, der sich ent-
schlossen hat, ein Geständnis vor einem Richter abzulegen, vorspiegelt, der verneh-
mende Kriminalbeamte sei bereits der Richter. 
Kritisch muss angemerkt werden, dass in der Rechtsprechung und Literatur der 
Begriff der Freiheit der Willensentschließung und Willensbetätigung wenig unter-
sucht wird; meist wird von der Massivität der Schwere der Täuschung auf eine Be-
einträchtigung der Willensfreiheit geschlossen, ohne dass dies wirklich im Einzelfall 
überprüft würde15. 
Die in § 136a StPO beschriebenen Methoden sind nur Beispiele; es ist nicht ent-
scheidend, welche Methoden die vernehmenden Richter oder Beamten angewendet 
haben, sondern ob sie den Beschuldigten oder Zeugen in seiner Willensfreiheit so 
entscheidend beeinträchtigten, dass sie mit den in der Vorschrift beschriebenen Me-
thoden verglichen werden können. Das setzt immer voraus, dass durch die Über-
schreitung der Erheblichkeitsschwelle ein gravierender Verstoß gegen elementare 
rechtsstaatliche Grundsätze angenommen kann. 
Misshandlung, Quälerei, Ermüdung oder Drohung indizieren wegen ihres Nöti-
gungscharakters eine Beeinträchtigung der Willensfreiheit oder Willensbetätigung. 
Aber die verbotene Täuschung weist nicht begriffsnotwendig einen Zwangscha-
rakter auf. Sie ist wohl die problematischste verbotene Vernehmungsmethode. 
Rechtsprechung und Literatur sind sich weitgehend darüber einig, dass durch § 136a 
StPO eine Überlistung des Beschuldigten oder auch Zeugen nicht ausgeschlossen 
werden soll und dass deswegen der Begriff der Täuschung eng auszulegen ist16. Es 
wird anerkannt, dass eine wirksame Bekämpfung des Verbrechens durch Strafverfol-
gung nicht gelingen kann ohne Taktiken, die sich mit dem Intellekt des Straftäters 
auseinandersetzen und die undenkbar sind ohne ein gewisses Moment taktisch kluger 
Überlistung17. 
3.2 Zum Täuschungsverbot 
Das Täuschungsverbot ist das einzige Vernehmungsverbot, das in der juristischen 
und kriminalistischen Literatur auf Kritik stößt und für das eine einschränkende Aus-
legung allgemein gefordert wird. Es wird sogar von einem „Armutszeugnis“ gespro-
chen, wenn der Strafjustiz dadurch Schwierigkeiten entstünden, dass Strafverfol-
gungsbeamte den Beschuldigten nicht täuschen dürfen. In der Strafverfolgung wird 
                                                 
14 BGHSt 35, 328 (329 f.) = NJW 1989, S. 842. 
15 E. Dahle, S. 433. 
16 Laux, Zum Begriff der Täuschung in § 136a Abs. 1 StPO, SchlHA 51, 39. 
17 Rogall, Rdnr. 45. 
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kein Mittel zur Demonstration sittlicher Überlegenheit gesehen, sondern ein Instru-
ment zur Gewährleistung jener sozialen Ordnung, die die freie Gestaltung der Per-
sönlichkeit des einzelnen Staatsbürgers ermöglicht. Die Täuschung verletze im Ge-
gensatz zu allen übrigen in § 136a StPO genannten Vernehmungsmitteln nicht die 
Menschenwürde, sodass sich ihr Ausschluss im Strafverfahren auch nicht aus Art. 1 
GG herleiten lasse. 
Ein gewisses Maß an Verschleierung oder unterlassener Offenlegung („im dun-
keln tappen lassen“) gehöre zum Wesen einer strafrechtlichen Vernehmung. Abgese-
hen vom erschlichenen Geständnis spricht Puppe sogar von dem rechtlich geregelten 
Kampf zwischen Strafverfolgungsorganen und Beschuldigten, bei dem der Verneh-
mende kein Recht verletzt, wenn er den Vernommenen durch Täuschung dazu bringt, 
unwissentlich zu seiner Überführung beizutragen18; man spricht von „erlaubter List“. 
Der Begriff der Täuschung ist umstritten. Unstreitig liegt Täuschung vor, wenn 
der Vernehmende bewusst im Beschuldigten falsche Vorstellungen weckt, um ihn 
zur Aussage überhaupt oder zu bestimmten Aussagen zu bewegen19; parallel zu 
§ 263 StGB soll Täuschung eine (bewusst?) falsche Behauptung einer Tatsache sein, 
die dazu geeignet (und bestimmt?) ist, die Freiheit der Willensentschließung des 
Vernommenen über das Ob und Wie seiner Aussage nicht nur unerheblich zu 
beeinträchtigen20. Als Standardbeispiel für eine verbotene Täuschung wird die Lüge 
angenommen, ein Komplize habe bereits gestanden oder ein Zeuge den Beschuldig-
ten identifiziert. 
Bei der unbewussten Irreführung sind die Meinungen uneinheitlich. Für den Er-
mittlungsbeamten habe der BGH, die Rechtslage insofern geklärt, dass eine Täu-
schung nur bei „bewusster Irreführung“ vorliegt21. Wie schwierig jedoch auch diese 
Beurteilung ist, mag ein Beispiel aus der Rechtsprechung verdeutlichen. Ein Richter 
erklärt einem trotz erdrückender Beweislage leugnenden Angeklagten, dass ihm nur 
noch ein von Schuldeinsicht und Sühnebereitschaft getragenes Geständnis die Zubil-
ligung mildernder Umstände einbringen kann. Nachdem dieser schließlich auf weite-
res Zureden des Verteidigers gesteht, wird die Milderung mit der Begründung ver-
sagt, sein Geständnis sei nur Ausdruck von Berechnung, nicht aber von Schuldein-
sicht und Sühnebereitschaft. Der BGH sah hierin keine Täuschung, weil der Richter 
nur eine allgemeine Belehrung über mögliche Wirkungen eines Geständnisses erteilt 
habe22. Überwiegend wird daher der Begriff der Täuschung verbunden mit einem fi-
nalen Moment oder damit, dass die Beamten bewusst handeln oder unterlassen müs-
sen23. Eine Ausnahme wird gemacht für fahrlässige Rechtsauskünfte, weil der Be-
schuldigte oder Zeuge einen Anspruch auf Richtigkeit von Rechtsauskünften habe 
und es rechtsstaatlich nicht akzeptabel sei, Angaben zu seinen Nachteil zu benutzen, 
die er im Vertrauen auf die Richtigkeit von Rechtsauskünften durch Strafverfol-
gungsorgane gemacht habe24. Rogall meint dagegen, dass bei bloß objektiv unrichti-
gen Angaben über Rechtsfragen, wie bei der unvorsätzlichen Erregung von Irrtü-
                                                 
18 Puppe, a.a.O. S. 304. 
19 Rogall, Rdnr. 47. 
20 Günther, Anm. zu BGH StV 88, 419 (423), zitiert nach E. Dahle, S. 433. 
21 Vgl. Fußnote 11. 
22 Vgl. BGH in NJW 1960, S. 1212. 
23 OLG Oldenburg, NJW 1967, S. 1096 (1098 f.). 
24 LR Hanack 42 zu § 136a, zitiert nach E. Dahle, S. 433. 
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mern, keine Täuschung vorliegt und ein Verwertungsverbot als Reaktionsmittel 
kaum angemessen werde. 
Es kann keine Rede sein, dass der Beschuldigte einen allgemeinen und umfassen-
den Anspruch auf die Richtigkeit von Rechtsauskünften hat. Hierfür sind die Straf-
verfolgungsbehörden jedenfalls nicht ohne weiteres zuständig. Auch das Gesetz 
kennt eine solche allgemeine Pflicht zur Raterteilung nicht (vgl. §§ 136 I, 163 a III, 
IV). Es geht deshalb nicht an, das Irrtumsrisiko stets den staatlichen Organen aufzu-
bürden. In dieser Sichtweise liegt übrigens keine unvertretbare Verkürzung der 
Rechte des Beschuldigten. Vielmehr bleibt in allen Fällen zu prüfen, ob der Verneh-
mende die ihm gesetzlich obliegenden Aufklärungs- und Belehrungspflichten ver-
letzt hat. Ist dies der Fall, richten sich die Rechtsfolgen nach diesen Vorschriften. 
Ferner kommt eine Verletzung der gerichtlichen Fürsorgepflicht bzw. das Recht auf 
ein faires Verfahren in Betracht, die gegebenenfalls ein Verwertungsverbot nach sich 
zieht25. 
Da Irreführen bedeutet, dass bei dem Betroffenen eine Falschvorstellung erzeugt 
wird, stellt sich die Frage, ob sich eigentlich jeder Beschuldigte oder Zeuge täuschen 
lässt. Bei alten Hasen, die nachweisbar über eine erhebliche Erfahrung mit den Straf-
verfolgungsbehörden verfügen, ist es wohl unwahrscheinlich, dass sie über ihre 
Rechte nicht genau informiert sind. Aber auch die Täuschung über Tatsachen muss 
unter ähnlichen Gesichtspunkten gesehen werden. Der vernehmungserfahrene Be-
schuldigte weiß, dass es dem vernehmenden Beamten darum geht, von ihm eine 
wahre Sachaussage zu erlangen und dass er aus kriminaltaktischen Gründen nicht 
umfassend informiert wird. Wegen dieses latenten Misstrauens gegen den verneh-
menden Beamten ist es selten, dass es gelingen wird, einen erfahrenen Beschuldigten 
durch eine Irreführung so sehr in seiner Willensfreiheit zu beeinträchtigen, dass der 
Vorfall i.S.d. § 136a StPO von Bedeutung sein könnte. Gerade der polizeierfahrene 
Beschuldigte wird sich nur in ganz außergewöhnlichen Fällen durch Fehlinformatio-
nen des Beamten zu einer Sachaussage hinreißen lassen. 
Als einem Beschuldigten wahrheitswidrig eine erdrückende Beweis- situation 
vorgespiegelt worden war, wies der BGH darauf hin, dass der Erklärungswert von 
Hinweisen des Vernehmungsbeamten zu messen ist an der Frage, wie der Beschul-
digte sie verstehen konnte, wobei der Senat davon ausging, dass ein Beschuldigter 
mit Erfahrung im Umgang mit den Strafverfolgungsbehörden sehr viel weniger dazu 
neigen wird, sich durch wenig substantiierte Behauptungen oder Bewertung in sei-
nem Aussageverhalten beeinflussen zu lassen26. 
Wird unter Freiheit der Willensentschließung und Willensbetätigung in erster Li-
nie die Freiheit von Zwang und Nötigung verstanden, so kommt eine Beeinträchti-
gung immer dann in Frage, wenn der Beschuldigte oder Zeuge durch eine Falschin-
formation in Druck gebracht wird. 
Eine zwanghaft empfundene Situation kann dann entstehen, wenn der Beschuldig-
te fälschlich glaubt, zu einer Aussage verpflichtet zu sein, zum Beispiel, wenn dem 
Beschuldigten vorgespiegelt wird, er werde als Zeuge vernommen, er sei zur Aussa-
ge verpflichtet, er müsse die Wahrheit sagen, sein Schweigen könne als Beweis sei-
ner Schuld gelten. Möglich ist auch, dass eine Täuschung mit der Ausnutzung sons-
                                                 
25 Rogall, Rdnr. 48. 
26 BGHSt 35, 328 (330) = NJW 1989, S. 842. 
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tigen Zwanges kombiniert sein kann, so, wenn der Beschuldigte mit einem U-
Häftling zusammengelegt wird, der als V-Mann für die Polizei arbeitet: hier wurde 
die an sich prozessordnungsgemäße Zwangssituation der U-Haft zusätzlich ausge-
nutzt, um eine Geständnisbereitschaft des Beschuldigten durch Heranführen eines für 
die Polizei arbeitenden Dritten zu erleichtern27. Diesen Fall könnte man als durch ei-
ne Kombination von Zwang und Täuschung erzeugte psychische Ausnahme- oder 
Zwangssituation bezeichnen, wobei das durch die U-Haft künstlich erzeugte Mittei-
lungsbedürfnis und die damit verbundene Kritik-armut im Vordergrund gestanden 
haben. Bei den zwanghaft empfundenen Täuschungssituationen kommt auch morali-
scher Druck in Betracht wie in dem bereits erwähnten Fall, in dem man einem Be-
schuldigten vorspiegelte, sein Mittäter bei einem Raubüberfall sei durch einen 
Schusswechsel verletzt worden und werde wahrscheinlich verbluten28. 
In allen Fällen, in denen eine zwanghafte oder durch Fehlinformation scheinbar 
ausweglose Situation des Beschuldigten nicht erkennbar ist, wird die Möglichkeit, 
durch eine Täuschung wirklich eine Beeinträchtigung der Aussagefreiheit zu errei-
chen, sehr zweifelhaft29. Die durch die Täuschung erreichten falschen Vorstellungen 
können sich auf Tatsachen jeder Art und auf Rechtsfragen beziehen. Tatsachen sind 
äußere als auch innere Tatsachen, wobei es sich - damit überhaupt von einer Beein-
trächtigung der Willensfreiheit gesprochen werden kann - nur um solche Tatsachen 
handeln wird, die für die Aussagebereitschaft des Beschuldigten von einer gewissen 
Bedeutung sind. 
In Betracht kommen mehrere Tatsachengruppen, über die eine Täuschung herbei-
geführt werden kann. Der Beschuldigte kann über die Beweissituation getäuscht wer-
den: ihm wird suggeriert, dass Mitbeschuldigte bereits gestanden haben, dass die 
Beweislage gegen ihn erdrückend ist, dass am Standort Spuren gefunden wurden, die 
ihm zugeordnet werden können, dass es Zeugenaussagen gibt, die ihn als Täter aus-
weisen und dass aus diesen Gründen seine Situation ausweglos ist und durch eine 
Aussage verbessern kann30. 
Die Aussagemotivation des Beschuldigten kann durch Täuschung beeinflusst oder 
sogar gesteuert werden: Durch gezielte Fehlinformationen können bei ihm starke, die 
Aussagebereitschaft beeinflussende Gefühle gezeugt werden, wie Hass, Wut, Eifer-
sucht, Neid, Verzweiflung, Hoffnungslosigkeit, Erschütterung oder Angst. Hierzu 
gehören etwa Falschinformationen über das Verhalten von Mittätern, über das Ver-
halten von Familienmitgliedern und deren weiteres Schicksal der Opfer einer be-
stimmten Straftat31. 
Leicht definierbar ist die Täuschung über Rechtsfragen. Über die strafprozessua-
len Rechte sind die Rechtsinhaber regelmäßig zu belehren, da Rechtsausübung von 
Rechtskenntnis abhängig ist. Während gewisse Tätergruppen über ihre Rechte im 
Verfahren hinreichend informiert sind, sodass eine Täuschung darüber nur aus-
nahmsweise in Betracht kommen wird, muss bei prozessual unerfahrenen bzw. un-
gebildeten Personen davon ausgegangen werden, dass dieser Personenkreis in der 
                                                 
27 BGHSt 34, 362 = NStZ 1989, S.33 f. mit abl. Anm. Wagner, S. 34 f. 
28 BGH NStZ 88, S. 419. 
29 E. Dahle, S. 434. 
30 BGHSt 35, 328. 
31 Puppe, a.a.O. S. 297. 
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Wahrnehmung seiner prozessualen Rechte unerfahren und ungeschickt ist. Eine 
Falschinformation, vor allem wenn sie bewusst durchgeführt wird, weil man sich ei-
ne Änderung des Aussageverhaltens erhofft, ist dann immer als unzulässige Täu-
schung anzusehen, weil nie ausgeschlossen werden kann, dass Nichtkenntnis der 
Rechte auch zu ihrer Nichtwahrnehmung im Verfahren führen wird32. 
Keine Einigkeit besteht darüber, woraus denn eigentlich die Täuschung bestehen 
kann. Weitgehend übereinstimmend erscheint es möglich, eine Parallele zu § 263 
StGB zu ziehen. Eine Täuschungshandlung läge dann vor, wenn der Vernehmende 
durch sein Verhalten auf das intellektuelle Vorstellungsbild eines anderen einzuwir-
ken sucht oder bei bestehender Rechtspflicht einen schon vorhandenen Irrtum oder 
eine sich bildende Fehlvorstellung nicht beseitigt, also jedes Verhalten, der den 
Schluss auf die Unwahrheit zulässt33 und zwar grundsätzlich durch aktive Täuschung 
(ausdrücklich oder konkludent) und Täuschung durch Unterlassen. 
Die aktive Täuschung kann zunächst einmal darin bestehen, dass der Vernehmen-
de den Beschuldigten falsch informiert. Wenn eine der oben angeführten Tatsachen 
oder Rechtsfragen dem Beschuldigten falsch mitgeteilt wird, liegt eine unzulässige 
Täuschung jedenfalls dann vor, wenn seine Aussagebereitschaft dadurch erheblich 
beeinträchtigt wird. Auch die zweideutige Auskunft oder Belehrung, die sich dem 
konkludenten Verhalten annähert, dürfte unter die verbotenen Täuschungen fallen, 
jedenfalls dann, wenn sie so abgefasst wird, dass der Beschuldigte ihr einen Erklä-
rungswert zuschreiben soll und zuschreibt, dessen Unwahrheit ihn in seinem Aussa-
geverhalten beeinflusst34. 
Auch konkludentes Verhalten kommt als Täuschung in Betracht. Der vernehmen-
de Beamte sagt nicht ausdrücklich die Unwahrheit, richtet aber sein Verhalten so ein, 
dass der Beschuldigte daraus eine Unwahrheit schließen soll oder sogar schließen 
muss, zum Beispiel dadurch, dass er einen Tatverdächtigen wegen eines schweren 
Delikts vernimmt, ihn aber nur belehrt, dass die Vernehmung wegen eines relativen 
Bagatelldelikts erfolgt, sodass der Beschuldigte vielleicht eher zu einer Aussage be-
reit ist, die auch im Verfahren wegen des schweren Delikts von Bedeutung sein 
kann. 
Eine Vernehmung ist eine Art Dialog, aber sie ist auch ein Wechselspiel von 
grundsätzlich nicht dialogfähigen Signalen. Puppe35 unterscheidet zwischen den 
standardisierten Zeichen, denen eine bestimmte Bedeutung allgemein zugeordnet ist 
(zustimmendes Kopfnicken) und nicht standardisierten Zeichen, für die feststehende 
Interpretationsmerkmale nicht existieren und die ihre Bedeutung aus der Situation 
gewinnen und aus ihrer Interpretation durch den Beschuldigten. 
Auch diese Verhaltensweisen sind grundsätzlich Möglichkeiten der Täuschung, 
wobei hier die Anforderungen besonders hoch zu stellen sind; hier kann man dem 
Beschuldigten nicht das prozessuale Risiko abnehmen, das sich in einer (aus seiner 
Sicht) Fehlinterpretation des Verhaltens des vernehmenden Beamten verwirklicht. So 
ist zum Beispiel das Vorspielen einer freundschaftlichen Gesinnung durch den Ver-
                                                 
32 Beispiele sind die bereits schon oben genannten: Beschuldigter wird vorgespiegelt, er müsse die 
Wahrheit sagen, er werde als Zeuge vernommen etc. 
33 S/S-Cramer Rdnr. 12 zu § 263 StGB, zitiert aus E. Dahle, S. 435. 
34 S/S-Cramer a.a.O., Rdnr. 12. 
35 AaO. S. 295 f. 
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nehmenden oder ein sonst vernehmungspsychologisch geschicktes Vorgehen nicht 
vom Täuschungsverbot betroffen36. Die konkludente Täuschung ist jedenfalls nicht 
so leicht zu beschreiben, weil die nichtstandardisierten Verhaltensweisen eben situa-
tionsabhängig und interpretationsoffen sind, sodass auch der Nachweis der Täu-
schung (wenn sie als solche angenommen werden kann) und der Kausalität zwischen 
Täuschung und gravierender Beeinträchtigung des Aussageverhaltens in vielen Fäl-
len fehlschlagen wird37. 
Die gesamte Skala der Körpersprache (wie Gesten, Lachen oder Aufstöhnen, ein 
bestimmter Gesichtsausdruck) oder der sonstigen nonverbalen Kommunikation ist 
schwer fassbar und dennoch geeignet, in dem Gegenüber bestimmte Vorstellungen 
zu erwecken, die falsch sein können. 
Der Täuschungsversuch ist in § 136a StPO nicht erfasst38. Die Täuschung durch 
Unterlassen ist umstritten. Einigkeit herrscht darüber, dass ein durch den Verneh-
mungsbeamten vorgefundener Irrtum nicht verstärkt, ausgeweitet oder vertieft wer-
den darf39; das ist jedoch aktives Handeln und muss nach den Maßstäben des aktiven 
Handelns bewertet werden. 
Bloße Ausnutzung eines Irrtums des Beschuldigten und die Unterlassung einer 
Aufklärung über einen Irrtum soll grundsätzlich nicht als Täuschung gewertet wer-
den40. 
Beispiel: „Der Angeklagte habe bestritten, zum Zeitpunkt des Treffens“ (am 
21.02.83 mit W) „etwas von dem Bankraub gewußt zu haben. Nach dem Zweck sei-
nes Aufenthalts in der B-Ebene gefragt, habe er mehrfach von sich geäußert, , was 
fragt ihr denn, ihr habt doch alles gesehen, da sind doch Kameras!“ ... Die unrichtige 
Vermutung des Angeklagten ..., die Schließfächer seien per Kameras überwacht wor-
den, habe man aufgegriffen, ihm vorgehalten und gesagt, er sei dort per Kamera beo-
bachtet worden. Daraufhin habe der Angeklagte „zugegeben, bei der Gelegenheit aus 
einem Schließfach eine Plastiktüte geholt zu haben“ (in der die Beute aus einem 
Banküberfall lag). 
Die Vernehmungsbeamten haben den Irrtum des Angeklagten darüber, dass die 
Polizei mit den - in Wirklichkeit nicht installierten - Kameras „doch alles gesehen“ 
habe, nicht verstärkt, ausgeweitet oder vertieft, sondern nur ausgenutzt. Der Vorhalt, 
er, der Angeklagte, sei dort per Kamera beobachtet worden, ging nicht über das hin-
aus, was der Angeklagte selbst schon als seine Vorstellung zum Ausdruck gebracht 
hatte41. 
Die Unterlassung der Belehrung nach § 136 I S. 2 StPO soll nur nach den Ge-
sichtspunkten zu behandeln sein, die zur Nichtbelehrung im Rahmen des § 136 StPO 
selbst entwickelt wurden, die in diesem Zusammenhang erhobene Forderung, der 
Beamte müsse den Beschuldigten jedenfalls dann aufklären, wenn er erkenne, dass 
dieser auf Grund seiner Unkenntnis über sein Schweigerecht eine Aussage machen 
will, wird in der Rechtsprechung abgelehnt42 insbesondere unter Hinweis auf Ab-
                                                 
36 Rogall, Rdnr. 54.  
37 E. Dahle, S. 436.  
38 Rogall, Rdnr. 54.  
39 Rogall, Rdnr. 50.  
40 Hanack, in Löwe-Rosenberg, StPO, 24. Aufl., § 136a Rdnr. 38. 
41 NJW 1986, Heft 44, S. 2771 f. 
42 OLG Frankfurt NStZ 1988, S. 419 m.w.N. 
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grenzungsschwierigkeiten sowie auf die in vielen Verfahren erkennbare Unsicher-
heit, wann die Belehrungspflicht eigentlich eintritt; diese Unsicherheit soll nicht un-
ter die Gefahr der Unverwertbarkeit der Aussage nach § 136a III StPO geraten. 
Eine Täuschungshandlung macht die Verwertung nach § 136a III nur dann unzu-
lässig, wenn durch sie die Willensfreiheit beeinträchtigt wurde, was bei Täuschungen 
von vornherein nur bei einer gewissen Mindestschwere anzunehmen ist. Am ursäch-
lichen Zusammenhang fehlt es, wenn der Beschuldigte die Täuschung erkannt und 
dennoch ausgesagt hat oder wenn er nicht durch sie irregeleitet wurde. Der ursächli-
che Zusammenhang muss nicht nachgewiesen werden; es reicht, wenn er nicht aus-
zuschließen ist43. 
Der Beschuldigte kann über den Umfang seiner Rechte so getäuscht werden, dass 
er sich zur Aussage verpflichtet fühlt oder über die Beweislage oder über sonstige 
oben beschriebene Umstände, sodass er eine gewisse Zwangslage empfindet und ein 
Geständnis ablegt. Hierbei liegt der unantastbare Bereich vor, bei der eine Irrefüh-
rung unzulässig ist. 
3.3 Erlaubte List 
Jenseits dieser Grenze soll sich die Möglichkeit der taktischen List auftun, insbeson-
dere durch Fangfragen. Zwar dürfe der Beschuldigte lügen, es sei aber auch zulässig, 
ihn dieser Lügen zu überführen vor allem dadurch, dass der Vernehmende Fragen 
stellt, deren Antwort er bereits kennt und mit deren Antworten er den lügenden Be-
schuldigten in einem taktisch günstigen Moment konfrontiert, da der Vernehmende 
nicht verpflichtet ist, sein Wissen über den Fall dem Beschuldigten zu unterbrei-
ten44.Hier darf er seine Wissensüberlegenheit bewusst ausnutzen, den Beschuldigten 
in Widersprüche führen und deren Richtigstellung vernehmungstaktisch verwenden. 
Die prozessuale Risikoverteilung verlangt es also nicht, den Beschuldigten davor 
zu schützen, dem überlegenen Wissen und taktischen Geschick des Vernehmungsbe-
amten ausgesetzt zu sein. Entscheidend ist, dass der Beschuldigte nicht in der Wahr-
nehmung seiner Rechte durch Täuschung beeinträchtigt wird und dass er nicht durch 
Täuschung in eine Zwangssituation gebracht wird45. Der Beschuldigte, der in Kennt-
nis seiner Rechte sich auf eine Vernehmung einlässt, muss sich jedoch dann, wenn er 
Erfahrung mit Vernehmungsbeamten hat, da-rüber im klaren sein, dass der Beamte 
versuchen wird, vernehmungstaktische Vorteile auch dadurch zu erreichen, dass er 
den Beschuldigten in die Irre führt. 
Die Beispielsreihe von der unbestrittenen verbotenen Lüge bis zur ebenso un-
bestritten zulässigen Fangfrage zeigt die Schwierigkeit der klaren Abgrenzung auf. 
Die „Brockhaus-Enzyklopädie“ (19. Auflage, Vorauslexikon) stellt bei Täuschen den 
Bezug zum mittelhochdeutschen Lügen her und erläutert weiter betrügen, irreführen, 
heucheln. List/listig wird als geschickte Täuschung (Plan) oder als schlau, verschla-
gen (Person) erläutert. Die früher herrschende, aber jetzt offenbar auf dem Rückzug 
befindliche Lehre unterscheidet zwischen verbotenen groben Lügen und erlaubten 
feinen Listen, die man ohnehin nicht unterbinden könne. 
                                                 
43 Hanack, a.a.O. Rdnr. 62. 
44 Puppe, a.a.O. S. 304. 
45 E. Dahle, S. 436. 
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Treffend wird zuweilen festgestellt, dass dem Bedürfnis nach wirksamer Verbre-
chensbekämpfung durch Einschränkung des Täuschungsverbots nicht durch seltsame 
Interpretation dessen entsprochen werden kann, was eine Täuschung ist46. 
Beispiel: Ein bekannter Sänger beschließt, seine Ehefrau umzubringen. Er überre-
det diese zu einem gemeinsamen Flug in dem von ihm gesteuerten Sportflugzeug. Es 
gelingt ihm, seine Ehefrau mittels eines mitgeführten Getränkes, dem ein Schlafmit-
tel beigemischt wurde, in einen Tiefschlaf zu versetzen. Er selbst springt aus dem 
fliegenden Sportflugzeug und kann mit Hilfe eines Fallschirmes sicheren Boden er-
reichen, wohingegen sein Ehefrau in dem Flugzeug, das am Boden zerschellt, den 
Tod findet. Der mörderische Sänger versteckt den Fallschirm im Wald und täuscht 
vor, den Flugzeugabsturz überlebt zu haben. Der Sänger wird bald von dem ermit-
telnden Polizeibeamten verdächtigt. Der Polizeibeamte spiegelt dem Sänger vor, er 
wolle den Wald nach möglichen Beweisstücken (Fallschirm) durchsuchen. Um den 
Fallschirm dem erwarteten Zugriff der Polizei zu entziehen, beschließt der Sänger, 
den Fallschirm an sich zu bringen. Er begibt sich zu der Stelle im Wald, an der er 
den Fallschirm versteckt hatte. Dort wird er von dem Polizeibeamten, der den ver-
dächtigen Sänger überwacht hatte, gestellt. Das sofortige Auffinden des Fallschirms 
verrät den Sänger. 
Da im Beispielsfall die Überführung des Beschuldigten nicht auf Grund einer 
durch Täuschung veranlassten Aussage, sondern infolge eines durch Täuschung be-
dingten Verhaltens erfolgte, wäre im vorliegenden Fall allenfalls an eine analoge 
Anwendung des § 136a StPO zu denken. Argumentiert werden könnte, dass der Be-
schuldigte durch Täuschung dazu veranlasst wurde, sich selbst zu belasten (Verlet-
zung des Verbotes des Zwanges zur Selbstbezichtigung - „nemo tenetur se ipsum 
prodere“)47. 
Nach § 69 III StPO ist für die Täuschung von Zeugen § 136a StPO ebenfalls ent-
sprechend anwendbar. Damit ergeben sich jedoch erheblich größere Probleme als 
beim Beschuldigten. Der Beschuldigte hat ein Recht zum Schweigen; es ist allein 
seiner Entscheidung anheimgestellt, ob er zur Sache aussagen will und was er sagen 
will. Er ist in dieser Beziehung völlig frei, es wird ihm von einigen Autoren sogar 
ausdrücklich das Recht auf Lüge eingeräumt48. 
Anders beim Zeugen: Wenn der Zeuge nicht ein Zeugnis- oder Aussageverweige-
rungsrecht nach §§ 52 ff. StPO hat, ist er zur wahrheitsgemäßen Aussage verpflich-
tet, unabhängig von seiner Tatsachenkenntnis und seiner Motivlage. Da der Zeuge 
also - von den Ausnahmen der Zeugnis- und Aussageverweigerungsrechte abgesehen 
- rechtlich überhaupt keine Freiheit der Willensentschließung über seine wahrheits-
gemäße Aussage hat, ist es zweifelhaft, wieweit er durch eine Täuschung überhaupt 
in seinen Rechten berührt werden kann. 
Auch die für den Beschuldigten tauglichen Maßstäbe über die Anwendung des 
§ 136a StPO, wenn eine Täuschung als Zwang oder Druck empfunden wird, sind 
kaum brauchbar, weil der Zeuge im Verfahren ganz legal dem Zwang zur Aussage 
                                                 
46 Vgl. Otto, GA 70, 299. 
47 G. Haas, S. 126 f. 
48 Vgl. die Nachweise bei Puppe, a.a.O. S. 301. 
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ausgesetzt (§ 70 StPO) und für eine Falschaussage oder ein anderes Aussagedelikt 
vor Gericht sogar bestraft werden kann49. 
In Betracht kommt daher eine Täuschung über die Rechte, die der Zeuge in dem 
betreffenden Verfahren hat, insbesondere wenn es sich dabei um Rechte der Zeug-
nisverweigerung und der Aussageverweigerung handelt. Hier hat auch der Zeuge ein 
Wahlrecht, das durch eine Täuschung nicht verkürzt werden darf. Da wo er keine 
Auswahl treffen darf, ob er aussagen und was er aussagen will, kann er zwar ge-
täuscht werden, diese Täuschung kann jedoch nicht zur Beeinträchtigung der Freiheit 
der Willensentschließung und der Willensbetätigung in Bezug auf die Zeugenaussa-
ge führen. 
Da die Wahrheitsfindung im Ermittlungsverfahren sich oft nur gegen die Wider-
stände von Beschuldigten und Zeugen durchsetzen lässt, ist die StPO nicht blind ge-
genüber kriminaltaktischen Erfordernissen; die normierten Eingriffsbefugnisse ma-
chen das deutlich. Es ist auch ganz unstreitig, dass ein Ermittlungsverfahren mit Be-
einträchtigungen für Beschuldigte und Zeugen einhergeht und dass diese ihren freien 
Willen im Verfahren oft nicht durchsetzen können; ein Indiz dafür sind die Eingriffe, 
die gegen den Willen der Betroffenen und gelegentlich auch mit Zwang durchgesetzt 
werden dürfen. 
Die kriminalistische Notwendigkeit verlangt die intellektuelle Auseinanderset-
zung mit Zeugen und Beschuldigten, die schon begrifflich auch ein Element des Vor-
teilsuchens und Vorteilausnutzens in der Vernehmung enthält. Diese Richtung ist 
nicht verboten und konstituiert eben das, was wir unscharf als „erlaubte List“ be-
zeichnen50. 
3.4 Mithören von Telefongesprächen 
3.4.1 Unbefugte Tonbandaufzeichnungen 
Das allgemeine Persönlichkeitsrecht in der Variante des Anspruchs auf Schutz der 
Privatsphäre (Vertraulichkeit) kann im Zeitalter der modernen (Abhör-)Technik in 
vielfältiger Weise verletzt werden. Auch die moderne Technik und ihr Einsatz zur 
Überwachung Dritter (zum Beispiel von Kunden und Arbeitnehmern eines Gewerbe-
triebes) hat die Gerichte wiederholt beschäftigt. Tonbandaufzeichnungsgeräte lösen 
den für viele unwiderstehlichen Reiz aus, Gespräche „wasserfest“ zu fixieren, um für 
spätere Rechtsstreitigkeiten (angeblich) besser gewappnet zu sein. Gegen diese Form 
der Beweis-sicherung bzw. Dokumentation bestehen zumindest dann keine Beden-
ken, wenn der Gesprächspartner über die Aufzeichnungsabsicht informiert ist und - 
sei es auch nur konkludent - seine Einwilligung erteilt hat. Bedenkenfrei ist im Er-
gebnis die Verwendung von Aufzeichnungsgeräten auch dann, wenn es gilt, die An-
rufe eines Erpressers oder Beleidigers beweiskräftig festzuhalten (Notstand bzw. 
notstands-ähnliche Situation51). Abgesehen von diesen Fallgruppen unterliegt die 
heimliche Aufzeichnung des nichtöffentlich gesprochenen Wortes durchschlagenden 
rechtlichen Bedenken, die schon durch die Strafnorm des § 201 StGB (Verletzung 
                                                 
49 Puppe a.a.O. S. 306. 
50 E. Dahle, S. 437. 
51 Vgl. § 34 StGB. 
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der Vertraulichkeit des Wortes) belegt werden. Demgemäß hat der BGH konsequen-
terweise die heimliche Tonbandaufnahme eines (geschäftlichen) Telefongesprächs 
zur Verwendung als Beweismittel in einem Zivilprozess als Verletzung des Persön-
lichkeitsrechts gewertet52. Andere Gerichte sind dem gefolgt und haben das Auf-
zeichnungsverbot auf andere Situationen ausgedehnt. So hat das BayOblG53 zum 
Beispiel eine Tonbandaufnahme, die eine Privatperson über ein zwischen dem Be-
schuldigten eines Strafverfahrens und einem Dritten geführten Gespräch ohne Wis-
sen des letzteren hergestellt hatte, als unzulässiges Beweismittel verworfen. Auch 
heimliche Tonaufnahmen eines Arbeitgebers zur Beweismittelgewinnung bei Ver-
dacht von Straftaten durch Arbeitnehmer wurden - grundsätzlich - als verbotene Ein-
griffe in das allgemeine Persönlichkeitsrecht gewertet54. 
3.4.2 Mithören durch Polizeibeamte 
Qualitativ weniger intensiv, gleichwohl ebenfalls rechtlich bedenklich ist das (heim-
liche) Mithörenlassen eines Telefongesprächs55; hierin erblickte das Gericht eben-
falls eine Persönlichkeitsverletzung mit der prozessualen Folge eines Verwertungs-
verbotes. Unerheblich ist es insoweit, ob das Mithören(lassen) durch Zweithörer oder 
Lautsprecher unter den Tatbestand des § 201 StGB - insbesondere den Begriff „Ab-
hörgerät“ - fällt56. 
Wie ist der Sachverhalt rechtlich zu beurteilen, wenn Polizeibeamte bei einem Te-
lefongespräch mithören? Mit Urteil vom 8. Oktober 1993 entschied der 2. Strafsenat 
des Bundesgerichtshofes: 
„Ein Polizeibeamter, der im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens ein Telefonge-
spräch über einen Zweithörer mitverfolgt, handelt in der Regel nicht rechtswidrig, 
falls ihm dies vom Benutzer des Anschlusses, der die Mithörmöglichkeit bietet, ges-
tattet ist; das gilt auch dann, wenn er das Gespräch ohne Wissen des anderen Teil-
nehmers mithört.“ (Leitsatz) 
Der Entscheidung lag ein Fall aus dem Frankfurter Rotlichtmilieu zu Grunde: Ei-
ne Prostituierte hatte den „Beschützer“ gewechselt. Der verlassene Zuhälter forderte 
von dem neuen eine Ablösesumme und verlieh seiner Forderung durch den Einsatz 
von Raubmitteln Nachdruck. Von der Polizeidienststelle aus stellte die Frau den Tä-
ter zur Rede, der sich eingehend über das Tatgeschehen ausließ. Der mithörende 
Kriminalbeamte fertigte hierüber einen Vermerk und sagte in der späteren Hauptver-
handlung darüber zeugenschaftlich aus. Diese Zeugenaussage wurde durch das 
Landgericht als Beweismittel zugelassen, was der BGH als rechtmäßig einstufte. 
Aus der Urteilsbegründung geht u. a. hervor, dass das bloße Mithören (nicht Auf-
zeichnen!) eines solchen Gespräches keinen Grundrechtseingriff darstellt. 
                                                 
52 NJW 1988, S. 1016. 
53 NJW 1990, S.197. 
54 Allerdings hat das LArbG Berlin (RDV 1989, S. 248) im konkreten Fall - ausnahmsweise - an-
ders entschieden, weil dem Arbeitgeber höherwertige Interessen zugebilligt wurden und die Ton-
bandaufzeichnung nicht den privaten Lebensbereich der betroffenen Arbeitnehmer berührte. 
55 Hier: zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber in dessen Büroräumen (ArbG Berlin, Urt. v. 
23.11.1988 - 6 Ca 335/88). 
56 So Schönke/Schröder-Leckner, StGB, 23. Aufl. 1988, § 201 Rdnr. 23. 
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Die im Schrifttum vertretene Auffassung, es handele sich um einen „Informati-
onseingriff“, der einer besonderen gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage bedürfe, 
weist der BGH zurück. Die §§ 100 a / b StPO kommen hier somit nicht zur Anwen-
dung. Die Bestimmungen regeln nur das Abhören, nicht das Mithören von Telefon-
gesprächen57. 
Insbesondere stellt der BGH klar, dass ein Verstoß des Kriminalbeamten gegen 
§ 201 II Nr. 1 StGB nicht vorliegen kann, da von der Post zugelassene Mithörein-
richtungen nicht als von der Vorschrift gefordertes „Abhörgerät“ einzustufen sind. 
Dies gilt somit auch für Zusatzlautsprecher am Gerät, Raumsprechanlagen o. ä. 
Der Senat weist auch den Einwand zurück, die Maßnahme könne gegen § 136a 
StPO verstoßen. Vielmehr handelt es sich bei einer verdeckten polizeilichen Ermitt-
lung dieser Art um erlaubte List, die den Grundsätzen eines rechtsstaatlichen Straf-
verfahrens ohne weiteres entspricht58. 
Die Entscheidung des BGH, dass ein Polizist nicht rechtswidrig handle, wenn er 
über einen Zweithörer ein Telefongespräch mit Zustimmung eines Teilnehmers mit-
höre und das so erlangte Wissen strafprozessual nutze, hat erneut die Frage nach den 
Grenzen heimlicher Polizeiarbeit aufgeworfen. Wenn angeblich jedermann ange-
sichts der Entwicklung im Fernsprechbereich damit rechnen muss, das privaten Tele-
fonanschlüssen Mithörgeräte angeschlossen sind und benutzt werden, also keine 
Vertraulichkeit dieser Kommunikation erwartet werden darf und wenn zugleich für 
das Mithören eines Polizisten nichts anderes gelten kann als für das Mithören durch 
eine Privatperson, dann fragt es sich in der Tat, ob § 100 a StPO angesichts der fort-
geschrittenen Entwicklung nicht schon weithin obsolet geworden ist. Bis zur Schaf-
fung der Abhörbefugnis im Jahre 1968 galt das heimliche oder auch nur einem Teil-
nehmer verheimlichte Mithören ebenso wie das Anzapfen des Telefons - von zwei-
felhaften alliierten Vorbehaltsrechten abgesehen - rechtlich als tabu. Es gab allenfalls 
Versuche, den Beschuldigten gegenüber Dritten zum Sprechen zu bringen. Und 
wenn nach 1968 Opfer oder andere Zeugen mit Wissen und Wollen der Polizei den 
Beschuldigten anrufen wollten, um ihn zum Sprechen zu bringen, ähnlich wie hier, 
wurde - falls ein Mithören geplant war - zuvor ein Beschluss gem. § 100 a StPO her-
beigeführt, weil selbstverständlich alle Gespächsbeteiligten, also auch der Angerufe-
ne, in den Schutzbereich des Art. 10 GG einbezogen wurden und der Schutzverzicht 
eines Beteiligten nicht als Verzicht des anderen gesehen wurde. Das sich heute in 
den neueren Polizeigesetzen59 keine Abhörbefugnis analog § 100 a findet, beruht auf 
dem Gedanken, dass im Bereich der polizeilichen Gefahrenabwehr auf den Einsatz 
eines typischen nachrichtendienstliches Mittels verzichtet werden sollte60. Ob dies 
angesichts der Schaffung anderer geheimdienstlicher Polizeibefugnisse konsequent 
war oder ist, steht auf einem anderen Blatt. Der 4. Strafsenat des BGH61 hat jeder 
Umgehung von §§ 100 a ff. StPO eine Absage erteilt; die StPO zwinge „nicht zur 
Wahrheitserforschung um jeden Preis“. Eine nicht an den Erfordernissen der Straf-
rechtspflege orientierte Auslegung von Art. 10 I GG fragt nach dem Zweck der 
                                                 
57 Vgl. § 100 b III StPO. 
58 BGH Urt. v. 08.12.1993 - 2 StR 400/93. 
59 Vgl. PolGNW, HessSOG, BremPolG, BadWürttPolG, BayPAG usw. 
60 Lisken in: NJW 1994, S. 2069. 
61 BGHSt 31, 304 = NJW 1983, S. 1570. 
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Norm. Es geht wie bei Art. 13 GG um die Fernhaltung der Staatsgewalt vom Privat-
bereich. So wie das privat „in den eigenen vier Wänden“ gesprochene Wort nach 
Maßgabe der von den Beteiligten gewählten „Spielregeln“ vertraulich bleiben soll, 
so soll auch das über die räumliche Distanz mit Hilfe eines Mediums übermittelte 
private Wort privat bleiben können. Die Beteiligten sollen so gestellt sein, wie wenn 
die ohne Medium korrespondierten. Der Schutzbereich endet also erst dort, wo die 
Beteiligten entweder einvernehmlich Öffentlichkeit herstellen oder einer von ihnen 
von sich aus nach der Kommunikation die Vertraulichkeit aufgibt62. Das mag gegen 
eine Verpflichtung inter partes verstoßen, ist aber kein staatlicher Eingriff, wenn die 
Polizei so zum Mitwisser werden sollte. Insoweit unterscheidet sich der Fall nicht 
von dem, dass jemand einen Brief zur Polizei bringt, damit diese ein Beweismittel 
habe. Weiß diese von dem Brief, kann sie ihn auch beschlagnahmen. Weiß sie von 
einem Telefongespräch zwischen einem Beschuldigten und einem Dritten, kann sie 
diesen als Zeugen nutzen. Eine andere Qualität hat solche „Datenerhebung“ jedoch 
dann, wenn erst auf Veranlassung der Polizei geschrieben und telefoniert wird. Hier 
wird einer der Beteiligten zum privaten Mittel staatlicher „Datenerhebung“. Im Be-
reich der Gefahrenabwehr ist die Befugnis zur „Datenerhebung durch den Einsatz 
von Personen, deren Zusammenarbeit mit der Polizei Dritten nicht bekannt ist“, aus-
drücklich wegen ihres Eingriffscharakters geregelt63. Ebenso hat der 4. Strafsenat 
des BGH die Mitwirkung eines V-Manns bei der telefonischen „Ausnutzung des 
Vertrauensverhältnis“ zum Beschuldigten als Eingriff gewertet und als Verstoß ge-
gen §§ 136, 136 a StPO angesehen, sofern die Voraussetzungen nach §§ 100 a f. 
StPO nicht erfüllt seien. Es kann also schwerlich genügen, dass die Polizei mit Er-
laubnis des Anschlussbesitzers dessen Telefongespräch mithört, um einen Eingriff in 
das dem anderen Teilnehmer zustehende Recht auf Wahrung des Fernmeldegeheim-
nisses auszuschließen. Es mag Fälle geben, in denen das Opfer oder ein Angehöriger 
von sich aus die telefonische Kontaktaufnahme sucht, damit der Beschuldigte sich 
selbst offenbart. Hier mag dann auch die Frage relevant werden, ob zwischen dem 
anfänglichen Mithören oder der nachfolgenden Informationsweitergabe ein rechtli-
cher Unterschied besteht. Für die Frage, ob ein polizeilicher Eingriff in das Fernmel-
degeheimnis vorliegt, kommt es eher darauf an, ob die Initiative zur telefonischen 
„Überführung“ von einem Ermittler ausgeht und wie stark ggf. dessen Druck zur 
Wahl dieser Methode ist64. Der 2. Strafsenat des BGH misst hingegen der „Auffor-
derung“ des Kriminalbeamten an die Anruferin einerseits gar keine Bedeutung zu, 
weil sie auch mit Wirkung für ihren Gesprächsteilnehmer über die Schutzwirkung 
des Art. 10 GG verfügen könne. Andererseits prüft er aber, ob solche Methode der 
Polizei § 136a StPO oder das Schweigerecht des Beschuldigten oder das Gebot des 
fairen Verfahrens verletzt haben könnte. Der Senat setzt also insoweit selbst wieder 
eine Prozesshandlung des Kriminalbeamten voraus, die ein Grundrecht oder grund-
rechtsgleiches Verfahrensrecht verletzt haben könnte; denn er verneint nicht einen 
entsprechenden Eingriffstatbestand, sondern verweist auf eben jene Rechtfertigungs-
gründe, die § 100 a StPO und nunmehr auch § 110 a StPO liefern, wenn es um die 
                                                 
62 So auch Lenckner, in: Schönke/Schröder, StGB, 23. Aufl., §354 Rdnr. 12, zitiert nach Lisken, 
s.o. 
63 Vgl. § 19 PolGNW, § 16 HessSOG, § 21 BGSG. 
64 Vgl. BGHSt 33, 217. 
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„heimliche“ Herbeiführung „selbstständiger Äußerungen“ geht65. Gleichwohl soll 
die Freiheit des Beschuldigten, sich zum Vorwurf zu äußern oder zu schweigen, 
nicht berührt worden sein, da der Polizist nicht in Erscheinung getreten sei. Das 
heißt: Der Beamte hat zwar getäuscht, aber das durfte er. Weil er es durfte, kann der 
Beschuldigte nicht beschwert sein. Im Übrigen soll die Beschwer nicht ursächlich 
sein. Weil die von der Polizei gedungene Anruferin die Tatsache des Mithörens „le-
diglich verschwiegen habe“. Die Konsequenz aus dieser höchst richterlichen Gedan-
kenführung lässt sich verkürzt so formulieren: Die weiterhin strafbare Täuschung im 
Rechtsverkehr ist im Dienste der Aufklärung strafbarer Handlungen gar keine Täu-
schung, sondern eine erlaubte Prozesshandlung ohne Eingriffswirkung. 
Neues Beispiel: Der Angeklagte A überfiel am 11. Februar 1994 zusammen mit 
zwei unbekannt gebliebenen Mittätern die Geschädigte G in deren Wohnung und 
entwendete unter Einsatz einer Pistole und eines Messers rund 80000 DM. Der An-
geklagte bestritt die Tat. Die Überzeugung des Gerichtes an der Täterschaft des A 
begründet sich im Wesentlichen auf die Angaben des Z, der über den Inhalt eines 
Gesprächs zwischen dem Angeklagten und einer Person P zu berichten wusste. Da-
bei ging es um ein Telefongespräch des Angeklagten mit der Person P. P hatte bei 
der Polizei angegeben, der Angeklagte habe ihm gegenüber in einem Telefonge-
spräch seine Täterschaft eingeräumt. Daraufhin veranlasste die Polizei ein weiteres 
Telefonat zwischen P und dem Angeklagten. Der Zeuge Z war zu diesem Telefonat 
als Dolmetscher für die ägyptische Sprache von der Polizei hinzugezogen worden, 
um das Gespräch an einem Zweithörer mitzuhören und anschließend zu übersetzen. 
In diesem Telefonat machte der Angeklagte Angaben zur Tat. 
Der Senat vertritt die Ansicht , dass das Telefongespräch zu Unrecht verwertet 
wurde. Der A war im Zeitpunkt des Telefongesprächs bereits Beschuldigter im Sinne 
der §§ 136, 136 a, 163 a StPO. Der bestehende Verdacht hatte sich auf Grund der vo-
rangegangenen Angaben des P so verdichtet, dass der A ernstlich als Täter des 
schweren Raubes in Betracht kam. 
Die Veranlassung des Telefongesprächs und dessen Durchführung unter Einschal-
tung eines von der Polizei hinzugezogenen Dolmetschers stellt eine gegen A gerich-
tete gezielte Ermittlungsmaßnahme der Strafverfolgungsbehörde dar. Allerdings liegt 
in dem Veranlassen des Telefonats und dem Mithören des Gesprächs durch den im 
Auftrag der Polizei handelnden Dolmetscher noch keine förmliche Vernehmung, für 
welche die einschlägigen Vorschriften der StPO unmittelbare Geltung beanspruchen 
können. Zum Begriff der Vernehmung im förmlichen Sinne gehört, dass der Ver-
nehmende dem Beschuldigten in amtlicher Funktion gegenübertritt66. Bei einer sol-
chen Vernehmung muss der Beschuldigte über das Schweigerecht belehrt werden. 
Ein Verstoß gegen diese Belehrungspflicht führt grundsätzlich zu einem Beweisbe-
wertungsverbot67. Eine Privatperson führt indes auch dann keine förmliche Verneh-
mung, wenn sie, wie hier, gezielt auf den Beschuldigten und dessen Umfeld ange-
setzt und straff geführt wird oder wenn sie im Rahmen des Gesprächs mit der Ver-
hörperson ihr aufgetragene Fragen stellt68.  
                                                 
65 Lisken, S. 2070. 
66 BGH StV 1994, S. 521. 
67 Vgl. BGHSt 38, S. 214. 
68 Vgl. BGHSt 40, S. 211, 213. 
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Den Fällen der Rechtsprechung des BGH bezüglich eines Verwertungsverbotes ist 
gemeinsam, dass ihnen Ermittlungsmethoden zu Grunde liegen, die über die bloße 
Heimlichkeit bei der Erhebung des Beweises hinausgehen. 
An keiner Stelle hat der BGH jedoch ausgesprochen, dass eine verdeckte Ermitt-
lung von vornherein unzulässig ist. Dies ergibt sich bereits ausdrücklich aus den 
§§ 110 a ff. StPO. Andererseits wird man der Rechtsprechung ebenso eindeutig ent-
nehmen können, dass die Anwendung verbotener Vernehmungsmethoden in einer 
vernehmungsähnlichen Situation auch nicht bei einem Einsatz von V-Leuten, Infor-
manten oder sonstigen von den Ermittlungsbehörden auf einen Beschuldigten ange-
setzten Privatpersonen hinzunehmen ist. Sie führt zur Annahme eines Verwertungs-
verbotes. Die von den Strafverfolgungsbehörden eingesetzte Privatperson darf, um 
einen Verstoß gegen § 136a I StPO zu vermeiden, ihre Ergebnisse also nicht mittels 
einer Beeinträchtigung der Freiheit der Willensentschließung und der Willensbeein-
trächtigung des Beschuldigten gewinnen, namentlich nicht durch Täuschung. Dem-
entsprechend ist die Grenze rechtsstaatlich zulässigen Handelns überschritten, wenn 
zu der Heimlichkeit des Vorgehens der Gebrauch unlauterer von der Rechtsordnung 
missbilligter Mittel hinzukommt. 
Die Frage, wo die Grenze zwischen verwertbaren und nicht verwertbaren Er-
kenntnissen von V-Leuten zu ziehen sind, ist in Literatur und Rechtsprechung um-
stritten. 
Der erkennende Senat hält folgende Betrachtung für geboten: Bei der verdeckten 
Beweiserhebung kann nicht jede Irreführung des Beschuldigten als Täuschung i. S. 
des § 136a I StPO und damit als schlechthin verbotene Vernehmungsmethode ange-
sehen werden. Die bloße Irreführung über die Rolle der von den Ermittlungsbehör-
den auf den Beschuldigten angesetzten Privatperson erreicht nicht das Gewicht der 
übrigen in dieser Vorschrift genannten Verstöße gegen die Willensfreiheit des Be-
troffenen. Sie ist vom Begriff der Täuschung in § 136a StPO nicht erfasst. Die inso-
weit zu erwägende Beeinträchtigung der Willensfreiheit beschränkt sich der Sache 
nach auf die Nichtbelehrung über das dem Beschuldigten zustehende Aussagever-
weigerungsrecht. Dies aber ist ein Fall des § 136 StPO. Das absolute Verwertungs-
verbot des § 136a III 2 StPO ist daher bei der bloßen Hörfalle im Zusammenhang mit 
dem Einsatz von verdeckten Ermittlern oder von V-Leuten nicht einschlägig69. Das 
Täuschungsverbot des § 136a könne schwerlich der bestimmende Maßstab für die 
hier zu beurteilende Fallkonstellation sein. 
Im vorliegenden Fall ist ein Verwertungsverbot anzunehmen. Die Veranlassung 
des Telefongesprächs und die Einschaltung des Zeugen diente den Umständen nach 
einzig dem Zweck, ein Beweismittel zur Überführung des Beschuldigten für eine - 
im Zeitpunkt der Einschaltung des Zeugen - abgeschlossenen Tat zu schaffen. Darin 
liegt die Umgehung der sonst notwendigen förmlichen Vernehmung mit der Pflicht 
der Belehrung nach den §§ 163 a, 136 StPO, ohne dass andere Ermittlungsmöglich-
keiten unternommen wären. 
Gerichte und andere Strafverfolgungsbehörden dürfen das Verbot, den Beschul-
digten zur aktiven Mitwirkung an seiner Überführung zu zwingen, nicht dadurch 
umgehen, dass sie sich den Beweis heimlich verschaffen. Es ist rechtsstaatlich nicht 
vereinbar, dass der Verdächtige ausschließlich zum Zwecke der Umgehung einer 
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förmlichen Vernehmung nach Anordnung der Strafverfolgungsbehörden und unter 
Ausnutzung eines bestehenden Vertrauensverhältnisses gezielt in ein Gespräch über 
eine abgeschlossene Straftat verwickelt werden kann. 
Das Verwertungsverbot betrifft nur den Inhalt des auf Veranlassung der Ermitt-
lungsbehörden geführten Gesprächs selbst. Die so gewonnenen Erkenntnisse können 
dagegen Anhaltspunkte für weitere Ermittlungen bieten, sonst wäre ja der Einsatz 
von V-Leuten, Informanten und verdeckten Ermittlern sinnlos. Die im Wege dieser 
weiteren Ermittlungen gesammelten Beweismittel unterlägen – sofern sie im Übrigen 
rechtmäßig erlangt sind – keiner Verwertungsbeschränkung. Eine Fernwirkung 
kommt hier – wie auch sonst – nicht in Betracht70. 
Kern der Entscheidung ist – und dies ist neu –, dass das (Telefon-)Gespräch mit 
dem Beschuldigten auf Veranlassung der Ermittlungsbehörden mit dem Ziel der Ü-
berführung nach seiner Auffassung der Umgehung einer Vernehmung gedient hat, 
die Belehrungspflicht nach § 136 I 2 so umgangen worden ist und für den Inhalt ei-
nes solchen Gesprächs ein Verwertungsverbot besteht. Dem kann laut Seitz nicht ge-
folgt werden. 
In der Grundsatzentscheidung BGHSt 38, 214 hat auch der 5. Senat bei polizeili-
chen Vernehmungen ein Verwertungsverbot angenommen, wenn die Belehrung ge-
mäß § 136 I 2 unterblieben ist. Dieses Verbot gilt freilich nicht, „wenn feststeht, dass 
der Beschuldigte sein Recht zu schweigen ohne Belehrung gekannt hat“, „die wer-
tende Abwägung ergibt, dass dem Interesse an der Durchführung des Verfahrens in 
einem solchen Fall Vorrang gegeben werden kann“71. Auf den vorliegenden Fall ü-
bertragen scheint mit die Konsequenz zu sein, dass es bei Äußerungen gegenüber 
Privatpersonen zumindest grundsätzlich kein Verwertungsverbot geben kann, weil 
jedermann weiß, dass er zu Äußerungen nicht verpflichtet ist. Sternberg-Lieben72 
legt dar, dass ein Beschuldigter grundsätzlich auf eigenes Risiko handelt, wenn er In-
formationen „in eine für ihn unbeherrschbare Außenwelt entlässt“73. Auch die Zu-
sammenschau mit BGHSt 38, 214, zeigt deutlich, dass Vernehmung und Privatge-
spräch etwas grundsätzlich anderes sind und von einer Umgehung schon deshalb 
nicht gesprochen werden kann. Betrachtet man die Abgrenzung von „indifferenter 
Informationssammlung“ und Vernehmung, in BGHSt 38, 214 problembewusst gese-
hen74, erweist auch dies, dass nicht Vergleichbares verglichen wird, ganz abgesehen 
davon, dass sich Abgrenzungsschwierigkeiten bei der Zwischenschaltung von Pri-
vatpersonen potenzieren (auf wessen Sicht zu welchem Zeitpunkt kommt es an?)75. 
§ 163a I belegt, dass die StPO nicht die Vernehmung zu Beginn der Ermittlungen 
fordert, vielmehr vor deren Abschluss. Ein offenes Visier wird gerade nicht voraus-
gesetzt. Der Grundsatz der freien Gestaltung des Ermittlungsverfahrens gibt der StA 
einen erheblichen Spielraum, Erwägungen kriminaltaktischer Natur sind legitim. Die 
Einschaltung einer Privatperson dient schon deshalb nicht der „Umgehung der sonst 
                                                 
70 Vgl. dazu BGHSt 27, 335; 29, 244. 
71 BGHSt 38, 214, 224 zitiert aus Anmerkung von Seitz in NStZ 1995, Heft 10, S. 519. 
72 Jura 1995, 299, 308. 
73 So auch BGHSt 39, 335, 347; wobei zu besonderen Fällen, etwa Gesprächen mit einem Zellen-
genossen in U-Haft, hier nicht Stellung zu nehmen ist. 
74 BGHSt 38, 214, 227. 
75 Seitz in NStZ, Heft 10, S. 519. 
 29 
Die Abgrenzung zwischen verbotener Täuschung und erlaubter List nach § 136a StPO 
notwendigen förmlichen Vernehmung“, vielmehr wird im Rahmen der §§ 161, 163 
StPO ein zulässiges kriminaltaktisches Mittel angewandt76. 
Der Große Strafsenat (oberstes Richtergremium des BGH), dem der Zweifelsfall 
vom 11. Februar 1994 von den Richtern vorgelegt wurde, blieb auf der Linie, die das 
Gericht 1994 im Mordfall des Münchner Schauspielers Walter Sedlmayr eingeschla-
gen hatte. Im Mittelpunkt dieses Prozesses stand eine Aussage, die der Braut eines 
Angeklagten durch V-Männer entlockt worden war: Sie sei „hundertprozentig“ si-
cher, dass der Mordhammer ihrem Verlobten gehöre. Damals erklärte der 1. Strafse-
nat des BGH die Aussage für verwertbar. Begründung: „Wer sich privat zu ihm be-
kannten Beweisumständen äußert, kann über die Freiwilligkeit seines Tuns und die 
jederzeitige Möglichkeit der Weitergabe oder Verbreitung nicht im Zweifel sein.“  
Im vorliegenden Fall befand der Große Strafsenat, dass der „heimliche Einsatz 
von Personen, die den Beschuldigten befragen, um ihn zu belastenden Äußerungen 
zu veranlassen“, dann zulässig sei, wenn es sich „um eine Straftat von erheblicher 
Bedeutung handelt“ - und andere Ermittlungsmethoden „erheblich weniger erfolg-
versprechend“ wären77. Dies ist durch den Tatbestand des schweren Raubes und der 
schwierigen Beweislage gegeben. 
4 Schlussbemerkung 
Der Begriff der Täuschung entbehrt nicht der (gewollten?) Unschärfe, beinhaltet 
mehr ein Programm als eine präzise gesetzliche Vorschrift. Sie hält dazu an, bei Ver-
nehmungen das rechte, das dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht entsprechende 
Maß zu finden. Sie hindert den Strafverfolgungsbeamten aber nicht, sich klüger oder 
dümmer zu stellen, als er in Wirklichkeit ist. Für Lügen - auch nicht in der verniedli-
chen Form der „Notlüge“ oder der „taktischen Lüge“ - ist in der Vernehmung selbst-
verständlich kein Platz. Abgesehen davon, dass sie auch hier nur kurze Beine haben, 
erfüllen sie regelmäßig den Tatbestand einer unzulässigen Beeinträchtigung der Wil-
lensfreiheit. Überhaupt darf der Vernehmer keine Irrtümer setzen, braucht indessen 
schon bestehende nicht aufzuklären. Einzelheiten des Sachverhalts darf er aus ihrem 
ursprünglichen Zusammenhang lösen, auf deren Erörterung (einstweilen) verzichten, 
sie in andere sachliche oder zeitliche Zusammenhänge stellen und sie auch zusam-
menhanglos oder in unverfänglichen Verbindungen erörtern. Will er indessen nicht 
ein Verwertungsverbot in Kauf nehmen, muss der Vernehmende die Schranke des 
§ 136 I S. 1 beachten. Alle taktischen Finessen dürfen nicht zum Ziel haben, den Be-
schuldigten einer ganz anderen Tat zu überführen als der, die ihm bei Beginn der 
Vernehmung als Gegenstand genannt worden ist. 
Eine im ganzen etwas dubiose Geschichte? Eigentlich nicht. Das Rechtstaatsprin-
zip erfordert ein faires Verfahren in allen seinen Stadien. Fairneß im Sinne von intel-
lektueller Redlichkeit, Anständigkeit und ein Mindestmaß an Ritterlichkeit ist die 
Forderung für die Auslegung und Anwendung aller strafprozessualen Vernehmungs-
regeln. 
Der Ermittlungsbeamte sollte sich über alle obigen Erörterungen hinaus darüber 
im Klaren sein, dass dem Rechtsstaat große Gefahren drohen, wenn eine größere 
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Zahl schwerer Delikte ungesühnt bleiben. Diese Gefahren liegen weniger in der Ent-
täuschung der öffentlichen Meinung über ausbleibende Strafen als in einer durchaus 
möglichen und verhängnisvollen Tendenz  zur Selbstjustiz. 
Andererseits vermag gerade der Staat auf Grund seiner Machtposition gegenüber 
jedem Einzelnen der Sozialordnung Schaden zuzufügen, wenn er die dem Einzelnen 
zustehenden Rechte willkürlich verletzt. Rechtsgefühl und Rechtsbewusstsein kön-
nen dadurch vor allem dann gestört werden, wenn dies in weniger gravierenden Fäl-
len geschieht. 
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Berengar Pawlik* 
Geschichte und Entwicklung islamischer Selbstmordattentate im 
Nahostkonflikt1
1 Einleitung zur Themenstellung 
Eine Auseinandersetzung mit dem Thema „Geschichte und Entwicklung islamischer 
Selbstmordattentate im Nahostkonflikt“ erscheint sinnvoll. Denn wie in den Jahren 
zuvor wurde uns auch im vergangenen Jahr erneut die Gegenwärtigkeit dieses Phä-
nomens vor Augen geführt. Den Tagesnachrichten war bisweilen zu entnehmen, dass 
sich irgendwo in Israel ein Angehöriger der diversen religiösen Terrororganisatio-
nen, meist mit einem Sprengstoffgürtel um den Leib, in einer Menschenmenge in die 
Luft gesprengt und dabei unzählige Menschen getötet habe. Diese besondere Form 
des Terrorismus scheint in Israel dauerhafte Aktualität zu besitzen. Mit Hilfe her-
kömmlicher Erklärungsmuster ist das nur schwer zu verstehen. 
Die vorliegende Arbeit will daher die Geschichte und Entwicklung islamischer 
Selbstmordattentäter im Nahostkonflikt aufzeigen, indem sie zum einen den religiö-
sen Ursprung der islamischen Selbstmordattentäter analysiert und zum anderen ihren 
Einsatz als Mittel der Politik im Nahostkonflikt untersucht. Der Schwerpunkt liegt 
dabei auf der eingehenden Analyse des religiösen Hintergrundes, da dieser haupt-
sächlich für das Entstehen des Phänomens islamischer Selbstmordattentäter verant-
wortlich ist. Die Vorstellungen vom Martyrium im Islam und die islamischen Heils-
erwartungen vom Paradies werden dabei an Hand von mehreren Korantextstellen be-
legt. In Ermangelung arabischer Sprachkenntnisse des Verfassers wurde hierzu eine 
deutsche Übersetzungsausgabe des Koran2 hinzugezogen. 
Die Betrachtung des Nahostkonfliktes konzentriert sich auf den Kernpunkt der 
Konfrontationen, nämlich den israelisch-palästinensischen Streit um die Palästina-
frage.3 Eine Berücksichtigung der gesamtarabischen Dimension des Nahostkonflik-
tes und eine ereignisgeschichtliche Darstellung des gesamten Konfliktes wird nicht 
beabsichtigt und würde auch den Rahmen dieser Ausarbeitung sprengen. Ebenso 
bleiben die säkularen Selbstmordattentate weltlich geprägter Terrororganisationen 
unberücksichtigt. 
Zur Erstellung der Diplomarbeit wurden hauptsächlich gegenwärtige Monografien 
verwendet, die sich vor allem mit dem Islam, dem Fundamentalismus, dem Nahost-
konflikt, dem Terrorismus und Selbstmordattentaten auseinandersetzen. Des Weite-
ren zog der Verfasser zu den oben genannten Themengebieten auch aktuelle Schrift-
reihen und Zeitschriften zur Bearbeitung hinzu. 
2 Literatur und Forschung 
Bibliografien zum Islam beinhalten allgemein eine riesige Fülle von Monografien 
und Aufsätzen, erstellt vor allem in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhun-
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1 Anm. des Herausgebers: Die nachfolgende Abhandlung beruht auf einer vom Verfasser im Rah-
men des Studiums angefertigten Diplomarbeit. 
2 Vgl. Literaturverzeichnis. 
3 Vgl. Perthes (2000), S. 137. 
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derts. Ein zunehmend radikaler werdender islamischer Fundamentalismus, der sich 
mehr und mehr als eine Gefahr für den Weltfrieden herausstellt, ist Ursache für ein 
verstärktes Interesse des Westens4 am Islam. 
Eine Recherche zeitgemäßer Literatur führt zu der Feststellung, dass seit dem 11. 
September 2001 ein deutlicher Anstieg der Veröffentlichungen zu diesem Thema zu 
verzeichnen ist. Bei vielen Publikationen jüngeren Datums handelt es sich jedoch um 
Neuauflagen älterer Werke sowie um Schriften, die eher der Verschwörungsliteratur 
zuzurechnen sind oder aber um populärwissenschaftliche Bücher mit geringem wis-
senschaftlichen Aussagewert. Überdies lassen manche Autoren, die sich insbesonde-
re mit dem Nahostkonflikt befassen, ihre persönlichen religiösen oder politischen 
Meinungen in ihren Arbeiten durchblicken, bis hin zur offenen Unterstützung einer 
der Konfliktparteien. 
Dennoch gibt es viele Wissenschaftler und Experten, die sich bemühen, den Islam 
und den Nahostkonflikt in ihren Werken seriös, ausführlich und nach international 
anerkannten, wissenschaftlichen Standards zu diskutieren. Stellvertretend hierfür sei 
Bassam Tibi5 genannt, ein gläubiger Muslim, der sich als einer der führenden Islam-
wissenschaftler in seinen Veröffentlichungen aktuell, kritisch und richtungweisend 
mit der Entwicklung seines Glaubens auseinandersetzt und ferner auf die Gefahren 
des fundamentalistischen Islam eindringlich hinweist. 
Mit der grundsätzlichen Terrorismusproblematik befassen sich in ausführlicher 
Form unter anderem die Veröffentlichungen von Walter Laqueur und Bernd Georg 
Tamm sowie Bruce Hoffman6. Diese geben einen gegenwärtigen und ausführlichen 
Überblick über die Geschichte und die verschiedenen Erscheinungsformen des inter-
nationalen Terrorismus. 
Speziell mit dem islamischen Terror setzen sich die Publikationen von Peter Hei-
ne7 auseinander. Seine Werke zeigen im Besonderen die Zusammenhänge von isla-
mischem Fundamentalismus und Terrorismus auf. 
Der theologische Hintergrund islamischer Terroristen wurde von Hadayatullah 
Hübsch8 zeitgemäß sowie übersichtlich aufgearbeitet und an Hand zahlreicher Text-
stellen aus dem Koran dokumentiert. In diesem Zusammenhang ist die Arbeit Chris-
toph Luxenbergs9 über eine andere sprachliche Lesart des Koran bemerkenswert, die 
hinsichtlich der islamischen Paradiesvorstellungen neue Schlüsse zulässt. 
Eine erste eingehende Monografie, die sich ausdrücklich mit dem Phänomen is-
lamischer Selbstmordattentäter befasst, legte Christoph Reuter10 nieder. Joseph Croi-
toru11 verfasste indessen eine Übersicht über die Ursprünge religiöser und säkularer 
Selbstmordattentate. 
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Das Thema der vorliegenden Arbeit dagegen, „Geschichte und Entwicklung isla-
mischer Selbstmordattentate im Nahostkonflikt“, wurde im Rahmen der allgemeinen 
Terrorismusforschung in der Literatur bisher meist nur in Teilen behandelt, häufig 
sogar als bloßer Nebenaspekt. 
3 Religiöser Ursprung 
Islamisch motivierte Selbstmordattentate im Nahostkonflikt würde es ohne den viel-
schichtigen religiösen Hintergrund nicht geben. Er ist entscheidend für das Entstehen 
dieser besonderen Form des Terrorismus und fördert dessen Dasein und Entfaltung. 
Eine entwicklungsgeschichtliche Betrachtung des Phänomens kann daher nur im en-
gen Zusammenhang mit einer eingehenden Analyse des religiösen Hintergrundes er-
folgen. 
3.1 Fundamentalismus im Islam 
Islamische Selbstmordattentate im Nahostkonflikt können nur im Kontext des Ge-
dankengebäudes des islamischen Fundamentalismus verstanden werden. Dieses ge-
währt nämlich die scheinbar göttliche Legitimation, konstruiert den ideologischen 
Rahmen und stilisiert die Terrorakte zu heldenhaften Taten von Märtyrern. In den 
westlichen Rechtsgesellschaften wird derartiger Terrorismus dessen ungeachtet als 
Selbstmord und Mord bezeichnet. 
Der Begriff des Fundamentalismus wurde erstmals verwendet, um eine  Bewe-
gung konservativ-protestantischer Christen des 19. und 20. Jahrhunderts zu kenn-
zeichnen, die das Buch Genesis aus dem Alten Testament als einzige geltende Erklä-
rungsquelle für die Entstehung der Welt heranzog, gewissermaßen als „Fundament“ 
ihrer Weltanschauung. In den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts erlebte die Be-
zeichnung allerdings eine Hochkonjunktur, die uns heute einfältig erscheint. So wur-
de unter anderem Papst Johannes Paul II. als fundamentalistisch bezeichnet oder et-
wa eine politische Richtung der deutschen Grünen Partei, ebenso wie althergebrachte 
Varianten der Kochkunst und vieles andere mehr.12
Eine erste frühe, aber bis heute noch gültige Definition des Fundamentalismus lie-
ferte der Politologe Thomas Meyer im Jahr 1989: „Fundamentalismus ist eine will-
kürliche Abschließungsbewegung, die als immanente Gegentendenz zum modernen 
Prozess der generellen Öffnung des Denkens, des Handelns, der Lebensformen und 
des Gemeinwesens absolute Gewissheit, festen Halt, verlässliche Geborgenheit und 
unbezweifelbare Orientierung durch irrationale Verdammung aller Alternativen zu-
rückbringen soll.13“ 
Für den islamischen Fundamentalismus - den sunnitischen wie schiitischen - trifft 
diese Definition im besonderen Maße zu. Tatsächlich bewirkten nach Tibi die Unsi-
cherheiten der Moderne, resultierend aus den massiven Veränderungen der Gesell-
schaft, und der damit verbundene zunehmende Verlust von Tradition in der islami-
schen Welt Sehnsüchte nach dem Universellen, Allgemeingültigen für alle Lebens-
bereiche.14 Diese Sehnsüchte wurden schließlich in verschiedenen islamischen Strö-
                                                 
12 Vgl. Heine (2002), S. 115. 
13 Zitiert nach Kienzler (2002), S. 10. 
14 Vgl. Tibi (1991), S. 219. 
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mungen, die allesamt auf einer Politisierung ihres Glaubens beruhen, aufgenommen 
und ideologisiert. Der Westen belegt diese mit verschiedenen Fachtermini: so spricht 
man in Frankreich vom Integrismus, in Deutschland vom Islamismus und in den 
USA letztendlich vom Fundamentalismus.15 Für die weitere Darstellung wird die 
Begriffsbezeichnung Fundamentalismus beibehalten. Unter der Bezeichnung Fun-
damentalisten sind nachfolgend immer jene islamischen Geistlichen zusammenge-
fasst, die je nach Glaubensrichtung als Imame, Mullahs, islamische Rechtsgelehrte 
oder islamische Wissenschaftler auftreten und ihren Glauben in radikaler, fanatischer 
und gewaltbereiter Auslegung repräsentieren.16
Islamische Fundamentalisten sind keine Traditionalisten im klassischen Sinne, das 
heißt ein unbedingtes Festhalten an wirklich allem Überlieferten wird nicht ange-
strebt. So wollen sie einerseits die Modernen Wissenschaften durchaus übernehmen, 
lehnen aber andererseits das moderne und rationale, am Menschen orientierte Welt-
bild ab. Angestrebt wird eine Synthese, bestehend aus mittelalterlichen Religionsvor-
schriften und wahllos ausgewählten Elementen der Modernen.17 Tibi spricht hier 
kennzeichnend von der „Gleichzeitigkeit von Ungleichzeitigem“ und vom „Traum 
von einer halben Moderne“18. Diesen scheinbaren Widerspruch lösten indessen  frü-
he Fundamentalisten, indem sie den Islam als eine Vernunftreligion interpretierten. 
Der Koran an sich enthalte das absolute Wissen, da er von Gott19 für die Menschheit 
abschließend offenbart wurde. Aus ihm leite sich das zum Leben notwendige Wissen 
des Menschen direkt ab. Eine Verbindung von Islam und Wissenschaft habe es dem-
zufolge schon immer gegeben. Dass die Moderne Wissenschaft in Europa aufkam 
und nicht im islamischen Kulturkreis, sei ein Indiz dafür, dass sich einerseits die Eu-
ropäer der islamischen Methode der Wissenschaft bedient hätten, andererseits die 
Muslime vom wahren Islam abgewichen seien und dadurch den Erträgen der Ver-
nunft nicht mehr zugänglich gewesen wären.20
Eine solche Auslegung musste die Position der Fundamentalisten innerhalb der is-
lamischen Gesellschaft maßgeblich stärken. Es erlaubte ihnen zum einen, bedeuten-
den Einfluss auf das Leben der Gläubigen zu gewinnen. Denn diesen konnte man 
somit vorhalten, sie würden nicht streng genug den Weisungen des Koran, dessen 
Auslegungsmonopol die Fundamentalisten natürlich für sich beanspruchten, Folge 
leisten. Aus ihrer scheinbar ungenügenden Religionsausübung resultiere daher auch 
die eigene Schwäche gegenüber dem Westen und dem mit ihm verbündeten zionisti-
schen Staat Israel.21
Zum anderen konnten die Fundamentalisten gleichzeitig ein bedrohliches Feind-
bild vom Westen für die gesamte islamische Gemeinschaft (Umma) aufbauen, das 
den Einfluss der Fundamentalisten auch bei ihren Nichtparteigängern bedeutend 
vermehrte. So ermöglichte man auch Zusammenschlüsse mit anders denkenden Mus-
                                                 
15 Vgl. Tibi (2000a), S. 36. 
16 Vgl. Riedel (2003a), S. 16. 
17 Vgl. Tibi (2003a), S. 49. 
18 Tibi (2003a), S. 49. 
19 Im Folgenden steht „Gott“ immer für „Allah“, es sei denn, es ist ausdrücklich der Gott des Chris-
ten- oder Judentums gemeint, was sich aber aus dem jeweiligen Sinnzusammenhang erschließen 
wird.  
20 Vgl. Tibi (1991a), S. 223 ff. 
21 Vgl. Robins / Post (2002), S. 206. 
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limen und erzeugte ein Zusammengehörigkeitsgefühl der Umma im Kampf gegen ei-
nen starken äußeren Feind. 
Die wirkliche eigene Schwäche würde sich widerspiegeln in der gängigen Vor-
stellung vom vorherrschenden Universalismus des Westens. Demnach sei der Wes-
ten der einzige Kulturkreis, der alle übrigen Kulturen wirtschaftlich und politisch be-
einflussen könne, um dort seine eigenen Interessen wahrzunehmen. Er könne dies, 
weil er unter anderem das internationale Bankensystem besitze und betreibe, alle 
harten Währungen kontrolliere, die internationalen Kapitalmärkte beherrsche, größ-
ter Kunde und Produzent der Weltwirtschaft sei, die Schifffahrtsstrassen kontrolliere, 
über die fortgeschrittenste technische Forschung, Entwicklung und Ausbildung ver-
füge, die Raumfahrtindustrie, die internationalen Kommunikationseinrichtungen so-
wie die moderne Rüstungsindustrie beherrsche, und in der Lage sei, massiv militä-
risch zu intervenieren.22
Doch auch der Islam ist in seinem Bestreben an sich universell. Diese Auffassung 
ergibt sich aus der Korantextstelle in  Sure 34 Vers 27: 
„27. Und dich sandten wir zu den Menschen sämtlich als Heilverkünder nur und 
Warner. 23“ 
Die jüngste der drei monotheistischen Religionen behauptet sogar unter Berufung 
auf den Koran, die endgültige Vollendung der Religionen zu sein und beendet damit 
gleichzeitig die universale Bedeutung aller anderen Glaubensrichtungen. 
Zugleich erhebt der Islam auch einen Totalitätsanspruch. Das göttliche Recht sol-
le demnach alle Lebensbereiche des Individuums, der Gesellschaft und des Staates 
durchdringen.24  
Bisher war der Islam aber nicht in der Lage, seine Mission in der gesamten mo-
dernen Welt durchzusetzen. Der Westen dagegen konnte sich global ausbreiten und 
hatte damit dem Islam seinen allumfassenden Führungsanspruch streitig gemacht. Is-
lamische Fundamentalisten vertreten ihre politische Bewegung aber nicht nur aus ei-
ner rückwärts gewandten Sehnsucht nach der islamischen Hegemonie vergangener 
Jahrhunderte, sondern es geht ihnen vielmehr um die politische Revolte gegen die 
Vorherrschaft des Westens mit allen Mitteln.25
3.2 Djihad 
Die Überlegenheit des Westens wurde in den Irakkriegen von 1991 und 2003 der is-
lamischen Welt eindrucksvoll und nachhaltig vor Augen geführt. In beiden Feldzü-
gen gelang es den USA und ihren Verbündeten jeweils in wenigen Wochen, den Irak 
als ein souveränes Land der islamischen Staatenwelt, das dort auch als militärisch 
stark galt, mittels des Einsatzes von High-Tech-Waffen vernichtend zu schlagen. 
Beide Feldzüge wurden von vielen Muslimen als Kreuzzüge der Christen gegen ei-
nen Teil der islamischen Welt aufgefasst und bewirkten mehrfach als Reaktion dar-
                                                 
22 Vgl. Huntington (1998), S. 117 f. 
23 Der Koran (zitiert nach deutscher Übersetzung. Ausgabenbezeichnung siehe Literaturverzeich-
nis. Auf Grund von unterschiedlichen Zählweisen der Verse innerhalb der Suren in verschiede-
nen Übersetzungsausgaben können die Nummernangaben der Verse von denen anderer Ausga-
ben abweichen.), S. 320. 
24 Vgl. Khoury (2001), S. 112. 
25 Vgl. Tibi (2001a), S. 76. 
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auf den Aufruf zum Djihad. Hierbei wird deutlich, dass sich die Interpretation der 
Gegenwart bei vielen Muslimen noch immer im Denkmuster des klassischen ge-
schichtlichen Kontextes von Kreuzzügen und islamischem Djihad vollzieht.26 So ist 
es auch zu erklären, weshalb viele Muslime den Westen hassen und in ihm eine Art 
Krankheit sehen, welche Besitz von der islamischen Welt ergriffen habe. Aus ihrer 
Sicht sei nur der islamische Fundamentalismus mit seiner politischen Bewegung in 
der Lage, die islamische Gemeinschaft von diesem Leiden zu befreien.27 Seine 
Handhabe dazu könne nur der Djihad sein. 
Der Djihad wiederum ist ausschlaggebend für die Auseinandersetzungen zwi-
schen dem fundamentalistischen Islam und der westlichen Staatengemeinschaft. 
Dementsprechend wird seine Ideologie mehrfach zur Rechtfertigung islamischer 
Selbstmordattentate benutzt. Aus diesem Grund ist es bedeutsam, die Entstehungsge-
schichte und die Auslegung des Djihad eingehender zu untersuchen. 
3.2.1 Geschichte des Djihad 
In der Vergangenheit ist der Djihad in seiner Bedeutung oft falsch gedeutet worden. 
Im Westen wurde er früher mehrfach schlicht mit „Heiliger Krieg“ übersetzt. Doch 
wörtlich übersetzt bedeutet Djihad erst einmal so viel wie „Anstrengung“.28 Ein Bei-
spiel für solch falsche Auslegungen, die dann gleichfalls zu schweren Missverständ-
nissen führen können, ist folgender Vorfall: Bei einer Rede Yassir Arafats in Johan-
nesburg im Jahr 1994 über den geplanten Staat der Palästinenser kam es zu massiver 
Verwirrung in der internationalen Staatengemeinschaft, als dieser bezüglich der Je-
rusalemfrage von der „Pflicht zum Djihad“ sprach. Arafat hatte dabei allerdings im 
Zuge des Friedensprozesses nur eine friedliche Anstrengung im Sinn gehabt. Ganz 
anders fassen islamische Fundamentalisten den Begriff auf. Für sie bedeutet er Ge-
waltanwendung zur Durchsetzung der Islamisierung.29 Woher der Djihad an sich ur-
sächlich stammt und welchem Ziel er ursprünglich diente, soll ein kurzer historischer 
Exkurs verdeutlichen. 
Nach allgemeiner Rechtsauffassung der islamischen Gelehrten bis weit in die 
Neuzeit hinein erlaubte der Djihad zunächst die Verteidigung des Islams gegen aus-
wärtige Angriffe sowie dessen kriegerische Ausbreitung. Krieg war demnach im Is-
lam nur erlaubt gegen Nichtmuslime. Indes stammte der Begriff ursprünglich aus der 
Zeit des Propheten um 622, als dieser von Medina aus Krieg gegen seine Heimatstadt 
Mekka führte, um sie zu bekehren. Doch gegen eine gewaltsam erzwungene Bekeh-
rung zum Islam sprachen sich schon sehr bald muslimische Theologen und 
Rechtsgelehrte aus. Vielmehr kam es ihnen auf die Verbreitung des Islams als 
politisches und rechtliches System an, da die Muslime vor allem in den ersten 
Jahrhunderten der islamischen Expansion oft eine Minderheit darstellten. Innerhalb 
der Länder, die sie kontrollierten, war es den Angehörigen der 
Offenbarungsreligionen, also Juden und Christen, auch unter Entrichtung einer 
besonderen Steuer möglich, ihren Glauben zu behalten und Schutz zu genießen. 
Anfangs war der Djihad als religiöse Verpflichtung aller Gläubigen angesehen 
g der ersten islamischen Dynastien wurde der Djihad worden. Nach der Behauptun                                                 
26 Vgl. Tibi (2001a), S. 77 ff. 
27 Vgl. Tibi (2003a), S. 52 f. 
28 Vgl. Tibi (2001b); S. 52. 
29 Vgl. Tibi (2001b), S. 73. 
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nastien wurde der Djihad daraufhin nur noch als allgemeine Pflicht für die islamische 
Gemeinschaft betrachtet. Das bedeutete, der Einzelne musste nicht mehr persönlich 
in den Krieg ziehen, sondern nur noch einen Beitrag zur Aufrechterhaltung des Dji-
had leisten. Zunehmend kam bei den islamischen Gelehrten die Auffassung auf, der 
Islam könne im Djihad auch mit friedlichen Mitteln, so zum Beispiel durch das 
Wort, verbreitet werden. In den Vordergrund des mittelalterlichen Djihad war folg-
lich die Ausweitung islamischer Herrschaft im politischen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Sinne getreten.30
Das damalige Rechtssystem des Islams unterteilte die Welt in zwei Teile. Zum ei-
nen in das Haus des Islam (Dar al-Islam), zum anderen in das Haus des Krieges (Dar 
al-harb) -  eine Einteilung der Welt, wie sie bis heute teilweise noch Bestand hat.31 
Die Zugehörigkeit eines Landes oder einer Region zum Haus des Islams erfordert 
zwei wesentliche Voraussetzungen: Erstens müssen sich die Menschen dort zum Is-
lam bekennen oder zumindest von Muslimen angeführt werden. Zweitens muss dort 
islamisches Recht herrschen. Im Haus des Krieges ist es den Muslimen nicht mög-
lich, ihren Glauben zu bezeugen oder ihre Rituale abzuhalten. Zwischen beiden Häu-
sern regierte der Kriegszustand. Doch da kein vollkommener Sieg zu erwarten war, 
schufen schon sehr früh islamische Rechtsgelehrte die Gattung Waffenstillstand. In 
der Neuzeit führte das mehrheitliche islamische Recht für die Einteilung der Welt 
das Haus des Übereinkommens (Dar al-ahd) ein. Dort können die Muslime ungestört 
ihrem Glauben nachkommen, sind aber nicht maßgeblich an der Herrschaft beteiligt  
und  leben unter einem anderen Rechtssystem als der Scharia. 
Zuvor hatten islamische Rechtsgelehrte damit begonnen, den Djihad aufzuteilen. 
Den großen Djihad musste jeder Muslim gegen seine eigenen Schwächen und Fehler 
mit sich selbst austragen. Er wurde als Anstrengung aller Kräfte auf Gottes Pfad an-
gesehen und in die verschiedensten Beziehungen gesetzt, denen dann durchaus der 
religiöse Zusammenhang fehlen durfte. So ist auch der Djihad Arafats im Eingangs-
beispiel zu begreifen. In diesem Sinne versteht auch die Mehrheit der heutigen Mus-
lime den großen Djihad. Neben diesem existiert aber auch der kleine Djihad. Er be-
deutet in der Tat die Anstrengung aller verfügbaren militärischen Ressourcen im 
Krieg gegen Ungläubige zur Verteidigung des Islams oder zum Schutz bedrohter 
Muslime, die sich selbst nicht wehren können. 
Der Sinn des Djihad im Allgemeinen ist nach Heine nicht die totale Ausrottung 
der Gegner oder die Einverleibung von  Ländereien, sondern die Ausbreitung des is-
lamischen Rechts und Glaubens.32
Allerdings unterlassen es heutzutage die meisten islamischen Gelehrten, sich ein-
deutig zum Djihad zu äußern. In Kommentaren werden meist nur Auffassungen der 
mittelalterlichen Vorgänger zitiert. Publikationen zum islamischen Recht, in denen 
nichts zum Djihad ausgesagt wird, lassen dagegen vermuten, der Verfasser habe tat-
sächlich eine radikale Auffassung vom Djihad, schweige aber aus Angst vor staatli-
cher Zensur.33
                                                 
30 Vgl. Heine (2001), S. 17 ff. 
31 Vgl. Tibi (2003a), S. 77 f. 
32 Vgl. Heine (2001), S. 23 ff. 
33 Vgl. Heine (2001), S. 30. 
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3.2.2 Djihad im Fundamentalismus 
Entscheidend für das verstärkte Aufkommen des islamischen Fundamentalismus in 
der jüngeren arabischen Geschichte war die Niederlage Ägyptens, Syriens und Jor-
daniens im Sechs-Tage-Krieg im Jahre 1967 gegen den Todfeind Israel.  Das Schei-
tern Ägyptens und damit des säkularen arabischen Sozialismus muss hierbei als his-
torisch betrachtet werden, denn als Reaktion wandten sich die Araber scharenweise 
wieder dem Islam, ihrer traditionellen Religion, zu und sehr viele damit gleichzeitig 
dem Fundamentalismus. 
Dieser betrachtet überwiegend den Djihad gemäß seiner ursprünglichen Bedeu-
tung als Aufforderung zum Kampf, wobei zwischen innerem und äußerem Djihad 
unterschieden wird. Am Ende soll jeweils die Gottesherrschaft  stehen, innerhalb de-
rer nur die Scharia gelten darf.  
Der innere Djihad kämpft dabei gegen die Dekadenz der eigenen Gesellschaft. Er 
wendet sich gegen den modernen Verfassungsstaat und betreibt Revolution gegen ei-
ne nicht strenggläubige Regierung. Dazu werden die wirtschaftlich und sozial schwa-
chen Schichten der Gesellschaft angeworben und eingesetzt. Ursprünglich war der 
Djihad innerhalb des Hauses des Islam nicht möglich. Islamische Fundamentalisten 
leiteten ihn dennoch vom ursprünglichen Djihad ab und machten ihn zum revolutio-
nären Programm, mit der Begründung, dass auch bei dieser Anstrengung auf dem 
Wege Gottes die universale Geltung der Scharia erreicht werde. 
Im Djihad nach außen werden zur Verteidigung gegen Ungläubige alle militäri-
schen Kräfte des Staates eingesetzt. Ein aggressiver Einsatz militärischer Mittel zur 
Ausbreitung des Islams durch den Djihad kann im Fundamentalismus durchaus mög-
lich sein. Muslime, die den Djihad als ausschließliches Verteidigungsinstrument se-
hen, werden von den Fundamentalisten nicht akzeptiert. Der Djihad dient als Mittel 
zum Zweck. Gewalt nach innen wird befürwortet und ausgeübt. Gewalt nach außen 
wird den Möglichkeiten entsprechend angewendet. Der Offensivcharakter des Djihad 
wird dabei verschleiert und umgedeutet. So behaupten Fundamentalisten, alle jemals 
geführten islamischen Kriege dienten immer nur der Verteidigung und dem Schutz 
von Muslimen.34
3.3 Martyrium 
Die fundamentalistisch radikale Auslegung des Martyriums im Islam ist mitursäch-
lich dafür, dass viele der überwiegend jungen palästinensischen Selbstmordattentäter 
ihre terroristischen Akte überhaupt begehen. Das Martyrium an sich besitzt im isla-
mischen Kulturkreis sowohl einen religiösen Hintergrund als auch ein soziales Um-
feld. An dieser Stelle soll das Martyrium vom religiösen Standpunkt aus erörtert 
werden. 
Die arabische Wortbedeutung der Religionsbezeichnung „Islam“ bedeutet so viel 
wie „Unterwerfung unter Gott“35. Im Koran verlangt Gott vom Muslim die volle 
Aufopferung des Menschen unter Überwindung seiner persönlichen Wünsche und 
Begehren. Diese Aufforderung wird deutlich in Sure 6 Vers 163: 
                                                 
34 Vgl. Thamm (2002), S. 419 ff. 
35 Rotter / Fathi (2001), S. 150. 
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„163. Sprich: Wahrlich, mein Gebet und mein Gottesdienst, mein Leben und mein 
Sterben sind Gottes, des Herrn der Weltbewohner, der keinen Genossen hat. So ward 
es mir geboten, und ich bin der erste der Gottergebenen.36“ 
Die volle Hingabe kann unter Umständen so weit führen, dass ein Muslim auch 
sein Leben - für ihn selbst das höchste Gut, welches er besitzt - in den Dienst Gottes 
stellt und für seine Sache opfert. Tut er dies aktiv im Kampf gegen Ungläubige, so 
spricht man von einem Märtyrer.37 Die dafür einschlägige Textstelle im Koran ist zu 
finden in Sure 2 Verse 149 bis 151: 
„149. Und saget nicht von denen, die für den Pfad Gottes den Tod erlitten, sie 
seien tot, nein, sie sind lebend, aber ihr versteht es nicht. 150. Wir werden euch si-
cher prüfen durch Furcht, durch Hunger und durch Schaden an Besitz, Leib und 
Früchten, aber verkünde Heil den Geduldigen. 151. Die, wenn Unglück sie trifft, 
sprechen: Gottes sind wir, zu ihm Zurückkehrende.38“ 
Ein palästinensischer Selbstmordattentäter stirbt jedoch nur scheinbar im Kampf 
gegen Ungläubige. Tatsächlich tötet er sich von eigener Hand, indem er seinen 
Sprengsatz selbst zündet. Hier stellt sich die Frage, ob der Islam als eine sittliche Re-
ligion Selbstmord überhaupt gestattet. 
Diese ist eindeutig zu verneinen. Verschiedene Textpassagen im Koran belegen 
eine ausdrückliche Ablehnung der Selbsttötung. 
So in Sure 4 Vers 33: 
„33. (…) Tötet euch nicht selber, denn wahrlich, Gott ist euch barmherzig.39“ 
Ebenso in Sure 2 Vers 191: 
„191. Spendet für den Pfad Gottes, und reichet nicht die Hand zu eurer Vernich-
tung, übt Gutes, denn Gott liebt die Liebfrommen.40“ 
Sure 3 Verse 139 bis 141 sagen aus: 
„139. Es trifft niemand, dass er stirbt, wenn nicht mit dem Willen Gottes, gemäß 
dem Buch der Bestimmung. Wünscht jemand seinen Lohn (vom Gut) hienieden, wir 
geben ihn ihm von diesem, wünscht jemand seinen Lohn vom (Gut des) Jenseits, wir 
geben ihn ihm von diesem; wir werden die Dankbaren belohnen. 140. Wie mancher 
ist unter den Propheten, gegen den viele Myriaden kämpften, aber sie zagten nicht 
bei dem, was sie auch auf dem Pfad Gottes traf; sie waren nicht schwach und unter-
warfen sich nicht. Und Gott liebt die Geduldigen. 141. Und ihre Rede war nur, dass 
sie sprachen: Herr unser, vergib uns unsere Sünden und unsre Übertretungen in uns-
ren Sachen; festige unsre Füße und hilf uns gegen das Volk der Ungläubigen. Gott 
gab ihnen ihren Lohn hienieden und den schönsten Lohn im Jenseits, denn Gott liebt 
die Liebfrommen.41“ 
Dem vorangegangen Koranzitat ist hinzuzufügen, dass ein Selbstmordattentat 
nicht der Wille Gottes sein kann. Denn ihm ist zu entnehmen, dass der gläubige und 
rechtschaffene Muslim sowohl im Jenseits als auch schon im Diesseits Lohn für sein 
                                                 
36 Der Koran, S. 111 f. Die sich anschließende Auswahl der Textstellen des Koran wurde überwie-
gend in Anlehnung an Hayatullah Hübsch (vgl. Werkauswahl im Literaturverzeichnis) getroffen. 
37 Vgl. Hübsch (2001), S. 115. 
38 Der Koran, S. 21. 
39 Der Koran, S. 63. 
40 Der Koran, S. 25. 
41 Der Koran, S. 52 f. 
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gottgefälliges Verhalten zu erwarten habe, und Gott den Geduldigen und Liebfrom-
men liebe. 
Im Islam besteht also, wie eingangs erwähnt, die Möglichkeit, im Kampf gegen 
Ungläubige für die Sache Gottes als Märtyrer sein Leben zu lassen und anschließend 
in das Paradies einzuziehen. Selbstmord dagegen ist streng verboten. Fraglich ist 
nun, wie dieser theologische Widerspruch von den fundamentalistischen Religions-
führern und Rechtsgelehrten, die die religiöse Rechtfertigung der Selbstmordattenta-
te stets konstruieren, umgangen wird. 
Die Lösung liegt in einem Argumentationstrick. Es wird behauptet, sich selbst mit 
einem Sprengstoffgürtel um den Leib in die Luft zu sprengen, sei gar kein Selbst-
mord. Vielmehr handele es sich dabei um eine Art des Djihad.42 Der sichere Tod 
würde immerhin in der Hoffnung erlitten werden, eine Verbesserung der politischen 
Lage für das eigene Volk oder für die gesamte islamische Gemeinschaft zu errei-
chen. In diesem Falle sei eine Selbstopferung erlaubt. Eine Antwort auf die Frage, 
woher diese Erlaubnis denn tatsächlich stamme, werde im Allgemeinen nicht gege-
ben.43
Die verschiedenen Religionsführer und Rechtsgelehrten sowie die geistige Elite 
im gesamten Islam sind bis heute geteilter Meinung darüber, ob ein palästinensischer 
Selbstmordattentäter ein nach islamischem Glauben verdammter Selbstmörder oder 
letztendlich doch ein heldenhafter Märtyrer sei.44
3.4 Islamische Vorstellungen vom Paradies 
Der Tod ist dem islamischen Glauben zufolge nicht das Ende des menschlichen Be-
stehens. Nach dem Jüngsten Gericht leben die Rechtschaffenen im Paradies, die Ver-
dammten in der Hölle weiter.45
Der islamische Selbstmordattentäter erwartet, für seine Tat unmittelbar nach sei-
nem Tode als Märtyrer ins Paradies zu gelangen. Nach der Aussage Mohammeds in 
einem Hadith46 (von Gefährten überlieferte Aussprüche, Anordnungen oder Hand-
lungen des Propheten) sind Märtyrer tatsächlich von der Prüfung ihrer Taten nach 
dem Tode im Grabe befreit.47 Deshalb müssen sie nicht nach islamischer Tradition 
im Grabe für ihre Sünden die schlimmsten Leiden bis zum Jüngsten Tag erdulden. 
Der Tod im Kampf für die Sache Gottes macht aus ihnen Blutzeugen. All ihre Ver-
fehlungen werden ihnen vergeben und sie ziehen unmittelbar ins Paradies ein.48
Anhand des Koran soll nun im Folgenden aufgezeigt werden, was sie dort zu er-
warten hat. 
Ein Gleichnis vom Paradies beschreibt der Koran in Sure 47 Verse 16 und 17: 
„16. Das Bild des Paradieses, das den Gottesfürchtigen verheißen ist: darin 
Ströme Wasser, unverderblich, Ströme Milch, deren Geschmack unveränderlich, und 
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44 Vgl. Thamm (2002), S. 97. 
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Ströme Wein, wohlschmeckend für die Trinkenden. 17. Und Ströme Honig, geläutert. 
Ihnen sind da Früchte allerlei, auch Vergebung von ihrem Herrn… 49“. 
Eine weitere kurze Erwähnung des Paradieses findet sich in Sure 13 Vers 35: 
„35. Das Bild des Gartens, der den Gottesfürchtigen verheißen ist: darunterhin 
fließen Ströme, seine Frucht dauernd im Schatten. Das ist der Lohn derer, die gottes-
fürchtig sind; …50“. 
Eingehender stellen Sure 44 Verse 51 bis 56 den Aufenthalt im Paradies dar: 
„51. Fürwahr, die Gottesfürchtigen (weilen) in einem sicheren Aufenthalt. 52. In 
Gärten und an Quellen. 53. Gekleidet in Seide und Brokat, einander gegenüber. 54. 
Also, und wir vermählen sie mit Schwarzäugigen. 55. Sie verlangen da Früchte aller-
lei, gesichert. 56. den Tod kosten sie nicht darinnen, abgesehen vom ersten Tod, und 
er bewahrt sie vor der Qual des Feuerpfuhls.51“ 
Die ausführlichsten Illustrationen der paradiesischen Zustände liefern Sure 56 
Verse 10 bis 39: 
„10. Und die Vorangehenden, sie sind die Vorangehenden. 11. Diese die Nahe-
stehenden. 12. In Wonnegärten. 13. Eine Schar von den Früheren. 14. und wenige 
von den Späteren. 15. Auf gewirkten Polstern. 16. Gelehnt, einander gegenüber. 17. 
Es umkreisen sie Jünglinge, unsterbliche. 18. Mit Pokalen und Krügen und Bechern 
des Flüssigen. 19. Davon sie nicht Kopfschmerz haben noch trunken sind. 20. Und 
Früchten, von denen sie wählen. 21. Und Fleisch vom Geflügel, von dem sie begeh-
ren. 22. Und schwarzäugige (Jungfrauen), wie Perlen in der Muschel. 23. Ein Ent-
gelt für das, was sie getan. 24. Sie hören keine lose Rede und nichts Sündhaftes. 25. 
Nur das Wort: Friede, Friede, 26. Und die Genossen der Rechten. Was ist mit den 
Genossen der Rechten? 27. Unter dornenfreien Lotosbäumen. 28. Und blütenreichen 
Akazien: 29. Und gedehntem Schatten. 30 Bei rieselndem Wasser. 31. Und vielen 
Früchten. 32. Nicht zugezählt und nicht behindert. 33. Auf hohen Polstern. 34. Wir 
schufen sie in Erschaffung. 35. Und machten sie jungfräulich. 36. Liebreich und 
gleichaltrig. 37. Den Genossen der Rechten. 38. Eine Schar von Früheren. 39. Und 
eine Schar von den Späteren.52“ 
Wer sich im Allgemeinen Hoffnungen auf das Paradies machen darf, wird in Sure 
2 Vers 23 erläutert: 
„23. Verkünde denjenigen, die glauben und gute Werke üben, dass ihnen Gärten 
(bereitet) sind, darunterhin Ströme fließen, und sooft sie aus ihnen versorgt werden, 
eine Versorgung aus ihren Früchten, sagen sie: Es sind dieselben, mit denen wir be-
reits versorgt waren. Damit bekunden sie ihre Ähnlichkeit. Da sind ihnen auch unbe-
fleckte Frauen; ewig verweilen sie in diesen.53“ 
Aber nicht nur derjenige, der glaubt und gute Werke vollbringt, erlangt die ewi-
gen Freuden. Sure 47 Verse 4 bis 7 versprechen eben auch demjenigen, der im 
Kampfe gegen Ungläubige sein Leben verliert, den Einzug in das Paradies: 
„4. Und wenn ihr denen begegnet, die ungläubig sind, - ein Schlag auf den Na-
cken, bis ihr sie niedergemacht habt; dann ziehet fest die Fesseln. 5. Dann Gnade 
oder Loskauf, bis der Krieg seine Lasten abgelegt. So. Wollte es Gott, er könnte sich 
                                                 
49 Der Koran, S. 379. 
50 Der Koran, S. 187. 
51 Der Koran, S. 371. 
52 Der Koran, S. 401 f. 
53 Der Koran, S. 7 f. 
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selber an ihnen rächen; doch prüfen will er euch den einen durch den andren. Und 
die für den Pfad Gottes getötet worden sind, ihre Werke lässt er nicht schwinden. 6. 
Rechtleiten wird er sie und ihren Sinn bessern. 7. Und sie einführen in das Paradies, 
das er ihnen angekündigt.54“ 
Die Heilsversprechungen des Koran wurden oft im Westen kritisiert und mehrfach 
für gutgläubig befunden. Hübsch indessen vertritt die mehrheitliche Meinung im Is-
lam und weist ausdrücklich darauf hin, dass die Paradiesvorstellungen im Koran fak-
tisch bildhaften Charakters hätten und als solche auch zu interpretieren seien.55 Zu-
mal nach dem Tode des gläubigen Muslims der Körper des Menschen im Diesseits 
zurückbleibe. In Sure 20 Vers 131 legt der Koran dem Gläubigen indessen nahe, dass 
sein diesseitiges Leben nur eine Prüfung für das paradiesische Jenseits darstellt: 
„131. Und weite deine Augen nicht nach dem, was wir manche unter ihnen genie-
ßen lassen, Glanz des Lebens hienieden, womit wir sie prüfen. Aber die Versorgung 
deines Herrn ist besser und dauernder.56“ 
Nur seine geläuterte Seele, als immaterieller Bestandteil, lebe auf einer höheren 
Entwicklungsstufe im jenseitigen Paradies weiter, losgelöst von herkömmlichen Vor-
stellungen körperlicher Sinnfreuden.57
Die Auslegungen der Paradiesvorstellungen vieler fundamentalistischer Religi-
onsführer weichen davon ab. Gerade sie sind es, die die Vorstellungen vom Paradies 
auf die Befriedigung körperlicher Sinnesfreuden reduzieren. Dadurch können sie oft 
jungen palästinensischen Männern, die in einem Leben ohne Aussicht verhaftet sind, 
einen scheinbaren Ausweg aus ihrer trostlosen Existenz aufzeigen, um sie dann letzt-
lich für ihre eigenen politischen Zwecke zu missbrauchen. 
Zur traditionellen arabischen Lesart und Interpretation des Koran ist dessen unge-
achtet noch eine weitere hinzugekommen: Im Jahr 2000 legte der Sprachwissen-
schaftler Christoph Luxenberg58 der Öffentlichkeit eine Monografie vor, in der er ei-
nen Bruchteil seiner umfangreichen Untersuchungen zur Sprache des Koran vorstell-
te. Seine Analysen beruhen darauf, dass das Syro-Aramäische zur Zeit der Entste-
hung des Koran die herrschende Schriftsprache des dortigen Kulturraumes war. 
Folglich legte er seiner Studie exemplarisch Textstellen des Koran in syro-
aramäischer Lesart zu Grunde. Luxenbergs Absicht ist es, über das Syro-Aramäische 
eine teilweise Entschlüsselung der Koransprache zu erzielen. 
Wichtig ist Luxenberg dabei die Erforschung von Missverständnissen bezüglich 
des Glaubensinhaltes, die auf einer falschen Lesart des Koran beruhen und seiner 
Meinung nach fest in der islamischen Tradition verwurzelt sind. Dazu gehörten unter 
anderem die Verheißungen von den Jungfrauen und Jünglingen des Paradieses.59 
Luxenberg kommt zu dem Ergebnis, dass die entsprechenden arabischen Worte, die 
bisher mit Jungfrauen übersetzt wurden, in syro-aramäischer Lesart nunmehr „weiße 
kristallklare Weintrauben“ bedeuten würden.60 Die Jünglinge seien nun, je nach 
                                                 
54 Der Koran, S. 378. 
55 Vgl. Hübsch (2003), S. 7. 
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ransprache, Berlin 2000. 
59 Luxenberg (2000); S. 221 ff. 
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Textstelle, mit „eisgekühlten Früchten“, „eisgekühlte Rebensäfte“ oder „Früchten, 
die derart sind“ zu übersetzen.61
Die Tragweite dieser Entdeckung, sofern sie sich als richtig herausstellt, könnte 
unter Umständen weitreichend sein. Tatsächlich offenbarten viele radikale funda-
mentalistische Rechtsgelehrte besonders jungen Palästinensern, im Jenseits erwarte 
sie als Märtyrer eine körperliche Wiederauferstehung mit der Aussicht auf ewige Be-
friedigung der Sinne. Von diesen Gelehrten wurden die Heilserwartungen des Koran 
also dementsprechend wörtlich ausgelegt und dazu missbraucht, mit paradiesischen 
Verheißungen von sexueller Freiheit und sexuellem Überfluss junge Männer zur 
Ausübung von Selbstmordattentätern zu bewegen. Falls eine solche neue Interpreta-
tion überhaupt jemals geglaubt werden wird, könnte sich dort in Zukunft eine gewis-
se Ernüchterung breit machen, was die künftigen Heilserwartungen betrifft. Aber 
vermutlich ist der Einfluss fundamentalistischer Religionsführer und Rechtsgelehrten 
zu groß, als dass bei den jungen Palästinensern jemals Zweifel in derer Hinsicht auf-
kommen könnten. 
3.5 Assassinen 
Oft wurde darüber diskutiert, woher die Gewalt- und die Opferbereitschaft vieler 
junger Palästinenser stamme, die sich im israelisch-palästinensischen Konflikt in die 
Luft sprengten und dabei mehrfach viele Menschen mit in den Tod rissen. Man such-
te dabei nach einer religiösen Tradition im Islam. Schließlich wurde man fündig und 
sah die palästinensischen Selbstmordattentate der Neuzeit in Kontinuität zum Terror 
der Assassinen, einem islamischen Geheimbund des Mittelalters. Der Nächste Ab-
schnitt befasst sich nun mit der Frage, ob diese Auffassung gerechtfertigt sein könn-
te. 
Tatsache ist, dass die Sekte der Assassinen als Namensgeber für den politischen 
Mord in manchen europäischen Sprachen auftritt.62 Im englischen Sprachgebrauch 
weist bis heute das Wort „assassin“ (Attentäter, Meuchelmörder) auf diese Herkunft 
hin.63
Die Assassinen galten als ein radikaler Nebenzweig der schiitischen Sekte der Is-
mailiten. Der Ursprung der Ismailiten als Splittergruppe des schiitischen Islams, der 
Glaubensminderheit im Islam, lag im 9. Jahrhundert. Um sich vor Verfolgungen der 
sunnitischen Mehrheit und anderer schiitischer Gruppen zu schützen, agierten diese 
vor allem im Verborgenen.64 Die Assassinen dagegen traten für die Reinerhaltung 
der Lehre Mohammeds, den Kampf gegen die falschen Nachfolger des Propheten 
und die Bewahrung ihrer religiösen Selbstständigkeit ein. Der Kampf gegen die 
Fremdherrschaft der sunnitischen türkischen Seldschuken zur Erreichung ihrer Ziele 
war ihre Bestimmung.   
Gründer des Geheimbundes war Hassan Bin al-Sabah, ein Schriftgelehrter aus 
Rajj. Er machte im Jahre 1090 auf der Spitze des Berges Alamut im nördlichen Per-
sien eine Festung zum Ausgangspunkt  der terroristischen Operationen der Assassi-
nen, die sich vor allem gegen Angehörige der sunnitischen Führungsschicht richte-
                                                 
61 Luxenberg (2000), S. 266 ff. 
62 Vgl. Lewis (2001), S. 169. 
63 Vgl. Hoffman (2001), S. 115. 
64 Vgl. Heine (2001), S. 50. 
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ten. Bin al-Sabah und seine sieben Nachfolger waren die Befehlshaber des Geheim-
bundes. Die Europäer nannten den jeweiligen Anführer „der Alte vom Berg“. Auf 
dem Höhepunkt der Macht reichte der Einfluss der Sekte bis in weite Teile des Na-
hen und Mittleren Ostens. Schließlich beendeten im Jahre 1256 die Mongolen die 
Schreckensherrschaft der Assassinen. Ihr völliger Untergang erfolgte erst 1394 durch 
die Truppen des mittelasiatischen Herrschers Timur.65
Der Terror an sich vollzog sich stets auf die gleiche Art und Weise. Der Anführer 
der Sekte bestimmte ein Mordopfer und wählte zur Vollstreckung des Anschlags ei-
nen seiner getreuen Opferbereiten (fedaiin) aus. Der potentielle Attentäter machte 
sich demzufolge auf den Weg zur Ausführung seiner Mission. Durch List und Täu-
schung gelangte er an sein Zielobjekt. Schließlich meuchelte der fedaiin das Opfer 
mittels eines Dolches nieder.66 Eine anschließende Flucht war durch diese Methode 
des Tötens so gut wie ausgeschlossen. Beim Attentat wurde keine Distanzwaffe ver-
wendet, auch kein Gift, was ein Entkommen vielleicht ermöglicht hätte. Vermutlich 
war dies auch nicht beabsichtigt, weil die Attentäter so zu Märtyrern werden sollten. 
Denn die Ermordung eines Opfers war nach Lewis „… nicht nur ein frommer Akt; 
sie hatte zugleich eine rituelle, eine fast sakramentale Qualität.67“ Hier ist anzumer-
ken, dass die Vorstellungen und die Praktiken des Martyriums im schiitischen Islam 
von besonderer Art sind. Nach schiitischer Auffassung hatten nur der Prophet Mo-
hammed, sein Schwiegersohn Ali und dessen Söhne sowie deren Nachkommenschaft 
(Imame) die Autorität, die innere Bedeutung des Koran zu verstehen. Ihren Vorstel-
lungen zufolge starben alle Imame und weitere Personen der schiitischen Religions-
geschichte den Märtyrertod und prägten so das Bewusstsein der schiitischen Glau-
bensgeschichte bis heute eindringlich.68 Dies gilt dementsprechend auch für die Is-
mailiten, insbesondere für die Assassinen. 
Ihre Mordopfer entstammten meist dem sunnitischen Establishment. Hier traf es 
vor allem weltliche, militärische und religiöse Würdenträger wie Fürsten, hohe Be-
amte, Offiziere und sunnitische Geistliche. Lewis, einer der führenden Assassinen-
Experten, beschreibt den Zweck der assassinischen Operationen wie folgt: „Assassi-
nische Mordanschläge sollten terrorisieren, schwächen, schließlich stürzen.69“ 
Ihrem Gründer Hassan Bin al-Sabah und dessen Nachfolgern gelang es, religiöse 
Überzeugungen, spirituelle Wünsche und Hass vieler Unzufriedenen in einer Art 
Geheimlehre zusammenzufassen und getreue Anhänger zu gewinnen. So konnten sie 
mit ihren Parteigängern eine Art terroristische Vereinigung errichten und aufrechter-
halten, die schließlich Jahrhunderte lang erfolgreich operierte und viele Menschen 
das Leben kostete. Tatsächlich brachte der Terror der Assassinen auch die bestehen-
de Ordnung in Gefahr. Sie verbreiteten Angst und Schrecken. Das große Ziel, die be-
stehende Ordnung zu stürzen, erreichten die Assassinen letzten Endes aber nicht.70
In den Augen ihrer Gegner waren die Assassinen nichts als fanatische Mörder, 
denen dementsprechend nur das Schlechteste nachgesagt wurde. So ist es hauptsäch-
lich den Reiseberichten von Marco Polo zuzuschreiben, dass heutige Sprachwissen-
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schaftler den Namen Assassinen auf Haschischijjin, Haschischkonsumenten, zurück-
führen. Demnach soll Hassan Bin al-Sabah seinen jungen Getreuen heimlich Ha-
schisch verabreicht haben, bis sie einschliefen. Dann ließ er sie in einen geheimen 
Garten der Burg auf Alamut bringen und in feine Gewänder kleiden. Beim Erwachen 
erblickten die Männer, gebettet auf weichen Kissen, Karaffen mit Wein, Diener und 
willige Jungfrauen. Danach wurde ihnen ein zweites Mal Haschisch verabreicht, bis 
sie erneut einschliefen. Als sie diesmal erwachten, befanden sie sich wieder in ihrer 
gewöhnlichen Bekleidung auf dem ihnen vertrauten Burggelände. Hassan Bin al-
Sabah erklärte ihnen, sie seien für kurze Zeit im Paradies gewesen. Um dauerhaft 
dort hineinzugelangen, müssten sie bereit sein, als Attentäter zu sterben.71
Reuter sieht den schon damals vorhandenen Erklärungsnotstand der Europäer für 
die Bereitschaft der Assassinen zum Selbstmordattentat als Grund dafür, weshalb 
sich die Legende vom Haschischkonsum bis heute dauerhaft aufrechterhalten habe72. 
Eine tatsächliche direkte Verbindung von den Assassinen zu den heutigen palästi-
nensischen islamischen Selbstmordattentätern lasse sich auf Grund ihres verschie-
denartigen Ursprunges jedoch nicht feststellen. Denn die Assassinen waren Anhän-
ger des ismailitischen Glaubens, eines Minderheitenglaubens der Schiiten, der tradi-
tionell die Bereitschaft zum Selbstopfer seiner Anhänger forderte. Die meisten Paläs-
tinenser sind aber Sunniten, die in den Schiiten überwiegend Häretiker sehen. Auf 
Grund von Beeinflussungen und einem gewissen Nachahmungseffekt vermerkt Reu-
ter aber eine zunehmende Opfer- und Todesbereitschaft auch bei den Sunniten.73 Ei-
ne vom Glauben gebilligte jahrhundertlange Tradition des politischen Mordes habe 
es im Islam allerdings – als eine ethische Religion – nie gegeben.74
4 Fundamentalismus als Mittel der Politik 
Der Nahostkonflikt durchdringt bis heute in folgenschwerem Maße sowohl den äuße-
ren als auch den inneren politischen Rahmen, in dem sich das soziale Gefüge des pa-
lästinensischen Volkes bewegt. Er bewirkte in der Vergangenheit günstige Voraus-
setzungen für die Bereitschaft vor allem junger Palästinenser zu Selbstmordattenta-
ten. Bereits in den 70er Jahren institutionalisierten verschiedene säkulare palästinen-
sische Terrororganisationen das Selbstmordattentat als Waffe gegen die israelische 
Besatzung.75 Eine Erörterung dieses Aspektes entfällt jedoch hinsichtlich der The-
menstellung der Diplomarbeit. Der Einsatz von Selbstmordattentätern als wohldo-
siertes Mittel der Politik im Konflikt mit Israel wurde von den fundamentalistischen 
palästinensischen Terrororganisationen übernommen. Sie fügten den Selbstmordan-
schlägen eine religiöse Bedeutung hinzu. Diese erleichterte die Rekrutierung von 
Freiwilligen. Die historischen Vorbilder hinsichtlich ihrer Ausübung fanden die sun-
nitischen palästinensischen  Terrororganisationen bei den Schiiten. Wie die nachfol-
gende Untersuchung veranschaulichen wird, geht die Geschichte und Entwicklung 
islamischer Selbstmordattentate im Nahostkonflikt eng einher mit dem Auftauchen 
und der Betätigung fundamentalistischer palästinensischer Terrorgruppen. 
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4.1 Geografische Begriffsbestimmungen 
Den nachfolgenden Ausführungen werden einige Begriffsdefinitionen vorangestellt, 
um mögliche Missverständnisse im Vorfeld auszuschließen. 
Die Bezeichnung „Mittlerer Osten“ benennt den Raum, der den Iran, den Irak und 
die Staaten der Arabischen Halbinsel umschließt. 
Der Begriff „Naher Osten“ beschreibt die Region, die die Länder Israel, Ägypten, 
Libanon, Syrien, Jordanien und alle Teile des palästinensischen Gemeinwesens in 
der Westbank und dem Gazastreifen enthält.76
Der „Nahe und Mittlere Osten“ umfasst die arabischen Staaten Nordafrikas, die 
Arabische Halbinsel, Iran und Israel.77
„Palästina“ bezeichnet das Gebiet, auf dem sich der Staat Israel, die Westbank 
und der Gazastreifen befinden.78
4.2 Radikale Sicht vom Nahostkonflikt 
Die Palästinafrage ist der Brennpunkt des islamischen Fundamentalismus. Dieser hat 
hier ein weites Betätigungsfeld für propagandistische und aufwieglerische Tiraden 
gegen den Westen und Israel. Er ist auch maßgeblich verantwortlich für die überwie-
gend radikale Sichtweise des Nahostkonfliktes in der palästinensisch-arabischen 
Welt, Bestandteil der Ideologie aller islamischen Terrororganisationen im Nahen Os-
ten. Die wesentlichen Grundzüge dieser Anschauung sollen hier nach Lüders aufge-
zeigt werden.79
Demnach sei Israel ein aggressiver Staat, der auf Kosten des palästinensischen 
Volkes Expansionspolitik betreibe. Er habe die Palästinenser aus ihrem eigenen Land 
vertrieben und tue dies heute noch immer. Die Juden hätten die palästinensische Kul-
tur und Gesellschaft zerstört, um darauf ihren zionistischen Staat aufzubauen. Dieser 
diene dem Westen, allen voran den USA und vertrete - als Stachel im Fleisch der A-
raber - bedingungslos deren Interessen im gesamten Nahen und Mittleren Osten. Ziel 
Israels sei es, die Muslime zu erniedrigen, zu entmündigen und, wenn nötig, auch zu 
töten. 
Die erhabenen Errungenschaften der westlichen Demokratien wie Menschenrech-
te, Selbstbestimmung, Freiheit und Gerechtigkeit würden für Palästinenser und Ara-
ber nicht gelten. Der Westen ließe die Juden ungestraft offenes Unrecht gegenüber 
dem palästinensischen Volke ausüben. Palästinensischer Widerstand würde demnach 
verdammt, der Terror des israelischen Staates jedoch totgeschwiegen. 
Daraus wiederum wird gefolgert, dass die Demokratie ein araber- und islamfeind-
liches System sei. Dies könne man auch der Tatsache entnehmen, dass Friedens-
schlüsse mit dem zionistischen Staat den Ägyptern, den Jordaniern und dem palästi-
nensischen Volk meist Nachteile gebracht hätten. 
                                                 
76 Vgl. Perthes (2000), S. 12. 
77 Vgl. Perthes (2000), S. 12. 
78 Vgl. Herz (2003), S. 11. 
79 Vgl. Lüders (2001), S. 32. 
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So sei auch der Friedensprozess für Israel nur Mittel zum Zweck, den Palästinen-
sern deren Land zu rauben, um es für die eigene aggressive Siedlungspolitik zu ver-
wenden.80
Diese weit verbreitete Wahrnehmung der religiösen und politischen Konstellatio-
nen im Nahostkonflikt innerhalb der palästinensischen Gesellschaft bildet faktisch 
den Nährboden für das Entstehen von fundamentalistischen terroristischen Gruppen, 
deren Parteigänger schließlich zu übermäßiger Gewalt- und Opferbereitschaft nei-
gen. 
4.3 Schiitische Vorbilder 
Die Opferbereitschaft von Menschen, für ihren Glauben und ihre Überzeugungen ihr 
Leben zu lassen, hat im schiitischen Islam schon lange Tradition. Hier fanden die 
fundamentalistischen palästinensischen Terrororganisationen schließlich historische 
Vorbilder, die für das im Nahostkonflikt von ihren Parteigängern abverlangte Marty-
rium wegbereitend waren. 
4.3.1 Iran 
Die erste Ausprägung eines fundamentalistisch beeinflussten Selbstmordmartyriums 
in der Neuzeit lässt sich im Krieg zwischen dem Iran und dem Irak feststellen. Seit 
1980 sind nach Reuter unter dem Begriff „menschliche Angriffswellen“ in den frü-
hen Jahren des Krieges Scharen an hauptsächlich jungen schiitischen Iranern in den 
Tod gegangen. Angeblich hatte man sie nicht gewaltsam dazu gezwungen. Vielmehr 
sollte es sich hier um eine Form von massenhafter Selbstopferung in Selbstmordba-
taillonen gehandelt haben. Jede einzelne dieser Angriffswellen bestand dabei aus 
mehreren Zehntausend junger iranischer Männer, viele nicht älter als 13 Jahre, die 
sehenden Auges auf Maschinengewehrstellungen der Iraker zuliefen und von diesen 
förmlich niedergemäht wurden.81 Anfangs dienten die Angriffe der Rückeroberung 
iranischen Hoheitsgebietes nach dessen Verlust durch die irakische Aggression. Spä-
ter wurde jedoch versucht, irakisches Territorium zu erobern. Letztendlich rief Cho-
meini einen von Gott gewollten Krieg zur Befreiung Kerbalas, Mekkas und Jerusa-
lem aus, also einen offensiven Djihadkrieg, wozu er in seiner Funktion nach schiiti-
schem Glauben eigentlich nicht berechtigt war.82
Als Symbol der Selbstopferung der Schiiten über die Jahrhunderte hinweg galt die 
Stadt Kerbala, gelegen im heutigen Irak. Die Legende berichtet wie folgt: Nachdem 
Mohammed 632 starb und er aber zuvor seine Nachfolge nicht geregelt hatte, bilde-
ten sich zwei Parteien. Die einen verlangten die Wahl des Geeignetsten, die anderen 
die Erbfolge des Propheten. Für kurze Zeit regierte schließlich auch Mohammeds 
Neffe und Schwiegersohn Ali. Doch bald danach setzte sich die andere Fraktion 
durch, die schließlich auch die große Mehrheit bildete. Die Anhänger der Erbfolge, 
die Partei Alis (Schiiten), wurden darauf von dessen Nachfolgern, den Imamen ge-
führt. Zwischenzeitlich kam es zu Auseinandersetzungen zwischen beiden Glau-
bensgruppen. Der dritte Imam Hussein Ibn Ali konnte jedoch im Jahre 680 zuvor nur 
                                                 
80 Vgl. Lüders (2001), S. 31 f. 
81 Vgl. Reuter (2002), S. 59 f. 
82 Vgl. Reuter (2002), S. 71. 
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wenige Kämpfer um sich sammeln, als er bei Kerbala mehreren Tausend Mann des 
feindlichen sunnitischen Kalifen gegenüberstand. Zugesagte Unterstützung war nicht 
erschienen. Somit entließ der Imam seine Getreuen, von denen jedoch 72 bei ihm 
blieben. Es folgte ein Gemetzel, das  keinen der Partei Alis übrig ließ.83
In dieser Begebenheit ist die eigentliche Geburtsstunde der Schia zu sehen. Der 
Opfergang der 72 Getreuen machte die Partei erst zu einer festen Glaubensgemein-
schaft. Das Selbstopfer, sowohl für die von Gott gewollte Nachfolge des Propheten 
als auch im Allgemeinen für eine gerechte Sache, wurde zum Ideal der Schiiten.  
Die Nachfolge Husseins trat dessen Sohn an, dem noch neun weitere Imame folg-
ten. Der letzte, der Zwölfte, verschwand auf unerklärliche Weise. Die Schiiten glau-
ben, er verberge sich, bis ihm keine Gefahr mehr drohe. Er werde irgendwann als 
Messias zurückkehren und die Schiiten kurz vor dem Jüngsten Gericht in eine apoka-
lyptische Schlacht gegen alle Feinde führen. Dem Sieg schließe sich eine andauernde 
Herrschaft der Gerechtigkeit an. 
Was sich damals in Kerbala zugetragen hat, wird noch heute in der Schia durch 
Erzählungen überliefert sowie durch öffentliche Bußrituale bezeugt und nachgelit-
ten.84
Im Zuge der Rekrutierung von jungen Opferwilligen für die Angriffswellen wurde 
die Geschichte von Kerbala allerdings missbraucht. Trommler der Armee deuteten 
sie zu einem Abenteuer um. Den jungen Iranern in der Schule redete man ein, der 
Krieg sei eine Möglichkeit für sie, als heldenhafte Märtyrer zu sterben und Kerbala 
zu befreien. Tatsächlich rückten viele nicht aus gänzlich freien Stücken in die Batail-
lone ein. Entweder wurden sie verführt, indoktriniert oder psychischem Druck ausge-
setzt.85 Unter ihnen waren auch viele Kinder zu finden. Dies ging so weit, dass ihnen 
vielfach nur ein vermeintlicher Schlüssel zum Paradies um den Hals gehängt wurde, 
auf dem zu lesen war: „Ich habe die besondere Erlaubnis des Imam Chomeini, den 
Himmel zu betreten.86“ Damit waren sie bereit für ihren Opfergang. 
Ihr anschließender Tod wurde indessen ideologisch umgewandelt in eine Hochzeit 
– eine Tradition, die später die palästinensischen islamischen Selbstmordattentäter 
übernehmen sollten.87
Die Erfolgsbilanz eines solchen Blutzolls an Opferbereitschaft liest sich eher er-
nüchternd. Weder veränderte sich der Grenzverlauf zwischen Iran und Irak zu Guns-
ten des Irans, noch war der zu Unrecht ausgerufene offensive Djihadkrieg erfolg-
reich. Kerbala, Mekka und Jerusalem konnten von den iranischen Revolutionstrup-
pen erwartungsgemäß nicht erobert werden.  
Als eine Errungenschaft des Konflikts aus iranischer Sicht darf allerdings die 
Wiedergeburt der Idee des Martyriums im schiitischen Glauben angesehen werden 
sowie deren erfolgreicher Export in den libanesischen Bürgerkrieg.88
                                                 
83 Vgl. Reuter (2002), S. 62 f. 
84 Vgl. Reuter (2002), S. 64. 
85 Vgl. Reuter (2002), S. 72 ff. 
86 Zitiert nach Reuter (2002), S. 74. 
87 Vgl. Reuter (2002), S. 77. 
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4.3.2 Hisbollah 
Das Ausbrechen des libanesischen Bürgerkrieges 1975 bewirkte eine Einmischung 
der Nachbarländer Syrien im Jahre 1976 und Israel in den Jahren 1978 bis 1982. Die 
Schiiten des religiös und ethnisch gemischten Libanon waren gegenüber den Chris-
ten in vielen Bereichen des Staates und der Gesellschaft unterlegen und unterprivile-
giert. Dies führte zu Spannungen, die schließlich in einen Bürgerkrieg mündeten. Die 
Revolution im Iran brachte den Schiiten im Libanon neuen Auftrieb und Unterstüt-
zung mit sich.89
Im Dunstkreis des Bürgerkrieges und der teilweisen Besetzung des Landes durch 
israelische Truppen entwickelte sich schließlich die klassische Form des islamischen 
Selbstmordanschlages durch die schiitische libanesische Terrororganisation Hisbol-
lah.90
Diese entstand mit Unterstützung des Irans im Jahre 1982 und setzte sich die Er-
richtung eines islamischen Staates im Libanon zum Ziel. Ihren Namen gab sie sich 
selbst: Hisbollah, „Partei Gottes“.91 Diese Namensgebung weist sie indes schon als 
fundamentalistische Terrororganisation aus. Ihre erklärten Feinde waren die christli-
che südlibanesische Armee, der Staat Israel und die israelischen Besatzungstruppen 
sowie amerikanische und französische Soldaten. 
Die Hisbollah setzte das Selbstmordattentat als Waffe vor allem gegen feindliche 
Soldaten und Militäreinrichtungen ein. Dennoch starben durch ihre Anschläge oft li-
banesische und palästinensische Zivilisten. Aus diesem Grunde bekannte sie sich in 
den ersten Jahren auch nicht offenkundig zu ihren Anschlägen. 
Ihr erstes Selbstmordattentat erfolgte am 11. November 1982 auf das israelische 
Armeehauptquartier in der südlibanesischen Stadt Tyros. Ausführender war der erst 
fünfzehn Jahre alte Ahmad Qusayr, der eine Autobombe in das dortige Verwaltungs-
gebäude steuerte.92 Ihm folgten nunmehr zahlreiche Selbstmordattentate der Hisbol-
lah gegen vorwiegend militärische Ziele, denen aber auch immer zahlreiche Nicht-
soldaten zum Opfer fielen. Die Anschläge wurden meist mit Hilfe von Autobomben, 
die durch Märtyrer gesteuert wurden, ausgeführt. Andere säkulare libanesische Ter-
rororganisationen traten in Konkurrenz zur Hisbollah und verübten ebenfalls etliche 
Selbstmordanschläge im Libanon. 
Die Ursache für die erfolgreiche Rekrutierung vieler Libanesen zum Selbstmord-
attentat sieht Croitoru nicht nur in der fortwährenden Indoktrinierung durch die His-
bollah und dem anerzogenen Hass auf die israelischen Besatzer, sondern auch in de-
ren schikanöser Ausübung ihrer Besatzungsmacht im Südlibanon.93
Während ihrer aktiven Phase gelang es der Hisbollah gerade zu massenhaft Mär-
tyrer auszuheben. Dies war dem erfolgreichen Ausbau des Märtyrerkultes zu verdan-
ken. Gedenkartikel an die sich Selbstaufopfernden, Trauer- und Gedenkveranstaltun-
gen, Lobreden eigener radikaler Geistlicher, Militäraufmärsche, Einweihung von 
Märtyrerdenkmälern, Abhalten eines Märtyrertages und vieles andere mehr führten 
zu einem heldenhaften Ansehen der Märtyrer innerhalb der schiitischen libanesi-
                                                 
89 Vgl. Laqueur (2001), S. 174. 
90 Vgl. Croitoru (2003), S. 121. 
91 Vgl. Robins / Post(2002), S. 210. 
92 Vgl. Croitoru (2003), S. 122 ff. 
93 Vgl. Croitoru (2003), S. 146 ff. 
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schen Bevölkerung. So schuf die Hisbollah einen idealen Nährboden für die Rekru-
tierung immer weiterer Selbstmordattentäter im islamischen Freiheitskampf gegen 
die verhassten Besatzer.94
Parallel dazu baute sie ihre Sozialleistungen für ihre Anhänger aus und schuf Ein-
nahmequellen für die Finanzierung ihrer Terroraktionen. Die Hisbollah unterhielt 
Schulen und gewährte medizinische Versorgung. Sie errichtete eigene Geschäfte, 
Bäckereien, Buchläden und Supermärkte, betrieb Bauunternehmen, Ackerbau und 
Textilverkauf, um ihren Getreuen zu helfen, aber auch um den Terrorismus teilzufi-
nanzieren. Überwiegend stammten die Gelder jedoch aus dem Iran.95
Das letzte Selbstmordattentat der Hisbollah geschah am 30. Dezember 1999. Ziel 
des Anschlags war eine Kolonne israelischer Militärfahrzeuge. Der gänzliche Abzug 
der israelischen Armee aus der Sicherheitszone im Südlibanon im Mai 2000 veran-
lasste die schiitische Terrororganisation daraufhin, ihre Selbstmordattentate einzu-
stellen. Die israelische Regierung plante den Rückzug ihrer Armee bereits seit länge-
rer Zeit, scheinbar unbeeindruckt von der Ausübung der Selbstmordattentate. Den-
noch gelang es der Hisbollah den Abzug der Israelis als Sieg auf ihre Fahne zu 
schreiben. Durch die andauernde filmische Dokumentation der Anschläge ihrer Mär-
tyrer auf die Einrichtungen Israels und seiner Verbündeten sowie deren Ausstrahlung 
im Fernsehen ließen sie den Eindruck entstehen, die glaubensbedingte Opferbereit-
schaft ihrer Märtyrer habe dazu geführt, die militärische Übermacht der Israelis zu 
besiegen.96
4.4 Islamische palästinensische Terrororganisationen 
Von den im Vorfeld erläuterten schiitischen Vorbildern lernten die beiden bedeuten-
den islamisch orientierten palästinensischen Terrororganisationen - die Hamas und 
der Palästinensische Islamische Djihad - hinsichtlich islamischer Selbstmordattentate 
vor allem die schiitische Tradition des Sichaufopferns für den Glauben oder für eine 
gerechte Sache und den ausgeprägten Martyrerkult kennen. Beides wurde von diesen 
übernommen und für die palästinensische Sache modifiziert. Hamas und Palästinen-
sischer Islamischer Djihad haben dabei denselben geistigen Schoss: den palästinensi-
schen Ableger der Muslimbruderschaft, Quelle aller sunnitischen fundamentalisti-
schen Bewegungen in den Palästinensergebieten. 
4.4.1 Hamas 
Ursprünglich wurde die Hamas 1967 unter anderem Namen als ein Schössling der 
Muslimbruderschaft in Palästina gegründet. In Israel im Jahre 1979 amtlich erfasst, 
wurde sie als Gesellschaft angesehen, die Religionsunterricht gab, Moscheen baute 
und der Sozialarbeit nachging. Sie errichtete wie die libanesische Hisbollah soziale 
Strukturen. 
In gewisser Weise kann Israel als einer der Paten bei der Entstehung der Hamas 
angesehen werden. Nach Reuter gab es eine bewusste Entscheidung der damaligen 
israelischen Regierung, die Hamas als religiös definierte Organisation der Palästi-
                                                 
94 Vgl. Croitoru (2003), S. 159 f. 
95 Vgl. Laqueur (2001), S. 175 f. 
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nenser zu unterstützen. Sie sollte als ein Gegengewicht zur säkular ausgerichteten 
PLO agieren und die palästinensische Gemeinschaft spalten.97
Ihre offizielle Gründung erfolgte erst 1987 mit dem Ausbruch der Intifada. Der 
Name ist eine arabische Abkürzung und steht seither für „Harakat al-muqawamah al-
Islamija“, Islamische Widerstandsbewegung. Ihr Anführer und geistliches Oberhaupt 
ist der gelähmte Ahmed Yassin.98 Der Beginn der Intifada war für eine radikale Um-
kehr der Politik der Organisation verantwortlich. Man erkannte dort zu diesem Zeit-
punkt die Bereitschaft eines Großteiles des palästinensischen Volkes zur offenen Ab-
lehnung Israels. Schließlich gab man  sich den Namen Hamas und radikalisierte das 
Programm im islamisch - fundamentalistischen Sinne. Der Nahostkonflikt wurde 
nunmehr als Djihad der Palästinenser gegen die Israelis ausgerufen. Das große Ziel 
stellte die Vertreibung der Juden aus ganz Palästina dar.99
Die ersten terroristischen Aktionen begannen 1988. Erst einmal besann man sich 
auf die Ausführung von Mordanschlägen mit Messern. Viele der Operationen schei-
terten jedoch in dieser frühen Phase. Dem militanten Flügel der Hamas mangelte es 
anfangs noch an Erfahrung im Umgang mit Sprengstoff und der Schulung von 
Selbstmordattentätern. Nach der Anwerbung von Fachleuten gelangen ab Oktober 
1993 die ersten Selbstmordattentate, worauf die Anzahl derer zunächst sprunghaft 
anstieg.100 In den Jahren 1994 bis 1999 nahm ihre Häufigkeit jedoch jährlich ab. 
Weil die Selbstmordanschläge aber gründlicher vorbereitet wurden, kosteten sie da-
für mehr Todesopfer.101
Die Hamas stand in ständiger Konkurrenz zur PLO, die in Friedensverhandlungen 
mit Israel auf einen eigenständigen palästinensischen Staat hinarbeiteten. Je aus-
sichtsreicher die Einigungsgespräche waren, desto größer gestalteten sich die An-
strengungen, diese durch Selbstmordattentate lahm zu legen. Ein Erfolg der PLO hät-
te den von der Hamas geführten Djihad gegen Israel gefährden können. Somit wur-
den die islamisch motivierten Selbstmordanschläge zu einem probaten Mittel der Po-
litik der Hamas zur Verfolgung ihrer eigenen Ziele. 
Besonders schwere Anschläge gegen Israel in den Jahren 1995 und 1996 hatten 
jedoch erhebliche Konsequenzen für die islamische Terrororganisation. Israel nahm 
viele Anhänger und die maßgeblichen Sprengstoffspezialisten der Hamas fest. Zu-
gleich inhaftierte die Palästinensische Autonomiebehörde einige Parteigänger.102
Die Folge war ein Bekenntnis zur friedlichen Zusammenarbeit mit der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde. Die Hamas war nun zu schwach geworden, um gegen Is-
raelis und PLO gleichzeitig zu kämpfen. An ihrem politischen Programm, der Ver-
treibung der Israelis, änderte sie allerdings nichts. Militante Splittergruppen führten 
den bewaffneten Kampf fort.103
Die erneute Wende geschah 2000 im Zuge der Al-Aqsa-Intifada. Die zuvor ver-
folgte Strategie der Hamas, bei Selbstmordanschlägen vorwiegend israelische Mili-
täreinrichtungen und jüdische Siedlungen in den besetzten Gebieten zu treffen, wur-
                                                 
97 Vgl. Reuter (2002), S. 155. 
98 Vgl. Laqueur (2003), S. 157. 
99 Vgl. Hoffman (2001), S. 128. 
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de wegen deren militärischen Sicherungen aufgegeben. Man suchte nach einfacheren 
Zielen, hatte außerdem die Absicht, den Krieg nach Israel selbst hineinzutragen und 
eine größtmögliche Anzahl von Todesopfern auch unter Zivilisten zu erzielen. Mili-
tärisch wurde durch die Selbstmordattentate gänzlich nichts erreicht. Der Schwer-
punkt beruhte rein auf dem psychologischen Effekt. Bei den Israelis machte sich ein 
Gefühl der Verunsicherung breit. Gleichzeitig führte dies aber auch zu einer Radika-
lisierung weiter Teile der israelischen Bevölkerung. Von nun an wurden vermehrt 
Rufe laut, die eine wesentlich härtere Gangart der israelischen Regierung gegenüber 
den Palästinensern im Gazastreifen und im Westjordanland forderten. Letztendlich 
lässt sich feststellen, dass die islamischen Selbstmordattentate der Hamas den Kon-
flikt verschärften und eine friedliche Lösung des Nahostkonflikts in weite Ferne rü-
cken ließen.104
4.4.2 Palästinensischer Islamischer Djihad 
Eine weitere islamische palästinensische Terrororganisation, die in der israelisch-
palästinensischen Auseinandersetzung islamische Selbstmordattentate verübte, ist 
der im Jahre 1979 gegründete Palästinensische Islamische Djihad. Die Abkürzung 
PIJ steht für den arabischen Namen: Harakat al-Dschihad al-islami al-filastini.105
Er unterscheidet sich im Wesentlichen von der streng sunnitischen Hamas durch 
seine deutlich stärkere Beeinflussung von den schiitischen Erfolgsbeispielen, der I-
ranischen Revolution und dem Befreiungskampf der libanesischen Hisbollah, sowie 
durch seine offene Bewunderung für deren Erfolge. Während die Hamas sich nur die 
oben genannten Elemente aneignete, führte der PIJ eine enge Zusammenarbeit mit 
dem schiitischen Iran. Der Iran unterstützte demzufolge diese Terrororganisation fi-
nanziell und materiell in hohem Maße. Daher war der PIJ auch in der Lage, trotz ge-
ringer Anhängerschaft einige größere Anzahl von Selbstmordattentaten durchzufüh-
ren, um -gleich der Hamas- den Friedensprozess zu sabotieren. Die Ideologie beider 
Terrororganisationen ist nahezu identisch, ihre Ziele waren die Vertreibung der Is-
raelis und der Aufbau eines muslimischen Gottesstaates. Im Gegensatz zur Hamas 
errichtete der PIJ keine sozialen Strukturen, sondern verstand sich als reine Kämp-
ferorganisation. Der PIJ konkurrierte mit der Hamas und säkularen Terrororganisati-
onen. Erst nach Ausbruch der Al-Aqsa-Intifada 2000 zeigte sich der PIJ zur Zusam-
menarbeit mit der Hamas bereit.106
Bemerkenswert war die Motivation mancher ihrer Selbstmordattentäter. Alle be-
zeichneten sich als Muslime sunnitischen Glaubens, doch sie kannten ähnlich den 
Schiiten nur die Autorität der unmittelbaren Nachfolger des Propheten Mohammed 
an und hatten ihre eigene Interpretation vom wahren Glauben. Laqueur hält sie daher 
zwar für fanatisch und radikal, ordnet sie aber eher Häretikern als eigentlichen Fun-
damentalisten zu.107
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4.5 Friedensprozess und Terrorismus 
Ob islamische Selbstmordattentate Terrorismus oder gerechtfertigten Widerstand 
darstellen, hängt vom Standpunkt des Betrachters ab. In der Tat wurden sie aber in 
der Vergangenheit als Mittel des Widerstandes gegen den Nahostfriedensprozess von 
Hamas und PIJ eingesetzt. 
Das Jahr 1991 brachte die Wende im Denken der Israelis und der Palästinenser. 
Vor allem die Bereitschaft Israels zum Dialog führte in den Nahost-
Friedenskonferenzen in Madrid zu einer Annäherung der Konfliktparteien. Diese war 
hauptsächlich auf die Einsicht der israelischen Seite, dass die israelischen Streitkräf-
te keine vollkommene Sicherheit des Landes und seiner Bürger garantieren konnten, 
zurückzuführen. Sie resultierte aus den Erfahrungen der Intifada und des Zweiten 
Golfkrieges. Doch auch die Palästinenser unter Führung Arafats erhofften sich eine 
Besserung ihrer augenblicklichen Situation durch Aufnahme von Friedensgesprä-
chen. Denn die PLO war nach ihrer Unterstützung Saddam Husseins im Zweiten 
Golfkrieg politisch international isoliert. 
Seit Beginn der ersten Friedensverhandlungen an versuchten die radikalen Extre-
misten auf beiden Seiten immer wieder die Friedensgespräche zum Scheitern zu 
bringen. Auf palästinensischer Seite sind hierfür im Wesentlichen die islamischen 
Terrororganisationen Hamas und PIJ mit ihren Selbstmordattentaten verantwortlich 
zu machen.108
Deren Einsatz als Terror nach Plan bringt Josef Joffe treffend auf den Punkt: 
„Denn Terror ist das billigste Veto, das im Nahen Osten zu haben ist. Eine einzelne 
Bombe auf zwei Beinen kann sekundenschnell vernichten, was zuvor USA und EU, 
die Offiziellen hüben und drüben Steinchen um Steinchen aufgebaut haben. Fünf Ki-
lo TNT plus scharfkantiges Metall - und die Kontakte werden gekappt, die Palästi-
nenser-Gebiete abgeriegelt, die Kampfhubschrauber losgeschickt. Abschnürung ver-
stärkt das Elend, der Raketenbeschuss schafft Märtyrer.109“ 
Die Osloer Prinzipienerklärung vom 13. September 1993 markierte schließlich 
den Durchbruch in den Jahrzehnte lang andauernden gewalttätigen Auseinanderset-
zungen zwischen Israelis und Palästinensern. Eine friedliche Lösung des Konflikts 
schien möglich. Von der palästinensischen Bevölkerung wurde nun auf einen Abzug 
der Israelis aus den besetzten Gebieten und den Erhalt der Autonomie vertraut. Auf 
israelischer Seite sah man einer Anerkennung des Staates Israel durch die Palästinen-
ser und dem Ende von Gewalt und Terror entgegen.110 Die Umsetzung des Friedens-
prozesses in der Osloer Prinzipienerklärung sollte in zwei Phasen stattfinden. Einer 
ersten Übergangs- oder Interimsphase sollte dann ein dauerhaftes Friedensabkom-
men folgen.  
Strategie der Hamas und des PIJ war es demzufolge, den Friedensprozess als 
Ganzes zu Fall zu bringen, denn ihr gemeinsames langfristiges Ziel verlangte die Be-
freiung Palästinas von den Juden. Vor allem durch ihre islamischen Selbstmordatten-
tate auf die israelische Zivilbevölkerung versuchten sie immer wieder die Friedens-
gespräche zu stoppen und ein Umsetzen des Friedensabkommens aufzuhalten. Durch 
die Zusammenarbeit der PLO - später der Palästinensischen Autonomiebehörde als 
                                                 
108 Vgl. Witte (2003), S. 199. 
109 Joffe (2003), S. 2. 
110 Vgl. Herz (2003), S. 113 f. 
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Exekutivorgan des vorläufigen Palästinenserstaates - mit der israelischen Regierung, 
welche sich oft als schwierig erwies, konnte der Erfolg des Terrors jedoch für länge-
re Zeit verhindert werden.111
Schließlich machte sich auf israelischer und auf palästinensischer Seite Ernüchte-
rung breit, weil sich die in den Friedensprozess gesetzten Erwartungen nicht erfüll-
ten. Der Beginn der Al-Aqsa-Intifada am 29. September 2000 beendete nach Herz 
den Osloer Friedensprozess.112 Mit ihr verschärfte sich die Gewalt auf beiden Seiten 
in hohem Maße und dauert bis heute an. 
Das vorläufige politische Ziel der islamischen palästinensischen Terrororganisati-
onen schien somit erreicht. Auch wenn der Einsatz ihrer islamischen Selbstmordat-
tentäter allein nicht ursächlich für das Scheitern des Friedensprozesses verantwort-
lich war, so haben dennoch ihre andauernden Selbstmordanschläge auf israelische 
Ziele maßgeblich zur Zunahme der Radikalisierung der Politik der israelischen Re-
gierungen gegenüber den Palästinensern beigetragen. Diese führte schließlich zu ei-
ner erneuten Eskalation in den Auseinandersetzungen beider Konfliktparteien. 
Eine internationale Initiative zur Beilegung des gegenwärtigen Konfliktes wurde 
vom so genannten Nahostquartett, das sich aus der USA, der Europäischen Union, 
Russland und den Vereinten Nationen zusammensetzt, ins Leben gerufen. Deren 
Friedensplan, die „Roadmap for Peace“, wurde am 30. April 2003 veröffentlicht. 
Demnach ist die Gründung eines palästinensischen Staates in drei Phasen bis 2005 
geplant. 
Deren erste Phase sieht im Wesentlichen den Abzug der Israelis aus den autono-
men Palästinensergebieten, das Ende des Baus jüdischer Siedlungen, die Wahl einer 
neuen palästinensischen Regierung und den Abschluss eines Sicherheitsabkommens 
zwischen Israelis und Palästinenser vor. Die soll ein Ende von Gewalt und Terroris-
mus im Nahen Osten bewirken. 
Innerhalb der zweiten Phase sollen vor allem eine palästinensische Verfassung er-
arbeitet werden sowie Verhandlungen über die Errichtung eines palästinensischen 
Staates mit vorläufigen Grenzen zu Israel laufen. 
Die dritte Phase soll dann die Bildung des provisorischen Staates und den Ab-
schluss der Endstatus-Verhandlungen bis 2005 gewährleisten.  Deren Kern beinhaltet 
eine Rückkehr zu den Grenzen von 1967, niedergelegt in den UN-Resolutionen 242 
und 338, Jerusalem als geteilte Hauptstadt beider Staaten, die Errichtung eines be-
schränkt bewaffneten palästinensischen Staates und eine faire Lösung der Flücht-
lingsfrage.113
Auch diese neue Friedensinitiative wurde von den islamischen palästinensischen 
Terrororganisationen heftig bekämpft. Die ersten Verhandlungen des damals neu 
gewählten palästinensischen Ministerpräsidenten Abbas wurden im Mai 2003 von 
einer Serie von Selbstmordattentaten begleitet. Nach dem Rücktritt Abbas bleibt ab-
zuwarten, ob dessen Nachfolger mehr Glück beschieden ist bei der Bekämpfung is-
lamischer Selbstmordattentate durch die fundamentalistischen palästinensischen Ter-
rororganisationen Hamas und Palästinensischer Islamischer Djihad. 
                                                 
111 Vgl. Herz (2003), S. 117 ff. 
112 Vgl. Herz (2003), S. 121. 
113 Vgl. Herz (2003), S. 226 f. 
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4.6 Selbstmordattentat 
Die abschließende Betrachtung widmet sich dem Selbstmordattentat im Allgemei-
nen. Dieses gilt innerhalb der Terrorismusforschung als eine besondere Ausnahmeer-
scheinung. In Präzision und Durchschlagskraft ist es kaum zu übertreffen. Der Täter 
kann sich mit seiner gesamten Konzentration ausschließlich dem Erfolg des An-
schlages widmen, da er keine Gedanken an eine spätere Flucht verschwenden muss. 
Die Verhinderung des Anschlages ist kaum möglich, weil der Wille zu töten vom At-
tentäter bis zuletzt verborgen gehalten wird. Außerdem verspricht diese spezielle 
Form des Terrorismus die höchste Öffentlichkeitswirkung.114 Sie erzeugt Angst und 
Panik unter den Menschen. Ferner führt ihre Ausübung in der Regel zu einer größe-
ren Anzahl von Opfern. 
Oft ist der Selbstmordattentäter jedoch nur das letzte Glied in einer Kette. Die 
meisten Täter werden durch Anführer von Terrororganisationen ausgesucht. Bei in 
Terrorgruppen organisierten Selbstmordattentätern besteht keine Gefahr, dass nach 
einer Festnahme in Verhören Informationen mitgeteilt werden. Ein Bomben - 
Selbstmordattentäter, einmal auf dem Weg zu seinem Ziel, könnte sich jederzeit, 
wenn er vorher angehalten werden würde, in die Luft sprengen. Zudem ist sich jeder 
Selbstmordattentäter bewusst, dass der Erfolg seiner Operation untrennbar mit sei-
nem Tode zusammenhängt.115
Einen Überblick über das Täterprofil und die Zahl der Opfer der säkularen und is-
lamisch motivierten Selbstmordanschläge im Nahen Osten liefert Laqueur. Demnach 
wurden bis Juli 2001 in Palästina hundert Selbstmordattentatsversuche registriert. 
Dabei fanden exakt drei Viertel der Täter den Tod, immerhin 25 konnten festge-
nommen werden. In den Jahren 2000 und 2001 fanden allein 30 Versuche statt. 
Zwei Drittel der Märtyrer waren Anhänger der Hamas, ein Drittel gehörte dem PIJ 
an. Später kamen auch noch die Aktionen der säkularen Al-Aksa-Brigaden dazu. Die 
große Mehrheit von zwei Dritteln war nicht älter als 23, dabei kaum einer über 30. 
Auffällig ist der Bildungstand. Keineswegs entstammen islamische Selbstmordat-
tentäter dem untersten Bildungsniveau. Nur die Grundschule hatten 23 Prozent be-
sucht. Der Rest hatte durchwegs die Oberschule oder sogar die Universität abge-
schlossen. 
Die Mehrheit von 86 war unverheiratet. Es waren aber auch 14 Ehemänner dabei. 
Später folgten dann auch Frauen und Kinder als Täter. 
Im Zeitraum zwischen Juli 2001 und August 2002 verzeichnete man 98 weitere 
Selbstmordattentatsversuche, wovon 35 scheiterten. 605 Menschen verloren bei 
Selbstmordanschlägen bis August 2002 ihr Leben, bei rund drei Vierteln handelte es 
sich um Zivilisten.116
Was dagegen kostete eine Terrororganisation die Ausführung eines Selbstmordat-
tentates? Am Beispiel des Palästinensischen Islamischen Djihad verdeutlich sich 
dies. Nach dessen eigenen Einschätzungen im Jahre 1988 belaufen sich die Kosten 
eines Selbstmordattentates auf ca. 150 Dollar, zuzüglich 3000 bis 5000 Dollar Ent-
schädigung für die Familie des Attentäters.117
                                                 
114 Vgl. Waldmann (1998), S. 108. 
115 Vgl. Witte (2003), S. 205. 
116  Vgl. Laqueur (2003), S. 131 ff. 
117  Vgl. Thamm (2002), S. 427. 
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Die Flüchtlingslager und Koranschulen sorgten in Palästina für den Nachwuchs 
geeigneter Delinquenten. Die Moscheen und Koranschulen  schufen die geistigen 
Grundlagen, in ihnen wurde über Selbstmordattentate debattiert. Im Fernsehen, in 
Flugblättern, kurz, im gesamten Alltag begegneten die jungen Palästinenser dieser 
Thematik. Die Hamas und der PIJ mussten daher weniger Kandidaten suchen, als 
vielmehr deren Tauglichkeit überprüfen.118
Bevor dann ein Ausgewählter letztlich zur Tatausführung gelangte, war er meist 
längere Zeit dem Einfluss gewisser Motivationsrituale und Manipulationstechniken 
ausgesetzt. Durch den stetigen Aufbau eines Aggressionspotentials mittels eines klar 
definierten Feindbildes sollte die Tötungshemmung auf Dauer beseitigt werden. Da-
bei wirkte sich eine von den Fundamentalisten konstruierte, göttliche Legitimation 
stabilisierend aus. Hinzu kam eine Art Umbau der Persönlichkeit. In einem unmerk-
lichen Prozess wurden Glaubensgrundsätze, Gefühle, Einstellungen und damit 
Denkmuster umgewandelt. Der Informationskontrolle schloss sich eine Gefühlskon-
trolle an. Als Quintessenz veränderte sich die Auslegung des bisherigen eigenen Le-
bens und die Weltanschauung. Zu den Motivationsritualen gehörten Sprechchöre, 
Beschwörungen und Gebete. Innerhalb der Psyche sollte eine Abspaltung von der al-
ten Persönlichkeit erreicht werden. War dies gelungen, hatte der Delinquent die 
Tauglichkeitsprüfung bestanden und konnte auf seine Mission geschickt werden.119 
Dieses Training war jedoch nur ein Teil der Bereitschaft zum islamischen Selbst-
mordattentat. 
Das Problem der definitiven Bestimmung der Konstellationen, die bei einem pa-
lästinensischen islamischen Selbstmordattentäter zur Tatausübung führen, bringt 
Bernd Georg Thamm genau auf den Punkt: „Tiefe Frömmigkeit, religiöser Fanatis-
mus, blinder Glaube, ideologische Verführung, politische, radikale Gehirnwäsche, 
ausgebeuteter Idealismus, extremer Nationalismus, todesverachtender Mut, überstei-
gerter Ehrbegriff - welche dieser Faktoren überwiegen, wenn junge Menschen be-
wusst den Tod suchen? Wahrscheinlich spielen alle genannten Motive zusammen ei-
ne Rolle. Vor dem Hintergrund der islamischen Lehre, Tradition und Geschichte ist 
die religiöse Triebfeder aber sicher die wichtigste.120“ 
5 Schluss 
Zu Beginn der Untersuchung wurde das Forschungsinteresse an der Themenstellung 
„Geschichte und Entwicklung islamischer Selbstmordattentate im Nahostkonflikt“ 
mit dem Andauern der islamischen Selbstmordanschläge in Israel begründet. Maß-
geblich dafür verantwortlich zu machen war der besondere religiöse Hintergrund, vor 
dem der Terror bis heute noch ausgeübt wird. Er wurde somit zum bestimmenden 
Einflussfaktor für die Entwicklungsgeschichte nahöstlicher islamischer Selbstmord-
attentate. 
Aus diesem Grund lag der Schwerpunkt dieser Arbeit auf der Analyse des religiö-
sen Hintergrundes. Auf der Suche nach den Ursprüngen und Ausprägungen der Ra-
dikalisierung des Islams stieß man schnell auf den islamischen Fundamentalismus. 
                                                 
118 Vgl. Kucklick/Luczak/Reuter (2002), S. 271. 
119 Vgl. Kucklick/Luczak/Reuter (2002), S. 272 ff. 
120  Thamm, (2002), S. 428. 
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Er lieferte den religiösen Anführern der islamischen Terrororganisationen das Ge-
dankengebäude, innerhalb dessen sie die göttliche Legitimation und den ideologi-
schen Rahmen für die Täter der Terrorakte konstruieren konnten. 
Die weitere Untersuchung widmete sich der Geschichte und Entwicklung der is-
lamischen Selbstmordattentate hinsichtlich ihres Einsatzes im Nahostkonflikt als 
Mittel der Politik an Hand der Betrachtung verschiedener Aspekte. Hierbei wurde 
festgestellt, dass die im arabisch-palästinensischen Raum weit verbreitete radikale 
Sicht des Nahostkonfliktes und das Beispiel des Iran und der Hisbollah hinsichtlich 
des Selbstaufopferungswillens ausschlaggebenden Einfluss auf die beiden dominie-
renden palästinensischen islamischen Terrororganisationen ausübten. Hamas und Pa-
lästinensischer Islamischer Djihad waren letztlich für fast alle islamischen Selbst-
mordanschläge im Nahostkonflikt verantwortlich. Ihr politisiertes religiöses Endziel 
liegt in der Zerstörung Israels und der Befreiung Palästinas von den Juden. Der 
wohldosierte Einsatz der islamischen Selbstmordanschläge durch die fundamentalis-
tischen Terrororganisationen als probates Mittel der Politik im Nahostkonflikt, Frie-
densverhandlungen zu stören und den Nahostfriedensprozess zu unterbinden, zeigte 
bisher auch bleibenden Erfolg. Ob die jüngste Friedensinitiative des Nahostquartetts 
„Roadmap for Peace“ angesichts der zu verzeichnenden steigenden Gewalt- und Op-
ferbereitschaft der militanten fundamentalistischen Palästinensern ihren „Fahrplan“ 
bis 2005 einhalten kann, muss angesichts der derzeitigen Lage ernsthaft angezweifelt 
werden. 
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Repressive Eilfallzuständigkeiten des Bundesgrenzschutzes bei sog. 
Fremdstraftaten 
– Handlungsermächtigungen nach Bundesrecht und nach 
Landesrecht1 – 
1 Einführung 
Das am 01.11.1994 in Kraft getretene neue Bundesgrenzschutzgesetz (BGSG 1994) 
enthält - anders als sein Vorläufergesetz2 - in § 12 BGSG eine umfassende Regelung 
derjenigen Strafverfolgungsaufgaben, die dem Bundesgrenzschutz kraft Gesetzes zur 
Wahrnehmung zugewiesen sind. Diese explizite Normierung der repressiven Aufga-
ben des Bundesgrenzschutzes unterscheidet bekanntlich zwischen den sog. originä-
ren Strafverfolgungskompetenzen des Bundesgrenzschutzes und ggf. bestehenden 
Eilzuständigkeiten im Verfolgungsbereich anderer Polizeibehörden, insbesondere im 
Kompetenzbereich der Landespolizei. Nach einem nur kurzen Blick auf die dem 
Bundesgrenzschutz gesetzlich zuerkannten „eigenen“ Strafverfolgungszuständigkei-
ten sollen im Nachfolgenden namentlich diejenigen Regelungen näher beleuchtet 
werden, die zur Anwendung kommen, wenn Polizeivollzugsbeamte des Bundes-
grenzschutzes ausnahmsweise in fremden Kompetenzbereichen strafverfolgungssi-
chernd handeln. Dabei wird sich erweisen, dass nicht nur bundesrechtliche Vor-
schriften eine Rolle spielen, sondern auch gesetzliche Ermächtigungen aus dem Lan-
desrecht einschlägig sein können. 
2 Der originäre Verfolgungsbereich des Bundesgrenzschutzes im Überblick 
Die originären dem Bundesgrenzschutz zugewiesenen Aufgaben im Rahmen der 
Strafverfolgung ergeben sich aus einem Zusammenspiel des § 12 I 1 BGSG einer-
seits und des § 12 II 1 BGSG andererseits. In der erstgenannten Vorschrift werden 
Gruppen von Straftaten aufgezählt, die in die sachliche Verfolgungszuständigkeit des 
Bundesgrenzschutzes fallen. Dabei erfolgt die Umschreibung der betreffenden De-
liktsgruppen überwiegend abstrakt-generell; nur ausnahmsweise wird ein konkreter 
                                                 
* Regierungsdirektor Martin Kastner ist Dozent für Einsatzrecht im Studienbereich Rechtswissen-
schaft an der Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Bundesgrenz-
schutz, Lübeck. 
1 Vgl. zum Nachfolgenden auch Kastner, Martin: Strafverfolgungskompetenzen des BGS – Zur 
Problematik der Abgrenzung zwischen Bundes- und Landeszuständigkeiten, in: Möllers u. a. 
(Hg.), Die Polizei des Bundes in der rechtsstaatlichen pluralistischen Demokratie, Opladen 2003. 
Es handelt sich bei dem hier vorliegenden Aufsatz um eine überarbeitete und erweiterte Fassung 
von Teilen des genannten Beitrags. 
2 Das sog. BGSG 1972. Dieses enthielt in seiner ursprünglichen Fassung überhaupt keine 
ausdrücklichen Regelungen über Strafverfolgungskompetenzen des Bundesgrenzschutzes. Nach 
der Übertragung der Aufgabe Bahnpolizei auf den Bundesgrenzschutz  - erstmals durch den 
Einigungsvertrag und später durch das Aufgabenübertragungsgesetz 1992 - wurden in das BGSG 
1972 zumindest Vorschriften über strafprozessuale Zuständigkeiten des BGS im bahnpolizeili-
chen Aufgabenbereich eingefügt (vgl. § 2a BGSG 1972 n.F.). Eine umfassende Normierung der 
repressiven Zuständigkeiten des BGS blieb jedoch dem Neuerlass des BGSG im Jahre 1994 vor-
behalten. 
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einzelner Deliktstatbestand (nämlich: § 315 III Nr. 1 StGB) benannt. Die nähere 
Konkretisierung der so nur pauschal bestimmten Fallgruppen im Wege des Erlasses 
einer Rechtsverordnung des Bundesministeriums des Innern, wie sie in § 12 I 2 
BGSG eigentlich vorgesehen ist, steht bis dato noch aus. Für die Strafverfolgungs-
praxis des Bundesgrenzschutzes bedeutet dies allerdings keinen entscheidenden 
Nachteil, weil eine Subsumtion direkt unter § 12 I 1 BGSG ohne weiteres möglich 
ist. 
Jedoch reicht es für die Begründung einer originären Verfolgungszuständigkeit 
des Bundesgrenzschutzes nicht aus, dass eine Straftat im Sinne des § 12 I 1 BGSG 
vorliegt. Vielmehr muss diese Straftat gemäß der Vorgabe des § 12 II 1 BGSG zu-
sätzlich auch noch in einem der spezifischen räumlichen Zuständigkeitsbereiche des 
Bundesgrenzschutzes begangen worden sein. Aus der in § 12 II 1 BGSG enthaltenen 
Verweisung auf § 1 VII BGSG folgt, dass damit diejenigen räumlichen Bereiche ge-
meint sind, in denen der Bundesgrenzschutz auch seine präventiven Aufgaben erfüllt. 
Insoweit werden in § 1 VII BGSG insbesondere in Bezug genommen die §§ 2 - 5 
BGSG3. Überträgt man dies auf die Strafverfolgungsaufgaben des Bundesgrenz-
schutzes, so ergibt sich, dass eine Straftat im Sinne des § 12 I 1 BGSG räumlich an 
der Grenze bzw. im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe von 30 bzw. 50 km (§ 2 BGSG), 
auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes (§ 3 BGSG), auf dem 
Gelände eines geschützten Flugplatzes oder an Bord eines geschützten Luftfahrzeugs 
(§§ 4, 4a BGSG) oder auf dem Grundstück des geschützten Amtssitzes (§ 5 BGSG) 
begangen worden sein muss, damit tatsächlich eine originäre Verfolgungszuständig-
keit des Bundesgrenzschutzes bejaht werden kann. Straftaten im Sinne des § 12 I 1 
BGSG, die außerhalb der genannten räumlichen Bereiche begangen werden, fallen 
mithin von vornherein nicht in die Verfolgungszuständigkeit des Bundesgrenzschut-
zes, sondern in die repressive Zuständigkeit der Landespolizei. Anzumerken ist, dass 
die in den §§ 12 II 1, 1 II BGSG enthaltene Verweisung (auch) auf die §§ 4, 4a, 5 
BGSG letztlich ins Leere geht, weil diese Aufgabenbereiche in repressiver Hinsicht 
in § 12 I BGSG keine Berücksichtigung gefunden haben. Das Gleiche gilt für Straf-
taten, mit denen der Bundesgrenzschutz im Rahmen der Eigensicherung (§ 1 III 
BGSG) konfrontiert wird4. 
In terminologischer Hinsicht erscheint es etwas unglücklich, dass in § 12 II 1 
BGSG von einer örtlichen Strafverfolgungszuständigkeit des Bundesgrenzschutzes 
die Rede ist. Dies klingt nach der Begründung einer speziellen örtlichen Zuständig-
                                                 
3 § 12 II 1 BGSG nimmt außerdem über § 1 VII BGSG auch den § 1 III BGSG in Bezug. Diese 
Regelung läuft aber rechtlich zumeist ins Leere, weil Straftaten gegen Behörden, Verbände, Ein-
heiten und sonstige Einrichtungen des BGS in aller Regel keine Straftaten i.S.d. § 12 I 1 BGSG 
darstellen, so dass die Begehung einer solchen Straftat im räumlichen Zuständigkeitsbereich des 
BGS (z.B. auf dem Grundstück, auf dem sich die betroffene Einrichtung befindet) gleichwohl 
i.d.R. in die Zuständigkeit der Landespolizei fallen wird. Eine Ausnahme von dieser Grundregel 
kann sich u.U. ergeben über die in § 12 III 3 BGSG enthaltene „Mischfallregelung“. Die in § 1 
III BGSG umschriebenen räumlichen Beschränkungen sind also letztlich nur für die Erfüllung 
der Präventivaufgabe Eigensicherung von Bedeutung. Diese bezieht sich übrigens - entgegen 
dem etwas missverständlichen Wortlaut der Vorschrift - auch auf einzelne Polizeivollzugsbeamte 
des BGS, denn diese sind ausweislich der amtlichen Gesetzesbegründung als Teil einer BGS-
Behörde bzw. BGS-Einrichtung - selbstverständlich - in den Schutzbereich der Aufgabe Eigensi-
cherung stets mit einbezogen.  
4 Vgl. die vorstehende Fußnote. 
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keit, die neben der sachlichen Zuständigkeit des Bundesgrenzschutzes bestehen 
muss. Dem ist jedoch nicht so. Letztlich sind die vom Bundesgrenzschutz bei der Er-
füllung der ihm gesetzlich zugewiesenen Sachaufgaben zu beachtenden „räumlichen 
Beschränkungen“ stets nur einschränkende Aspekte der jeweiligen Sachaufgabe 
selbst. Um Fragen der örtlichen Zuständigkeit geht es dabei (noch) nicht: Diese sind 
im Wesentlichen in der Verordnung über die Zuständigkeit der Bundesgrenzschutz-
behörden (ZustVO-BGS) geregelt. Ist nach Maßgabe des § 12 I 1 i.V.m. II 1 BGSG 
eine originäre Verfolgungszuständigkeit des Bundesgrenzschutzes gegeben, so gilt - 
naheliegenderweise - dass der Bundesgrenzschutz die Strafverfolgung entweder auf 
Ersuchen bzw. im Auftrag der Staatsanwaltschaft betreibt (§ 161 StPO) oder aber 
unaufschiebbare Anordnungen ohne staatsanwaltschaftliche Weisung in Eigeninitia-
tive trifft, um die Verdunkelung der Strafsache zu verhüten (§ 163 StPO). Diese 
Rechtslage ergibt sich aus der in § 12 I 1 BGSG enthaltenen ausdrücklichen Verwei-
sung auf die §§ 161, 163 StPO. Durch diese Verweisung wird der Bundesgrenz-
schutz - gemäß der Vorgabe aus § 1 II BGSG - im Bereich der ihm zugewiesenen re-
pressiven Aufgaben zur „Polizei“ im Sinne der StPO. Der Bundesgrenzschutz hat al-
so innerhalb seiner originären Strafverfolgungskompetenzen letztlich die gleiche 
Rechtsstellung, wie sie auch sonst die Landespolizei in ihrem repressiven Zuständig-
keitsbereich innehat. Erwähnenswert ist, dass sich die repressiven Zuständigkeit des 
Bundesgrenzschutzes schwerpunktmäßig auf Vergehenstatbestände (vgl. § 12 II 
StGB) beschränkt; nur ausnahmsweise ist der Bundesgrenzschutz auch zur Verfol-
gung von Verbrechen im rechtstechnischen Sinne (vgl. § 12 I StGB) befugt5. 
Als Fazit aus dem Vorstehenden lässt sich bis hierher festhalten, dass der Bundes-
grenzschutz für die Verfolgung solcher Straftaten - meist Vergehen - originär zu-
ständig ist, die sich einerseits inhaltlich als Straftaten im Sinne des § 12 I 1 BGSG 
darstellen6 und die andererseits örtlich in einem der spezifischen räumlichen 
Zuständigkeitsbereiche des Bundesgrenzschutzes7 begangen worden sind8. 
Rechtsfolge ist dann, dass nicht wie sonst die Landespolizei, sondern „der 
Bundesgrenzschutz ... die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der                                                  
5 § 12 I 1 a.E. BGSG nennt insoweit ausdrücklich den Verbrechenstatbestand des § 315 III Nr. 1 
StGB, was freilich nach heutiger Rechtslage eigentlich als § 315 III Nr. 1a StGB zu lesen ist. Das 
Sechste Strafrechtsreformgesetz hat u.a. den § 315 III Nr. 1 StGB a.F. verändert, ohne allerdings 
damit die Verfolgungszuständigkeiten des BGS erweitern zu wollen; § 315 III Nr. 1 StGB a.F. 
entspricht inhaltlich dem § 315 III Nr. 1a StGB n.F. Weitere Verbrechenstatbestände, für deren 
Verfolgung der BGS originär zuständig sein kann, sind z.B. die §§ 92b AuslG, 84a AsylVfG.  
6 Die amtliche Gesetzesbegründung zum BGSG 1994 - BT-Drucks. 12/7562 = BR-Drucks. 418/94 
- spricht insoweit von einer „funktionellen Komponente“ der Strafverfolgungszuständigkeit des 
BGS. 
7 Die Gesetzesbegründung bezeichnet dies als „räumliche Komponente“, welche die funktionelle 
Komponente der Verfolgungszuständigkeit ergänzt. Erst beide Komponenten zusammen ergeben 
die sachliche Strafverfolgungszuständigkeit des BGS.  
8 Bei der Frage, wo die betreffende Straftat räumlich begangen worden ist, muss der weite Tatort-
begriff aus § 9 StGB beachtet werden. Tatort ist danach auch derjenige Ort, an dem der Erfolg 
einer Straftat eingetreten ist oder an dem der Erfolg nach der Vorstellung des Täters hätte eintre-
ten sollen. Es ist also nicht allein entscheidend, wo der Täter gehandelt hat. Auch bei einem 
Täterhandeln außerhalb der spezifischen räumlichen Zuständigkeitsbereiche des BGS kann 
folglich über § 9 StGB u.U. eine originäre Verfolgungszuständigkeit des BGS gegeben sein! 
Beispiel: Ein Hakenkrallenanschlag auf die Bahn erfolgt von einer Straßenbrücke aus, die sich 
außerhalb des Gebiets der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes befindet. Tatort ist über § 9 
StGB trotzdem (auch) das Gebiet der Bahnanlagen.  
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polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung“9 wahrnimmt. Trotz die-
ser auf den ersten Blick hinreichend klaren Regelung wird teilweise die Auffassung 
geäußert, im originären Strafverfolgungsbereich des Bundesgrenzschutzes bestehe 
auch eine parallele Verfolgungszuständigkeit der Landespolizei. Begründet wird dies 
entweder mit dem Hinweis auf § 1 VII BGSG oder durch eine Bezugnahme auf die 
in § 12 II 2 BGSG enthaltene Regelung. Nach dieser Betrachtungsweise begründet 
also § 12 I 1 i.V.m. II 1 BGSG keine ausschließliche Strafverfolgungszuständigkeit 
des Bundesgrenzschutzes, sondern erlaubt dem Bundesgrenzschutz lediglich, an 
Stelle oder neben der Landespolizei ggf. eigene Ermittlungen zu führen, wobei aber 
die grundsätzliche repressive Allzuständigkeit der Landespolizei „fortbestehen“ soll. 
Diese These von einer Parallel- oder Doppelzuständigkeit10 im originären Verfol-
gungsbereich11 des Bundesgrenzschutzes hat im Schrifttum teilweise Zustimmung 
gefunden12. Überwiegend wird sie allerdings sowohl von der Begründung als auch 
                                                 
9 So wörtlich die einleitende Formulierung in § 12 I 1 BGSG. 
10 Die im Rahmen der diesbezüglichen Diskussionen gelegentlich auch - wohl etwas ironisierend - 
als „Glockentheorie“ bezeichnet wird: Die fortbestehende Allzuständigkeit der Landespolizei 
wölbt sich nach diesem Modell gewissermaßen wie eine Glocke über die dem BGS zuerkannten 
Zuständigkeiten und überdeckt diese, so dass letztlich stets zwei Zuständigkeiten nebeneinander 
bestehen (sollen).  
11 Für den Bereich der Gefahrenabwehr gibt es im Prinzip eine gleichartige Diskussion, auch wenn 
diese seltener und weniger vehement geführt wird. Allerdings ist die Rechtslage hier - was noch 
zu zeigen sein wird - letztlich eindeutig: In seinen präventiven sonderpolizeilichen Aufgabenbe-
reichen ist der BGS definitiv allein zuständig.  
12 Zustimmend: Fischer/Hitz/Laskowski/Walter: Bundesgrenzschutzgesetz, 2. Auflage, Stuttgart 
u.a. 1996 (mit Nachtrag vom 01.07.1999), § 12, Rdnr. Rdnr. 9: „Zuständigkeiten anderer Poli-
zeibehörden neben Zuständigkeiten des Bundesgrenzschutzes für die Strafverfolgung [bleiben] 
bestehen.“ 
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vom Ergebnis her abgelehnt13. Ihr soll an dieser Stelle - weil nicht unmittelbar the-
menrelevant - nicht weiter nachgegangen werden14. 
3 Repressive Eilzuständigkeiten des Bundesgrenzschutzes auf der Grundlage 
des § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG bzw. nach Maßgabe landesrechtlicher 
Ermächtigungen 
Gemäß § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG bleibt bei Straftaten, die nicht dem § 12 I BGSG 
unterfallen, die Verpflichtung des Bundesgrenzschutzes nach § 163 I StPO unbe-
rührt, alle keinen Aufschub duldenden Anordnungen zu treffen, um die Verdunke-
lung der Sache zu verhüten. Bei Vorliegen einer solchen „Eilfallsituation“ bestimmt 
zudem - normtechnisch nicht ganz glücklich15 - § 12 III 1 StPO in verfahrensrechtli-
cher Hinsicht, dass die Strafsache „unverzüglich“ an die zuständige Strafverfol-
gungsbehörde abzugeben ist. Für Straftaten, die nicht dem § 12 I BGSG unterfallen, 
die also keinen BGS-spezifischen Charakter aufweisen und die deshalb - jedenfalls 
grundsätzlich - auch nicht der Verfolgungskompetenz der Bundespolizei unterliegen, 
soll im Folgenden aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung die Kurzbezeich-
nung „Fremdstraftaten“ gebraucht werden. Auf den ersten Blick betrachtet scheint 
die in § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 StPO eine - wenn auch sachlich und 
                                                 
13 Ablehnend: Heesen/Hönle/Peilert: Bundesgrenzschutzgesetz, 4. Auflage, Hilden (Rhld.) 2002, 
§ 1, Rdnr. 215: „Die Norm [§ 1 VII BGSG] erkennt die Polizeihoheit der Bundesländer (Art. 30 
GG) ausdrücklich an, will jedoch keine Doppel- oder Parallelzuständigkeit in Fällen der Gefah-
renabwehr (oder Strafverfolgung) festschreiben“; dieselben, a.a.O., § 12, Rdnr. 1: „Die Vor-
schrift [§ 12 BGSG] beschreibt abschließend die repressiven Sachkompetenzen des Bundes-
grenzschutzes im Bereich der Aufgabe ,Strafverfolgung’. Soweit diese Kompetenz reicht, sind 
andere Polizeien (im Sinne des § 163 StPO) von einer Tätigkeit ausgeschlossen. Daher sind z.B. 
Landespolizeibehörden nicht neben (,parallel’ oder ,über’) den Bundesgrenzschutzbehörden zu-
ständig.“; dieselben, a.a.O., § 12, Rdnr. 29 a.E.: „Hiermit wiederholt das Gesetz [in § 12 II 2 
BGSG] für den Bereich der Strafverfolgung die bereits in § 1 Abs. 7 BGSG getroffene allgemei-
ne Regelung, nach der alle sonstigen [Hervorhebung nicht im Original] repressiven Aufgaben 
anderer Polizeibehörden von der Aufgabenerfüllung durch den Bundesgrenzschutz unberührt 
bleiben. [..] Die Landespolizei kann [z.B.] auf dem Gebiet der Bahnanlagen zur Erfüllung eige-
ner Strafverfolgungsaufgaben handeln.“; Götz: Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, 13. 
Auflage, Göttingen 2001, Rdnr. 489: Bei der Verfolgung von Straftaten im Bereich der Aufgabe 
Bahnpolizei ist die Behörde der Landespolizei „durch die sachliche Zuständigkeit der Bahnpoli-
zei, soweit diese reicht, von einer Tätigkeit ausgeschlossen.“; Fehn: Zuständigkeitsfragen zwi-
schen Bundesgrenzschutz und Landespolizei, Die Polizei 2001, 8, 12: „Demzufolge gelangt man 
auch im repressiven Aufgabenbereich zu dem Ergebnis, dass der Bundesgrenzschutz für die Ver-
folgung der Straftaten gemäß § 12 Abs. 1 BGSG ausschließlich zuständig und eine kongruente 
Zuständigkeit der Landespolizei nicht gegeben ist.“ Etwas unklar, aber jdfs. i.E. ebenso: Riegel: 
Bundesgrenzschutzneuregelungsgesetz, Köln u.a. 1996, § 12, Rdnr. 4 i.V.m. 2.  
14 Vgl. zu dieser Streitfrage und einer möglichen Lösung näher Kastner: Strafverfolgungskompe-
tenzen des BGS - Zur Abgrenzung zwischen Bundes- und Landeszuständigkeiten, in: Möllers 
u.a. (Hrsg.): Die Polizei des Bundes in der rechtsstaatlichen pluralistischen Demokratie, 2003. 
15    Und zwar insofern, als dass § 12 III 1 BGSG - abstrakt - eine Abgabeverpflichtung normiert, de- 
ren materielle Voraussetzungen dann aber erst in § 12 III 2 BGSG festgelegt werden.Eigent- 
lich müsste Satz 1 der Satz 2 sein und umgekehrt. 
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zeitlich begrenzte16 - Allzuständigkeit für Eilmaßnahmen „im ersten Angriff“ bei 
Fremdstraftaten zu begründen. Eine solche Schlussfolgerung wäre freilich bei nähe-
rem Hinsehen voreilig. Keineswegs immer, wenn Polizeivollzugsbeamte des Bun-
desgrenzschutzes mit Fremdstraftaten konfrontiert werden, ist eine Zuständigkeit 
zum Handeln auf der Grundlage der genannten Vorschrift gegeben: 
Zunächst ist in systematischer Hinsicht festzustellen, dass § 12 III 2 i.V.m. 1 
BGSG nur von § 12 I 1 BGSG eine Ausnahme macht, nicht jedoch von § 12 II 1 
BGSG. Daraus kann gefolgert werden, dass die in § 12 II 1 BGSG normierte räumli-
che Beschränkung auch für die Verfolgung von Fremdstraftaten im ersten Angriff 
Geltung beansprucht, d.h. die Fremdstraftat muss in einem der spezifischen räumli-
chen Bereiche des Bundesgrenzschutzes begangen worden sein (= Grenzgebiet, Ge-
biet der Bahnanlagen, Flugplatzgelände etc.). Dies lässt sich auch mit einem Erst-
recht-Schluss unterstreichen: Wenn der Bundesgrenzschutz schon die seiner eigenen 
Verfolgungszuständigkeit unterliegenden Straftaten nur dann verfolgen darf, wenn 
sie in den BGS-spezifischen räumlichen Zuständigkeitsbereichen begangen worden 
sind, dann muss diese räumliche Einschränkung erst recht gelten, wenn es sich um 
Delikte handelt, die einer fremden Verfolgungszuständigkeit unterfallen. Schließlich 
hilft auch der folgende Vergleich weiter: Bei „fremden“ Ordnungswidrigkeiten (für 
die der Bundesgrenzschutz nicht Verfolgungsbehörde im Sinne des § 36 OWiG ist), 
erfüllt der Bundesgrenzschutz gemäß § 13 I 1 BGSG gleichwohl die sich aus dem 
OWiG ergebenden polizeilichen Aufgaben, d.h. er ist u.a. befugt, bei Verdacht einer 
Ordnungswidrigkeit die unaufschiebbaren Maßnahmen zur Einleitung des Bußgeld-
verfahrens zu treffen (§ 53 OWiG). Dies gilt aber nur, wie sich aus der in § 13 I 2 
BGSG enthaltenen Verweisung auf § 12 II 1 BGSG ergibt, wenn die „fremde“ Ord-
nungswidrigkeit in einem der spezifischen räumlichen Bereiche des Bundesgrenz-
schutzes begangen worden ist. Wenn also schon die Verfolgung von „Fremdord-
nungswidrigkeiten“ an die räumliche Beschränkung des § 12 II 1 BGSG gebunden 
ist, dann kann dies bei der Verfolgung von „Fremdstraftaten“ im ersten Zugriff 
schwerlich anders sein. 
Nicht aus dem Wortlaut, wohl aber im Wege der Auslegung lässt sich außerdem 
die weitere Einschränkung aufstellen, dass die im BGS-spezifischen räumlichen Zu-
ständigkeitsbereich begangene Fremdstraftat vom Bundesgrenzschutz im Rahmen 
der Erfüllung der ihm obliegenden (Hoheits-)Aufgaben wahrgenommen worden sein 
muss. Diese Einschränkung lässt sich mit folgender Überlegung rechtfertigen: Bei 
der in § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 I StPO normierten Eilfallzuständigkeit 
handelt es sich letztlich um die Wahrnehmung einer Nebenaufgabe, nämlich um ein 
Handeln zu Gunsten einer fremden Behörde, die selbst nicht bzw. nicht rechtzeitig 
handeln kann, um auf diese Weise Strafverfolgung überhaupt gewährleisten zu kön-
nen. Für die Wahrnehmung von Nebenaufgaben bestimmt das BGSG 1994 an ver-
schiedenen Stellen, dass solche Nebenaufgaben nur „im Rahmen“ seiner (Haupt-) 
                                                 
16 Sachliche Begrenzung: Nur „unaufschiebbare“ Anordnungen sind erlaubt. Zeitliche Begrenzung: 
Die Strafsache ist „unverzüglich“, also sobald als nach den Umständen möglich und geboten an 
die eigentlich zuständige Verfolgungsbehörde abzugeben. 
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Aufgaben wahrzunehmen sind17. Hintergrund: Der Bundesgrenzschutz ist nicht um 
der Wahrnehmung dieser Nebenaufgaben willen geschaffen worden. Er soll aber be-
rechtigt sein, diese - gewissermaßen nebenher - bei der Erfüllung seiner eigentlichen 
Aufgaben „mitzuerledigen“, sofern die Nebenaufgaben im Einzelfall einmal anfallen. 
Letztlich knüpft § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 StPO an die durch § 12 I 1 
i.V.m. II 1 BGSG beschriebene „Normalfallsituation“ an: Der Bundesgrenzschutz er-
füllt in seinen spezifischen räumlichen Bereiche die ihm übertragenen repressiven 
(und auch präventiven) Aufgaben. Wird er dabei - atypischerweise - mit einer im 
fraglichen Bereich begangenen Fremdstraftat konfrontiert, soll er außerdem berech-
tigt sein, die erforderlichen unaufschiebbaren Anordnungen zur Sicherstellung der 
Strafverfolgung zu treffen18. 
Gestützt wird die These, dass § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 I StPO keine 
repressive Allzuständigkeit des Bundesgrenzschutzes im Hinblick auf wahrgenom-
mene Fremdstraftaten begründet, zusätzlich durch die Tatsache, dass es - in Ausfül-
lung der Leitbildvorschrift des § 52 ME PolG19 - in allen 16 Bundesländern landes-
polizeigesetzliche Ermächtigungen des Bundesgrenzschutzes zu einem repressiven 
Einschreiten im Eilfall gibt20. Für den Bereich der Strafverfolgung bestimmen diese 
landesrechtlichen Ermächtigungen insbesondere, dass Polizeivollzugsbeamte des 
Bundes berechtigt sind, zur „Verfolgung von Straftaten auf frischer Tat“ einzuschrei-
ten, wenn die zuständige Behörde des Landes nicht rechtzeitig handeln kann21. Fer-
ner dürfen Polizeivollzugsbeamte des Bundes „auf Anforderung“ oder „mit Zustim-
                                                 
17 Vgl. z.B. 1 IV BGSG (betreffend den Schutz privater Rechte) sowie § 13 I 1 BGSG (betreffend 
wie eben erwähnt die Verfolgung von solchen Ordnungswidrigkeiten, bei denen der BGS nicht 
selbst Verwaltungsbehörde i.S.d. § 36 OWiG ist, bei denen der BGS jedoch trotzdem über die 
§§ 46, 53 OWiG handlungszuständig sein kann). 
18 § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG erweist sich somit keineswegs als nur deklaratorische Vorschrift: Durch 
diese Norm wird der BGS auch bei Fremdstraftaten i.S.d. § 1 II BGSG zur Polizei i.S.d. § 163 I 
StPO „gemacht“. Ohne § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG wäre zweifelhaft, ob der BGS bei der Wahr-
nehmung von Fremdstraftaten überhaupt für strafverfolgungssichernde Erstmaßnahmen zustän-
dig ist. Unter Geltung des BGSG 1972 war diese Frage durchaus umstritten. „Polizei“ im Sinne 
irgendeines Fachgesetzes ist der BGS eben nicht per se, sondern nur dann und nur soweit, als 
dies durch Bundesgesetz oder auf Grund Bundesgesetzes ausdrücklich bestimmt ist (vgl. § 1 II 
BGSG).  
19 ME PolG = Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes (1977). § 52 ME PolG ist im Wort-
laut als Anhang 1 am Ende dieses Beitrags vollständig abgedruckt. 
20 Nach gegenwärtigem Rechtsstand handelt es sich um die folgenden 16 Bestimmungen, die sämt-
lich im Anhang 2 wiedergegeben sind: § 78 PolG BaWü, Art. 11 POG Bay, § 8 ASOG Bln, § 7 
POG Bbg, § 81 BremPolG, § 30a SOG HH, § 102 HSOG, § 9 SOG M-V, § 103 NGefAG, § 9 
POG NRW, § 86 POG RhPf, § 88 SaarlPolG, § 77 SächsPolG, § 102 SOG LSA, § 170 LVwG 
SH, § 11 ThürPOG. Diese „Korrespondenzvorschriften“ zu § 52 ME PolG in den einzelnen Lan-
despolizeigesetzen haben überwiegend den Inhalt der Vorbildregelung aus dem Musterentwurf 
vollständig übernommen; teilweise finden sich aber auch Modifikationen. Anwendbar sind diese 
landesrechtlichen Handlungsermächtigungen für Polizeivollzugsbeamte im BGS über die „Brü-
ckenvorschrift“ des § 65 I BGSG. Diese bestimmt: „Polizeivollzugsbeamte des Bundesgrenz-
schutzes dürfen im Zuständigkeitsbereich eines Landes tätig werden, wenn das jeweilige Landes-
recht es vorsieht.“ Systematische Voraussetzung für einen solchen Rückgriff auf das Landesrecht 
ist freilich stets, dass sich im konkreten Fall nicht schon eine - dann vorrangige - Zuständigkeit 
aus dem BGSG selbst ableiten lässt. § 65 I BGSG hat also lediglich den Rechtscharakter einer 
Auffangregelung.  
21 Vgl. § 52 I Nr. 3 Var. 2 i.V.m. III ME PolG. 
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mung“ der zuständigen Landesbehörde in deren Zuständigkeitsbereich tätig wer-
den22. Da die letztgenannte Ermächtigung keine Beschränkung auf den Aufgabenbe-
reich der Gefahrenabwehr enthält, kann sich eine solche Anforderung oder Zustim-
mung offensichtlich auch auf Strafverfolgungsmaßnahmen im Eilfall beziehen23. 
Schließlich sehen die in Bezug genommenen Landesvorschriften vielfach vor, dass 
durch Verwaltungsabkommen zusätzliche Bundeszuständigkeiten im Bereich der 
Verfolgung von Straftaten (und Ordnungswidrigkeiten) geschaffen werden können24. 
Eine gewisse Sonderstellung nimmt in diesem Zusammenhang allerdings das Poli-
zeiorganisationsgesetz des Landes Thüringen ein. § 11 III POG Thüringen bestimmt 
wörtlich: „Polizeiliche Kräfte des Bundes dürfen, soweit nicht bereits eine bundes-
rechtliche Zuständigkeit besteht, im Einzelfall in Thüringen polizeiliche Aufgaben 
wahrnehmen: 1. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, wenn Thürin-
ger Polizei nicht rechtzeitig ausreichend zur Verfügung steht, 2. auf Anforderung o-
der mit Zustimmung des für die Polizei zuständigen Ministeriums.“ Auf Grund die-
ser nur beschränkten Handlungsermächtigung kommt ein repressives Handeln von 
Polizeivollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes im Lande Thüringen also nur in 
Betracht auf Anforderung oder mit Zustimmung des Landesinnenministeriums. Die 
in allen anderen Bundesländern dem Bundesgrenzschutz zusätzlich eingeräumte 
Möglichkeit, „zur Verfolgung von Straftaten auf frischer Tat“ einzuschreiten, wenn 
die zuständige Landesbehörde nicht bzw. nicht rechtzeitig handeln kann, fehlt im 
POG Thüringen, soweit es um Kräfte des Bundesgrenzschutzes geht. 
Wäre der Bundesgrenzschutz bzw. wären einzelne Polizeivollzugsbeamte im 
Bundesgrenzschutz jedoch bereits nach § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 I 
StPO immer repressiv eilzuständig, wenn sie - irgendwo und irgendwie - auf An-
haltspunkte für das Vorliegen einer Fremdstraftat stoßen, so wären die betreffenden 
landesrechtlichen Normen nicht nur überflüssig und ins Leere gehend, sondern sie 
wären sogar nach dem Grundsatz „Bundesrecht bricht Landesrecht“ (Art. 31 GG) als 
ungültig anzusehen, jedenfalls insoweit als dass sie sich auf Eilfallsituationen bezie-
hen, die „unaufschiebbare Anordnungen“ zur Sicherung der Strafverfolgung erfor-
derlich machen. Namentlich diejenigen Regelungen in den Landespolizeigesetzen, 
die § 52 I Nr. 3 Var. 2 i.V.m. III ME PolG entsprechen und die Polizeivollzugsbeam-
ten des Bundes die Verfolgung von Straftaten auf frischer Tat erlauben, wenn die zu-
ständige (Landes-)Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, wären dann mit Erlass des BGSG 1994 am 01.11.1994 außer Kraft getreten. 
Hätte der Bundesgesetzgeber eine derartig weitreichende Rechtsfolge im Bereich des 
Landesrechts intendiert, so wäre mindestens zu erwarten gewesen, dass sich dafür in 
den Gesetzesmaterialien - insbesondere in der amtlichen Gesetzesbegründung - ein 
Anhaltspunkt findet. Dies ist jedoch nicht der Fall. Auch hätten die Landesgesetzge-
ber, würde § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 I StPO tatsächlich eine abschlie-
ßende repressive Eilfallermächtigung auf der Ebene des Bundesrechts beinhalten, 
konsequenterweise ihre Korrespondenzvorschriften an diese neue Rechtslage - zu-
                                                 
22 Vgl. § 52 I Nr. 1 i.V.m. III ME PolG. 
23 Beispiel: Die örtlich zuständige Staatsanwaltschaft ersucht den BGS, im Rahmen der Sofortfahn-
dung nach flüchtenden Bankräubern irgendwo im Binnenland eine Kontrollstelle i.S.d. § 111 I 
StPO einzurichten, weil die Kräfte der Landespolizei hierzu nicht ausreichen. 
24 Vgl. § 52 I Nr. 5 i.V.m. III ME PolG. 
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mindest partiell - anpassen müssen, was ebenfalls nicht geschehen ist. Im Gegenteil 
betonen einige Landesgesetze sogar den Vorrang etwaiger bundesrechtlicher Vor-
schriften, gehen also offensichtlich davon aus, dass für Teilbereiche der Problematik 
„Eilfallermächtigungen“ bereits Bundesrecht gilt und im Übrigen noch Raum für die 
Anwendung der landesrechtlichen Vorschriften verbleibt25. 
4 Folgerungen für die Beurteilung der Rechtslage an Hand von Beispielsfällen 
Angesichts des oben beschriebenen Nebeneinanders von Bundes- und Landesrege-
lungen für repressive Eilfallsituationen mit Bezug auf Fremdstraftaten ermöglicht die 
oben vorgeschlagene -restriktive - Interpretation des § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. 
§ 163 I StPO eine vergleichsweise einfache Abgrenzung, die zu einer praktischen 
Konkordanz beider Normbereiche führt: 
Nehmen Polizeivollzugsbeamte des Bundesgrenzschutzes - selbst oder auf Grund 
von Hinweisen Dritter - im Rahmen der Erfüllung ihrer (präventiven oder repressi-
ven) Hoheitsaufgaben Anhaltspunkte wahr, die darauf hindeuten, dass eine Fremd-
straftat in einem der spezifischen räumlichen Zuständigkeitsbereiche des Bundes-
grenzschutzes begangen worden ist, so dürfen BGS-Beamte strafverfolgungssichern-
de Erstmaßnahmen auf der Grundlage des § 12 III 2 i.V.m. I BGSG i.V.m. § 163 I 
StPO treffen. Fehlt auch nur eine der beiden eben genannten Voraussetzungen (also: 
keine Erfüllung von BGS-Aufgaben bzw. Fremdstraftat außerhalb der BGS-
spezifischen räumlichen Bereiche begangen) oder fehlen gar beide Voraussetzungen 
kumulativ, so ist die in Rede stehende bundesrechtliche Eilfallermächtigung nicht 
einschlägig, mit der Folge, dass dann die im konkreten Falle anwendbare landes-
rechtliche Eilfallermächtigung zum Zuge kommt. Dabei dürfte häufig die in § 52 I 
Nr. 3 Var. 2 ME PolG umschriebene Fallgruppe greifen, d.h. es wird zur Verfolgung 
von Straftaten auf frischer Tat eingeschritten. Aber auch Fälle der Anwendung von 
§ 52 I Nr. 1 ME PolG - Handeln auf Anforderung oder mit Zustimmung der zustän-
digen Landesbehörde - sind vorstellbar. Die Durchführung der Abgrenzung soll an 
Hand einiger konkreter Beispielsfälle verdeutlicht werden: 
Beispiel 1: Eine im Grenzgebiet im Rahmen des Grenzschutzes eingesetzte BGS-
Streife wird Zeuge eines Vergewaltigungsversuchs; der Täter versucht angesichts der 
herannahenden Beamten vom Orte des Geschehens zu flüchten. Diese nehmen den 
Täter vorläufig fest, sichern provisorisch den Tatort, kümmern sich um das Tatopfer 
und verständigen sodann die Landespolizei. Hier ergibt sich die sachliche Zuständig-
keit „des Bundesgrenzschutzes“ für die getroffenen Erstmaßnahmen zur Sicherung 
der Strafverfolgung im Hinblick auf die „Fremdstraftat“ des Verbrechens der ver-
                                                 
25 Vgl. § 170 III LVwG Schleswig-Holstein: „Besondere Rechtsvorschriften über die Zuständigkeit 
von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten des Bundes bleiben unberührt“. 
§ 11 III POG Thüringen: „Polizeiliche Kräfte des Bundes dürfen, soweit nicht bereits eine bun-
desrechtliche Zuständigkeit besteht, im Einzelfall in Thüringen polizeiliche Aufgaben wahrneh-
men ..“ 
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suchten Vergewaltigung26 unproblematisch aus § 12 III 2 i.V.m. I BGSG i.V.m. 
§ 163 I StPO. 
Beispiel 2: Mit der Wahrnehmung der Aufgabe Bahnpolizei befasste Polizeivoll-
zugsbeamte des Bundesgrenzschutzes werden von einem Zeugen auf einen gerade im 
Bahnhofsbereich verübten, unter Anwendung von Waffengewalt erfolgten Raubüber-
fall hingewiesen. Auf Grund der genauen Täterbeschreibung kann der flüchtige Täter 
alsbald von BGS-Beamten ergriffen und anschließend der Landespolizei übergeben 
werden. Hier geht es evident um ein Verbrechen des schweren Raubes (§§ 249, 250 
StGB), für das der Bundesgrenzschutz nicht originär zuständig ist. Eine Eilzustän-
digkeit der Beamten im Hinblick auf die Ergreifung des Flüchtlings ergibt sich je-
doch wiederum aus § 12 III 2 i.V.m. I BGSG i.V.m. § 163 I StPO. Dabei würde es 
keine Rolle spielen, wenn der Zugriff auf den flüchtenden Täter erst außerhalb des 
Gebiets der Bahnanlagen erfolgt wäre. Aus § 12 IV BGSG ergibt sich, dass Ermitt-
lungshandlungen, also repressive Maßnahmen - wie z.B. die Verfolgung und Fest-
nahme eines Tatverdächtigen - auch außerhalb der BGS-spezifischen räumlichen Zu-
ständigkeitsbereiche getroffen werden dürfen, sofern der Bundesgrenzschutz nur ü-
berhaupt - unter irgendeinem Gesichtspunkt - für die Strafsache zuständig ist, was 
ggf. auch bei Wahrnehmung einer repressiven Eilzuständigkeit der Fall ist. Im Übri-
gen ergibt sich ein - generelles - Verfolgungsrecht für BGS-Beamte überdies aus 
§ 58 III BGSG. Nach dieser Vorschrift dürfen Beamte des Bundesgrenzschutzes die 
Verfolgung eines Flüchtigen auch über die in § 1 VIII und § 6 BGSG bezeichneten 
räumlichen Zuständigkeitsbereiche des Bundesgrenzschutzes hinaus fortsetzen und 
den Flüchtigen ergreifen. Anders als § 12 IV BGSG beschränkt sich § 58 III BGSG 
nicht auf Maßnahmen der Strafverfolgung, sondern erfasst repressive wie präventive 
Verfolgungsaktionen. Im Einzelfall können sich deshalb die beiden Vorschriften - 
wie im Beispiel - durchaus auch einmal überschneiden. 
Beispiel 3: Vom Gebiet der Bahnanlagen aus (der Bahnhof befindet sich nicht im 
Grenzgebiet) beobachtet ein Streife gehender Polizeivollzugsbeamter des Bundes-
grenzschutzes, wie jenseits der Bahnanlagen auf der dort vorbeiführenden Straße ein 
Jugendlicher einer alten Frau die Handtasche entreißt und wegrennt. Der Beamte 
verlässt das Gebiet der Bahnanlagen und nimmt die Verfolgung des Täters auf. Da 
sich die Straftat - die in Abhängigkeit von den konkreten Tatumständen entweder als 
Diebstahl (§ 242 StGB) oder als Raub (§ 249 StGB) zu qualifzieren ist - nicht in ei-
nem der in § 1 VII BGSG beschriebenen räumlichen Zuständigkeitsbereiche ereignet 
hat, ist die Eilfallermächtigung aus § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 I StPO 
                                                 
26 Im Unterschied zur früheren Rechtslage stellt die Vergewaltigung heute genau genommen nur 
noch einen besonders schweren Fall der sexuellen Nötigung im Sinne eines Regelbeispiels (= 
Strafzumessungsvorschrift) und keinen eigenständigen Straftatbestand mehr dar (vgl. § 177 II 2 
Nr. 1 StGB n.F.). Wegen der (amtlichen!) Überschrift des § 177 StGB n.F. (nämlich: „Sexuelle 
Nötigung; Vergewaltigung“) und auch im Hinblick auf die sprachliche Fassung des § 178 StGB 
n.F. (welcher sowohl in der Überschrift als auch im Text die Vergewaltigung neben der sexuel-
len Nötigung ausdrücklich erwähnt) soll es aber den Strafgerichten weiterhin möglich sein, im 
Schuldausspruch „wegen Vergewaltigung“ bzw. „wegen versuchter Vergewaltigung“ zu verur-
teilen, obwohl Strafzumessungsregelungen nach st. Rspr. normalerweise nicht in den Urteilste-
nor aufzunehmen sind (vgl. BGH, NJW 1998, 2987, 2988). Konsequenterweise bedeutet dies für 
Polizei und Staatsanwaltschaft, dass Ermittlungen bzw. Anklagen wegen versuchter bzw. vollen-
deter „Vergewaltigung“ unter eben dieser Tatbezeichnung (statt: „sexueller Nötigung“) ebenfalls 
weiterhin zulässig sind. 
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entgegen dem ersten Anschein nicht einschlägig. Der Beamte kann sich aber im Hin-
blick auf die Verfolgung des flüchtigen Täters und im Falle der Ergreifung desselben 
auch in Ansehung etwaig getroffener Folgemaßnahmen (z.B. Mitnahme zur Dienst-
stelle oder Beschlagnahme der Handtasche) auf Eilfallermächtigung im einschlägi-
gen Landespolizeigesetz berufen, die dem § 52 I Nr. 3 Var. 2 ME PolG entspricht. 
Beispiel 4: Ausgangssituation wie vorstehend mit dem Unterschied, dass sich der 
Beamte noch nicht auf dem Gebiet der Bahnanlagen befindet, sondern erst auf dem 
Weg zum Dienst ist. Bei dieser Fallkonstellation scheidet eine Anwendung des § 12 
III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 I StPO vollends aus: Der Beamte befindet sich 
weder im Rahmen der Erfüllung von BGS-Aufgaben - er ist nicht einmal im Dienst - 
noch ist die Straftat in einem BGS-spezifischen Bereich begangen worden. Der Be-
amte hat hier zwei Möglichkeiten zum Eingreifen: Er kann entweder als „Jeder-
mann“ auf der Grundlage des § 127 I StPO zur vorläufigen Festnahme des auf fri-
scher Tat betroffenen und verfolgten Täters schreiten oder sich - eine hinreichende 
Möglichkeit zur „Legitimation nach außen“27 vorausgesetzt - selbst in den Dienst 
versetzen28 und dann als Polizeivollzugsbeamter des Bundes gemäß der landespoli-
zeigesetzlichen Eilfallermächtigung „zur Verfolgung auf frischer Tat“ handeln. 
Beispiel 5: Motorisierte Kräfte des Bundesgrenzschutzes befinden sich - außer-
halb des Grenzgebiets - in Rückkehr von einem Unterstützungseinsatz nach § 11 
BGSG auf dem Weg in die Unterkunft. Plötzlich bemerken sie einen Verkehrsunfall. 
Der unfallverursachende Pkw entfernt sich ohne anzuhalten mit hoher Geschwindig-
keit vom Unfallort. Während die Masse der BGS-Beamten in dieser Situation die 
Unfallstelle absichert, Erste Hilfe leistet und polizeiliche verkehrslenkende Maß-
nahmen durchführt, um weitere Unfälle zu verhindern, verfolgt ein BGS-Fahrzeug 
den flüchtigen Unfallverursacher, um diesen zu stoppen und seine Personalien fest-
zustellen, mindestens aber, um das Kfz-Kennzeichen des davonrasenden Wagens si-
cher festzustellen. Hier waren die BGS-Beamten zwar im Dienst befindlich, als sie 
das Eingreifen auslösende Situation wahrnahmen; es ist aber zumindest zweifelhaft, 
ob sie sich zu diesem Zeitpunkt auch in Erfüllung von genuinen Bundesgrenzschutz-
aufgaben befanden. Der eigentliche Unterstützungseinsatz war ja zu diesem Zeit-
                                                 
27 Z.B. Tragen der Uniform oder Mitführen des Dienstausweises (oder beides). 
28 Die sog. Selbstindienstsetzung von Polizeivollzugsbeamten ist gesetzlich nicht näher geregelt, 
kann aber wohl als gewohnheitsrechtlich anerkannt gelten. In der Rechtsprechung werden 
Selbstindienstsetzungen zur Gefahrenabwehr und/oder Strafverfolgung von außer Dienst befind-
lichen Polizisten bei entsprechendem Anlass regelmäßig unproblematisch als zulässig akteptiert. 
So besteht nach Auffassung des baden-württembergischen Verwaltungsgerichtshofs „in beson-
ders schwerwiegenden Fällen unmittelbarer polizeilicher Gefahr“ nicht nur eine Befugnis, son-
dern u.U. sogar eine Pflicht des beurlaubten Polizeibeamten, „unter Selbstindienstsetzung einzu-
schreiten“ (VGH Mannheim, Entscheidung vom 20.10.1987, Az. 4 S 700/87, nicht veröffent-
licht). In OLG Hamm, NJW 1991, 1897, hielt es das Gericht für selbstverständlich zulässig, dass 
ein Polizist außerhalb seiner Dienstzeit die Verfolgung eines unfallflüchtigen Radfahrers auf-
nahm, um dessen Identität auf der Grundlage des § 163b I StPO festzustellen. Zum bekannten 
Problemkreis „strafbewehrte Verfolgungspflicht bei privater Kenntniserlangung von schweren 
Straftaten?“ besteht zwar eine gewisse Affinität; jedoch ist diese Problematik von der Frage der 
Zulässigkeit einer Selbstindienstsetzung letztlich zu trennen: Häufig wird eine Einleitung der 
Strafverfolgung bei privater Kenntniserlangung von schweren Straftaten auch ohne sofortige 
Selbstindienstsetzung möglich sein (z.B. Verständigung der zuständigen Polizeibehörde, spätere 
Anzeigeerstattung etc.). 
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punkt bereits beendet. Jedenfalls ist die die Verfolgungsfahrt auslösende Straftat (= 
unerlaubtes Entfernen vom Unfallort gemäß § 142 StGB) außerhalb der BGS-
spezifischen Bereiche begangen worden. Zumindest aus diesem Grunde greift hier 
wiederum allein die landesrechtliche Ermächtigungsnorm ein. Soweit die Beamten 
bis zum Eintreffen der Landespolizei zusätzlich auch noch verkehrslenkende, also 
letztlich gefahrenabwehrende Maßnahmen durchführen, können sie sich auf diejeni-
ge Vorschrift im einschlägigen Landespolizeigesetz berufen, die dem § 52 I Nr. 3 
Var. 1 ME PolG entspricht: Es geht um die Abwehr von gegenwärtigen und erhebli-
chen Gefahren, nämlich um die Abwendung weiterer Unfälle und damit um die Ver-
hinderung von drohenden Personen- bzw. Sachschäden. 
5 Anwendung von Bundesrecht oder Landesrecht bei repressivem Tätigwerden 
im Eilfall? 
Bei einem strafverfolgenden Einschreiten von Polizeivollzugsbeamten des Bundes-
grenzschutzes auf der Grundlage landesrechtlicher Ermächtigungen ist die Rechtsla-
ge klar, soweit es um die Frage geht, ob sich das Handeln der Beamten nach Bundes-
recht oder nach dem für das Land geltende Recht29 richtet: Alle Bundesländer haben 
in Anlehnung an § 52 II ME PolG bestimmt, dass die BGS-Beamten in einem sol-
chen Falle „die gleichen Befugnisse haben“ wie die Beamten des Landes, mit ande-
ren Worten: Es findet das für das Land geltende Recht Anwendung. Im Bereich der 
Strafverfolgung wirkt sich dies allerdings nicht weiter aus, soweit es um die Ermäch-
tigungsgrundlagen für einzelne Ermittlungshandlungen (z.B. vorläufige Festnahme, 
Beschlagnahme, Identitätsfeststellung) bzw. um wesentliche strafprozessuale Verfah-
rensfragen (z.B. Belehrungspflichten, Beschuldigtenrechte, Richtervorführung) geht, 
denn insoweit handeln sowohl Polizeivollzugsbeamte des Bundes als auch die Beam-
ten der Länder einheitlich auf der Grundlage und nach Maßgabe der Strafprozess-
ordnung. Unterschiede können sich jedoch etwa dann ergeben, wenn die Anwendung 
von unmittelbarem Zwang zur Durchsetzung von Strafverfolgungsmaßnahmen not-
wendig wird - es gelten dann die Zwangsregelungen des Landes - oder wenn auf der 
Ausführungsebene ergänzende landesrechtliche Regelungswerke einschlägig sind 
(z.B. die Polizeigewahrsamsordnung des betreffenden Bundeslandes, Kostenvor-
schriften, interne Verfahrensregelungen etc.). Dann ist der BGS-Beamte - obwohl an 
sich Bundesbeamter - gehalten, ausnahmsweise Landesrecht zu beachten und anzu-
wenden. Ihre innere Rechtfertigung findet diese Rechtslage erkennbar darin, dass der 
Bundesbeamte hier - nur vorübergehend und im Einzelfall- „mandatsweise“ in einem 
für ihn eigentlich fremden Kompetenzbereich (gewissermaßen stellvertretend tätig) 
wird. Auch besteht ein fachliches Weisungsrecht der an sich zuständigen Landesbe-
hörden (vgl. § 52 II a.E. ME PolG). 
                                                 
29 Gelegentlich wird diese Problematik verkürzt auf die Frage, ob Bundesrecht oder „Landesrecht“ 
gilt. In dieser Formulierung liegt jedoch eine unzulässige Vereinfachung: Vielfach wenden Lan-
desbehörden neben dem eigenen Landesrecht auch Bundesrecht, insbesondere Bundesgesetze an. 
So gelten z.B. das StGB, die StPO und die VwGO einheitlich für Bundes- und Landesbehörden. 
Richtigerweise ist also zu fragen, ob Bundesrecht oder „das für das Land geltende Recht“ (sic) 
Anwendung zu finden hat.  
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Bezüglich der Frage einer etwaigen Haftung im Außenverhältnis gegenüber einem 
geschädigten Dritten ist - kurz - anzumerken, dass eventuelle Ansprüche auf Scha-
densausgleich auf der Grundlage des Landespolizeigesetzes gegen das Land geltend 
zu machen sind, in dessen Kompetenzbereich der BGS-Beamte gehandelt hat. Denn 
die vom BGS-Beamten getroffenen Maßnahmen gelten als Maßnahme der an sich 
sachlich und örtlich zuständigen Landesbehörde und sind folglich dem Land als dem 
Rechtsträger der betreffenden Landesbehörde zuzurechnen. Geht es hingegen um die 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen nach den Grundsätzen der Amtshaf-
tung, so soll - etwas überraschend - nach der Rechtsprechung die „wahre Anstel-
lungskörperschaft“ des handelnden Beamten - mit anderen Worten: die Bundesrepu-
blik Deutschland - passivlegitimiert und damit der richtige Anspruchs- und ggf. Kla-
gegegner sein30. Die Person des Anspruchsgegners hängt nach dieser Auffassung al-
so letztlich davon ab, welches Begehren vom Geschädigten auf welcher Rechts-
grundlage geltend gemacht wird. 
Weniger klar ist die Rechtslage, wenn danach gefragt wird, welches Recht An-
wendung findet, wenn Polizeivollzugsbeamte des Bundesgrenzschutzes von der bun-
desgesetzlichen repressiven Eilfallermächtigung aus § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG i.V.m. 
§ 163 I StPO Gebrauch machen. Anders als z.B. in § 11 BGSG - betreffend die Ver-
wendung zur Unterstützung eines Landes aus Gründen der Gefahrenabwehr - ist die-
se Frage nach dem anwendbaren Recht im § 12 BGSG nicht angesprochen und mit-
hin nicht geregelt31. Auch in der amtlichen Gesetzesbegründung finden sich zu die-
ser - in der Praxis nicht ganz unwichtigen - Frage keine Ausführungen. Offensicht-
lich ist das Problem im Gesetzgebungsverfahren schlicht übersehen worden. In Er-
mangelung einer normativen Regelung lassen sich insoweit zwei Auffassungen ver-
treten: 
Zum einen könnte man sich auf den Standpunkt stellen, dass BGS-Beamte, wenn 
sie repressive Erstmaßnahmen auf der Grundlage und im Rahmen des § 12 III 2 
i.V.m. 1 BGSG i.V.m. § 163 I StPO treffen, eine - wenngleich sachlich und zeitlich 
eng beschränkte - eigene Bundeszuständigkeit wahrnehmen. Bis zur Abgabe der 
Strafsache an die zuständige Strafverfolgungsbehörde gemäß § 12 III 1 BGSG würde 
nach dieser Betrachtungsweise insgesamt ausschließlich Bundesrecht Anwendung 
finden, insbesondere also auch - wenn es zur Zwangsanwendung kommt - das UZwG 
des Bundes32. Eine weitere Konsequenz wäre, dass dann schon aus Rechtsgründen in 
keinem Falle Kosten gegenüber dem begünstigten Land geltend gemacht werden 
könnten, weil ja eine eigene, dem Bundesgrenzschutz gesetzlich übertragene (Neben-
)Aufgabe erfüllt würde. Auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht würde ausschließlich 
Bundesrecht gelten, also z.B. im Falle einer Einsperrung des Delinquenten in die 
Zelle die PGO-BGS, d.h. die Polizeigewahrsamordnung des Bundesgrenzschutzes. 
Für diese „bundesfreundliche“ Auffassung könnte zunächst sprechen, dass in § 12 
                                                 
30 So jedenfalls OLG Frankfurt a.M., NVwZ-RR 1995, 553: Passivlegitimiert für einen Amtshaf-
tungsanspruch aus Art. 34 GG i.V.m. § 839 BGB ist allein der [gemeint: wirkliche] Dienstherr 
des handelnden Polizeibeamten. 
31 § 11 II 1 BGSG: „Die Unterstützung eines Landes durch den Bundesgrenzschutz nach Absatz 1 
richtet sich nach dem für das Land geltende Recht.“  
32 Ergänzt und konkretisiert durch die zum UZwG erlassenen Verwaltungsvorschriften des Bundes-
ministeriums des Innern (UZwVwV-BMI). 
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BGSG eine ausdrückliche (dem § 11 II 1 BGSG entsprechende) Verweisung auf das 
„für das Land geltende Recht“ fehlt. Auch Praktikabilitätsüberlegungen lassen sich 
für eine solche Lösung anführen: Der BGS-Beamte bliebe dann auch bei der Verfol-
gung von Fremdstraftaten im ersten Zugriff vollständig im Rahmen des ihm vertrau-
ten Bundesrechts. Ebenso könnte man darauf verweisen, dass im umgekehrten Falle - 
Polizeivollzugsbeamte des Landes werden nach § 64 I Nr. 2 Var. 2 BGSG im Kom-
petenzbereich des Bundes, nämlich zur Verfolgung von Straftaten im Sinne des § 12 
I BGSG auf frischer Tat tätig - das für das Land geltende Recht Anwendung findet, 
denn § 64 II BGSG bestimmt unmissverständlich: „Werden Polizeivollzugsbeamte 
eines Landes nach Absatz 1 tätig, so richten sich ihre Befugnisse nach dem für die 
Polizei des Landes geltenden Recht“. 
Zum anderen ließe sich allerdings auch der Standpunkt einnehmen, dass bei Ge-
brauchmachen der repressiven Eilfallermächtigung aus § 12 III 2 i.V.m. 1 BGSG 
i.V.m. § 163 I StPO der handelnde BGS-Beamte letztlich von Anfang an eine ihm 
„fremde“ Aufgabe erfüllt, dass er mit anderen Worten eine Stellvertreterfunktion für 
die nicht ortsanwesende oder aus anderen Gründen nicht handlungsfähige Landespo-
lizei wahrnimmt. Vom Boden dieser Ansicht aus würden konsequenterweise - soweit 
das Handeln des Beamten nicht schon von der Strafprozessordnung bestimmt wird - 
die ergänzend anwendbaren landesrechtlichen Regelungswerke zur Anwendung 
kommen müssen (z.B. betreffend Zwangsanwendung, Kostenfragen, Verfahrenskau-
telen etc.). Zur Stützung dieser Ansicht könnte man eine Paralle zu § 11 II 1 BGSG 
ziehen oder auf den Rechtsgedanken des § 52 II ME PolG verweisen33. Allerdings 
dürfte man dann auch die Frage aufwerfen, ob dem Bund nicht in Ansehung der ge-
troffenen Maßnahmen ein Kostenersatzanspruch gegen das Land erwächst, weil von 
Bundesbeamten Zeit und Mühe darauf verwendet werden, eine Landesaufgabe - prä-
ziser: eine Strafsache in der Verfolgungszuständigkeit des Landes - zu erfüllen34. 
Solange der Gesetzgeber keine Klarstellung im Wege der Gesetzesergänzung her-
beiführt und auch die Rechtsprechung die aufgeworfene Rechtsfrage keiner Klärung 
zuführt, kann man mit guten Gründen sowohl die eine als auch die anderen Auffas-
sung vertreten. Wiederholte Befragungen der Praxis haben ergeben, dass die BGS-
Beamten in den einschlägigen Fällen - meist freilich ohne die Frage wirklich bewusst 
reflektiert zu haben - bis zur Abgabe an die Landespolizei von der Anwendbarkeit 
des Bundesrechts ausgehen. Würde also im obigen Beispiel 2 der ergriffene Räuber 
zunächst in eine BGS-Gewahrsamszelle gesperrt, weil eine sofortige Überstellung an 
die Landespolizei nicht möglich ist, dann wären die Vorgaben der PGO-BGS zu be-
achten. Müsste der Räuber zuvor noch mit unmittelbarem Zwang - ggf. sogar unter 
Anwendung der Schusswaffe - überwältigt werden, so gälten hierfür die Regelungen 
des UZwG des Bundes. 
                                                 
33 Ähnlich auch § 10 II 1 BGSG: „Die Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 [betreffend die 
Verwendung des BGS zur Unterstützung des Bundesamtes für Verfassungsschutz auf dem Ge-
biet der Funktechnik] richtet sich nach dem Bundesverfassungsschutzgesetz; ..“. 
34 Eine ganz andere Frage ist es, ob man einen solchen rechtlich etwaig bestehenden Anspruch dann 
auch ggü. dem Land geltend macht. Wenn sich Bundes- und Landespolizeien gegenseitig unter-
stützen, kann es aus Gründen z.B. der Verwaltungsvereinfachung oder des gegenseitigen Ver-
zichts oder auch unter Bagatellgesichtspunkten angezeigt erscheinen, von der Geltendmachung 
eines Kostenersatzes in Ansehung getroffener Maßnahmen abzusehen. 
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6 Repressive Eilzuständigkeiten der Landespolizei im Zuständigkeitsbereich 
des Bundesgrenzschutzes 
Auch der Bundesgesetzgeber hat in das BGSG 1994 eine „Spiegelvorschrift“ zu § 52 
ME PolG aufgenommen, also Vollzugsbeamte der Länder oder anderer Bundesbe-
hörden oder sogar anderer Staaten normativ dazu ermächtigt, in bestimmten Fällen 
im Aufgabenbereich des Bundesgrenzschutzes - gefahrenabwehrend oder strafver-
folgend - tätig zu werden35. Bei dieser Vorschrift handelt es sich um den § 64 
BGSG36, auf den oben schon mehrfach hingewiesen wurde. Überraschenderweise 
erklärt die Bestimmung - wie schon einmal erwähnt - das für die Polizei des Landes 
geltende Befugnisrecht für anwendbar, wenn Polizeivollzugsbeamte eines Bundes-
landes - präventiv oder repressiv - im Aufgabenbereich des Bundesgrenzschutzes tä-
tig werden37. Dies ist eigentlich inkonsequent, weil es nicht der Leitbildvorschrift 
des § 52 II ME PolG entspricht38. Beamte des Bundesgrenzschutzes sind im umge-
kehrten Falle in einer weniger komfortablen Lage: Sie müssen das für das Land gel-
tende - für sie also fremde - Recht beachten und anwenden, wenn und soweit sie auf 
der Grundlage einer landespolizeigesetzlichen Eilfallermächtigung einschreiten. 
Hinzu kommt, dass im sonderpolizeilichen Aufgabenbereich des Bundesgrenzschut-
zes teilweise Maßnahmen anfallen, für die es zwar im Bundesrecht entsprechende 
spezialisierte Rechtsgrundlagen gibt, die jedoch im Landesrecht im Zweifel fehlen 
werden. Im Schrifttum hat die in § 64 II BGSG getroffene Regelung deshalb Kritik 
erfahren39; sie ist jedoch trotz ihrer dogmatischen Inkonsequenz als gesetzgeberische 
Entscheidung vorerst hinzunehmen. 
                                                 
35 Hingegen findet sich eine solche Spiegelvorschrift im Bundeskriminalamtgesetz (BKAG) nicht. 
36 Abgedruckt am Textende als Anhang 3. 
37 Vgl. § 64 II BGSG. 
38 Nach dem ursprünglichen Gesetzesentwurf der Bundesregierung sollte § 64 II BGSG eigentlich 
dahingehend lauten, dass auch bei Handeln von Landespolizisten die Befugnisse aus dem Bun-
desrecht anzuwenden ist. Im Gesetzgebungsverfahren wurde jedoch auf Drängen der Bundes-
länder dieser Passus im Vermittlungsausschuss dahingehend geändert, dass das Befugnisrecht 
desjenigen Landes zur Anwendung kommen soll, welchem der handelnde Polizeivollzugsbeamte 
angehört.  
39 Vgl. Heesen/Hönle/Peilert, a.a.O., § 64, Rdnr. 9: „systemfremde“ Regelung; kritisch auch Riegel, 
a.a.O., Einleitung, Rdnr. 46 a.E.: „unglücklich und kontraproduktiv“. Allerdings fand sich eine 
derartige Regelung - Geltung des landespolizeilichen Befugnisrechts - auch schon in der Vorläu-
fervorschrift des § 64 II BGSG 1994, nämlich im § 63 IV BGSG 1972; dazu Riegel, a.a.O., Ein-
leitung, Rdnr. 49: „System- und sinnwidrige Perpetuierung“ eines früheren Gesetzesfehlers. 
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Anhang 1: Die Leitbildvorschrift des § 52 ME PolG 
 
§ 52 Amtshandlungen von Polizeibeamten anderer Länder und des Bundes 
(1) Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes können im Lande ... Amtshand-
lungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
2. in den Fällen der Artikel 35 Abs. 2 und 3 und Artikel 91 Abs. 1 des Grundge-
setzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten, 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde unverzüglich 
zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes nach Absatz 1 tätig, ha-
ben sie die gleichen Befugnisse wie die des Landes ... Ihre Maßnahmen gelten als 
Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde, in deren örtlichem und sachlichem Zustän-
digkeitsbereich sie tätig geworden sind; sie unterliegen insoweit deren Weisungen. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Polizeivollzugsbeamte des Bundes entspre-
chend. 
 
Anhang 2: Die Korrespondenzvorschriften der 16 Bundesländer zu 
§ 52 ME PolG 
Baden-Württemberg 
Polizeigesetz für Baden-Württemberg i.d.F. vom 13. 011992 (GBl. 1992, l, berichtigt 
GBl. 1992, 596 und GBl. 1993, 155), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2000 
(GBl. 2000, 752): 
§ 78 Amtshandlungen von Polizeibeamten anderer Länder und des Bundes sowie 
von Vollzugsbeamten anderer Staaten im Zuständigkeitsbereich des Landes 
(l) Polizeibeamte eines anderen Landes können im Zuständigkeitsbereich des 
Landes Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung einer zuständigen Stelle, 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Stelle die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
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4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben im Zusammenhang mit Transporten von 
Personen oder von Sachen, 
5. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahren-
abwehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Polizeidienststelle 
unverzüglich zu unterrichten. Satz 2 gilt nicht, soweit ein Verwaltungsabkommen 
nach Satz l Nr. 5 die Übertragung von Zuständigkeiten auf Polizeidienststellen eines 
anderen Landes vorsieht. In diesem Fall werden die zuständigen Polizeidienststellen 
durch Rechtsverordnung bestimmt. 
(2) Werden Polizeibeamte eines anderen Landes nach Absatz l tätig, haben sie die 
gleichen Befugnisse wie die des Landes. Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen 
derjenigen Polizeidienststelle, in deren örtlichem und sachlichem Zuständigkeitsbe-
reich sie tätig geworden sind. Sie unterliegen insoweit deren Weisungen. 
(3) Absätze l und 2 gelten für Polizeibeamte des Bundes entsprechend. 
(4) Vollzugsbeamte anderer Staaten mit polizeilichen Aufgaben können im Zu-
ständigkeitsbereich des Landes polizeiliche Amtshandlungen vornehmen, soweit 
völkerrechtliche Vereinbarungen dies vorsehen. 
Bayern 
Gesetz über die Organisation der Bayerischen Staatlichen Polizei (Polizeiorganisa-
tionsgesetz - POG) vom 10.08.1976 (GVBl. 1976, 303), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 27.12.1999 (GVBl. 1999, 541): 
Art. 11 Dienstkräfte anderer Länder sowie des Bundes oder anderer Staaten 
(1) Die Anforderung polizeilicher Dienstkräfte anderer Länder und des Bundes 
zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung des Bundes oder des Freistaates Bayern (Art. 91 Abs. l des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland) ist dem Bayerischen Minister-
präsidenten vorbehalten. 
(2) Zuständige Landesbehörde im Sinne des § 5 Abs. 3 Nr. l und § 6 Abs. l Satz l 
des Gesetzes über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskrimi-
nalamtgesetz) für Ersuchen an das Bundeskriminalamt, 
1. polizeiliche Aufgaben auf der Strafverfolgung in Einzelfällen wahrzunehmen, 
sind das Staatsministerium des Innern, der Generalstaatsanwalt bei dem Bayerischen 
Obersten Landesgericht und die Generalstaatsanwälte bei den Oberlandesgerichten, 
2. Dienstkräfte zur Unterstützung polizeilicher Strafverfolgungsmaßnahmen zu 
Dienststellen der Polizei zu entsenden, ist das Staatsministerium des Innern. 
(3) Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes der Bundesrepublik Deutschland 
können in Bayern Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung des Staatsministeriums des Innern, 
2. in den Fällen des Art. 35 Abs. 2 und 3 und Art. 91 Abs. l des Grundgesetzes für 
die Bundesrepublik Deutschland, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Polizei die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
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4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten oder 
5. zur Erfüllung ihrer Aufgaben in den durch Verwaltungsabkommen des Staats-
ministeriums des Innern mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 und 5 ist die zuständige Polizeidienststelle unver-
züglich zu unterrichten. 
(4) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes nach Absatz 3 tätig, ha-
ben sie die gleichen Befugnisse wie die Bayerische Staatliche Polizei. Ihre Maßnah-
men gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeidienststelle, in deren örtlichem und 
sachlichem Dienstbereich sie tätig geworden sind; sie unterliegen insoweit deren 
Weisungen. 
(5) Die Absätze 3 und 4 gelten für Polizeivollzugs- und Grenzzolldienstbeamte 
des Bundes entsprechend. Das Gleiche gilt für Bedienstete ausländischer Polizeibe-
hörden und -dienststeilen, soweit völkerrechtliche Verträge dies vorsehen oder das 
Staatsministerium des Innern Amtshandlungen dieser Polizeibehörden oder -
dienststellen allgemein oder im Einzelfall zustimmt; in Bezug auf Maßnahmen der 
Strafverfolgung gelten die Absätze 3 und 4 entsprechend, soweit die auf Grund einer 
zwischenstaatlichen Vereinbarung oder sonst nach dem Recht der internationalen 
Rechtshilfe zuständige Behörde zustimmt oder eine derartige Zustimmung nach den 
genannten Vorschriften entbehrlich ist. 
Berlin 
Allgemeines Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin 
(Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz - ASOG Bln) vom 14.04.1992 
(GVBl. 1992, 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.07.2002 (GVBl. 2002, 
199): 
§ 8 Amtshandlungen von Polizeidienstkräften anderer Länder und des Bundes in 
Berlin 
(1) Polizeidienstkräfte eines anderen Landes oder des Bundes können im Land 
Berlin Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung des Polizeipräsidenten in Berlin, 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn der Polizeipräsident in Berlin die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig 
treffen kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten, 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den in Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist der Polizeipräsident in Berlin unverzüglich 
zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeidienstkräfte eines anderen Landes oder des Bundes nach Ab-
satz l tätig, haben sie die gleichen Befugnisse wie die des Landes Berlin. Ihre Maß-
nahmen gelten als Maßnahmen des Polizeipräsidenten in Berlin; sie unterliegen in-
soweit dessen Weisungen. 
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Brandenburg 
Gesetz über die Organisation und die Zuständigkeit der Polizei im Land Branden-
burg (Polizeiorganisationsgesetz - POG Bbg) vom 20.03.1991 (GVBl. 1991, 82), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 18.12.2001 (GVBl. I 2001, 282): 
§ 7 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamten anderer Länder und des Bundes in 
Brandenburg 
(1) Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes können im Land Brandenburg 
Amtshandlungen vornehmen: 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
2. in den Fällen der Artikel 35 Absatz 2 und 3 sowie 91 Absatz l des Grundgeset-
zes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten sowie 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde unverzüglich 
zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes nach Absatz 1 tätig, ha-
ben sie die gleichen Befugnisse wie die des Landes Brandenburg. Ihre Amtshandlun-
gen gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörden, in deren örtlichen und sach-
lichen Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind. Die Polizeibehörden sind ihnen 
gegenüber insoweit weisungsbefugt. 
(3) Die Absätze l und 2 gelten für die Polizeivollzugsbeamten des Bundes ent-
sprechend. 
Bremen 
Bremisches Polizeigesetz (BremPolG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 06.12.2001 
(Bremisches GBl. 2001, 441, berichtigt Gbl. 2002, 47), geändert durch Gesetz vom 
04.12.2001 (Bremisches Gbl. 2001, 393): 
§ 81 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamten anderer Länder und des Bundes 
( 1) Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes können im Gebiet des Landes 
Bremen Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Ersuchen oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 des Grundgeset-
zes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten, 
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5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sowie zur Gefahren-
abwehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde unverzüg-
lich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes nach Absatz 1 tätig, so 
haben sie die gleichen Befugnisse wie die des Landes Bremen, ihre Maßnahmen gel-
ten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde oder Behörde des Polizeivollzugs-
dienstes, in deren örtlichem und sachlichem Zuständigkeitsbereich sie tätig gewor-
den sind. Sie unterliegen insoweit auch deren Weisungen. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Polizeivollzugsbeamte des Bundes entspre-
chend. 
Hamburg 
Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (SOG) vom 14.03.1966 
(GVBl. 1966, 77), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2001 (GVBl. 2001, 
251): 
§ 30a Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamten des Bundes und eines anderen 
Landes 
(l) Polizeivollzugsbeamte des Bundes oder eines anderen Landes können in der 
Freien und Hansestadt Hamburg Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
2. in den Fällen des Artikels 35 Absätze 2 und 3 und des Artikels 91 Absatz l des 
Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden erheblichen Gefahr, zur Verfol-
gung von Straftaten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung 
Entwichener, wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht 
rechtzeitig treffen kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten oder dem 
Transport von anderen Personen, die sich in amtlichem Gewahrsam befinden, 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den in der Anlage zu diesem Gesetz genannten durch Vereinbarung geregel-
ten Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Behörde unverzüglich zu 
unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte des Bundes oder eines anderen Landes nach 
Absatz l tätig, haben sie die gleichen Befugnisse wie die der Freien und Hansestadt 
Hamburg. Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen derjenigen Behörde, in deren ört-
lichem und sachlichem Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind; sie unterliegen 
insoweit deren Weisungen. 
Hessen 
Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 31.03.1994 (GVBl. I 1994, 174, berichtigt GVBl I 1994, 284), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2002 (GVBl. I 2002, 704): 
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§ 102 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten 
anderer Länder und des Bundes 
(l) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes 
der Bundesrepublik Deutschland können im Lande Hessen Amtshandlungen vor-
nehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Polizeibehörde, 
2. in den Fällen der Art. 35 Abs. 2 und 3 und Art. 91 Abs. l des Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung entwichener Per-
sonen, wenn die zuständige Polizeibehörde die erforderlichen Maßnahmen nicht 
rechtzeitig treffen kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten oder 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen des Satzes l Nr. 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde unverzüg-
lich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eines anderen 
Landes der Bundesrepublik Deutschland nach Abs. l tätig, haben sie die gleichen Be-
fugnisse wie die des Landes Hessen. Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen derje-
nigen Polizeibehörde, in deren örtlichem und sachlichem Zuständigkeitsbereich sie 
tätig geworden sind; sie unterliegen insoweit deren Weisungen. 
(3) Die Abs. l und 2 gelten für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amte des Bundes entsprechend. Die Abs. l und 2 gelten auch für Bedienstete von Po-
lizeibehörden und -dienststellen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ih-
ren Sitz haben, entsprechend, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist oder das Minis-
terium des Innern Amtshandlungen dieser Polizeibehörden und -dienststellen in Hes-
sen allgemein oder im Einzelfall zustimmt. 
Mecklenburg-Vorpommern 
Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern 
(Sicherheits- und Ordnungsgesetz - SOG M-V) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
25.03.1998 (GVOBl. 1998, 335), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.03.2002 
(GVOBl. 2002, 154): 
§ 9 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamten, die nicht in einem Dienstverhält-
nis zum Land Mecklenburg-Vorpommern stehen 
(l) Polizeivollzugsbeamte, die nicht in einem Dienstverhältnis zum Land Meck-
lenburg-Vorpommern stehen, können in Mecklenburg-Vorpommern Amtshandlun-
gen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen mecklenburg-vorpom-
merschen Behörde; 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes; 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
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wenn die zuständige mecklenburg-vorpommersche Behörde die erforderlichen Maß-
nahmen nicht rechtzeitig treffen kann; 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten; 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Verwaltungsabkommen, Staatsvertrag oder Gesetz geregelten Fäl-
len. 
In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 bis 5 ist die zuständige Polizeidienststelle unver-
züglich zu unterrichten. In den Fällen nach Satz 1 Nr. 3 sind die Straftäter oder die 
Entwichenen der zuständigen mecklenburg-vorpommerschen Polizeidienststelle un-
verzüglich zu übergeben; dies gilt nicht, wenn die Ergreifung durch einen Polizei-
vollzugsbeamten eines anderen Landes oder des Bundes erfolgt. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte nach Absatz 1 tätig, haben sie die gleichen Be-
fugnisse wie Polizeivollzugsbeamte des Landes Mecklenburg-Vorpommern, ihre 
Maßnahmen gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde, in deren örtlichem 
und sachlichem Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind. 
(3) Besondere Rechtsvorschriften über die Zuständigkeit von Polizeivollzugsbe-
amten des Bundes bleiben unberührt. 
Niedersachsen 
Niedersächsisches Gefahrenabwehrgesetz (NGefAG) i.d.F. vom 20.02.1998 (Nds. 
GVBl. 1998, 101), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl. 2001, 
701): 
§ 103 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten 
anderer Länder und des Bundes sowie von Bediensteten ausländischer Staaten 
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes 
können im Gebiet des Landes Niedersachsen Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann. 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten oder 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sowie zur Gefahren-
abwehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen des Satzes l Nr. 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde unverzüg-
lich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eines anderen 
Landes nach Absatz l tätig, so haben sie die gleichen Befugnisse wie die des Landes 
Niedersachsen. Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde, 
in deren örtlichem und sachlichem Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind; sie 
unterliegen insoweit auch deren Weisungen. 
(3) Die Absätze l und 2 gelten für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte des Bundes entsprechend. Das Gleiche gilt für Bedienstete ausländischer 
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Polizeibehörden und -dienststellen, wenn völkerrechtliche Verträge dies vorsehen 
oder das Innenministerium Amtshandlungen dieser Polizeibehörden oder -dienst-
stellen allgemein oder im Einzelfall zustimmt. 
Nordrhein-Westfalen 
Gesetz über die Organisation und die Zuständigkeit der Polizei im Lande Nordrhein-
Westfalen (Polizeiorganisationsgesetz - POG NRW) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
05.07.2002 (GV. NRW 2002, 308, berichtigt GV. NRW 2002, 629): 
§ 9 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten 
anderer Länder und des Bundes sowie von Angehörigen des Polizeidienstes anderer 
Staaten in Nordrhein-Westfalen 
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes 
können in Nordrhein-Westfalen Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen. Behörde, 
2. in den Fällen des Artikel 35 Abs. 2 und 3 sowie 91 Abs. l des Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten, 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Vereinbarungen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In  den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde unverzüg-
lich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamtinnen und/oder PolizeivolIzugsbeamte eines an-
deren Landes nach Absatz 1 tätig, haben sie die gleichen Befugnisse wie die des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Ihre Amtshandlungen gelten als Maßnahmen derjeni-
gen Polizeibehörden, in deren örtIichem und sachlichem Zuständigkeitsbereich sie 
tätig geworden sind; sie unterliegen insoweit deren Weisungen. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte des Bundes entsprechend. 
(4) Angehörige des Polizeidienstes anderer Staaten können in Nordrhein-West-
falen im Rahmen zwischenstaatlicher Vereinbarungen tätig werden; sie haben dann 
die danach vorgesehenen Rechte und Pflichten. 
Rheinland-Pfalz 
Polizei- und Ordnungsbehördengesetz - POG - i.d.F. der Bekanntmachung vom 
10.11.993 (GVBl. 1993, 595), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.11.1999 (GVBl. 
1999, 407): 
§ 86 Maßnahmen und Amtshandlungen der Polizeibeamten anderer Länder und des 
Bundes 
(l) Polizeibeamte eines anderen Landes können im Land Rheinland-Pfalz Amts-
handlungen vornehmen 
1. auf Anordnung oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
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2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung oder Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten und 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen des Satzes l Nr. 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde unverzüg-
lich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeibeamte eines anderen Landes nach Absatz l Satz l tätig, haben 
sie die gleichen Befugnisse wie die des Landes Rheinland-Pfalz. Ihre Maßnahmen 
gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde, in deren örtlichem und sachlichem 
Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind; sie unterliegen insoweit den Weisun-
gen der zuständigen Landesbehörde. 
(3) Die Absätze l und 2 gelten für Polizeibeamte des Bundes entsprechend; das 
Gleiche gilt für Bedienstete ausländischer Polizeidienststellen, wenn völkerrechtliche 
Verträge dies vorsehen oder sonst die Gegenseitigkeit gewährleistet ist. 
Saarland 
Saarländisches Polizeigesetz - SPolG - i.d.F. der Bekanntmachung vom 26.03.2001 
(ABl. 2001, 1074), geändert durch Gesetz vom 07.11.2001 (ABl. 2001, 2158): 
§ 88 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamten anderer Länder und des Bundes 
(1) Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes können im Saarland Amtshand-
lungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten, 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Polizeivollzugsbehörde un-
verzüglich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes nach Absatz l tätig, ha-
ben sie die gleichen Befugnisse wie die des Saarlandes. Ihre Maßnahmen gelten als 
Maßnahmen derjenigen Polizeivollzugsbehörde, in deren örtlichem und sachlichem 
Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind; sie unterliegen insoweit deren Wei-
sungen. 
(3) Die Absätze l und 2 gelten für Polizeivollzugsbeamte des Bundes entspre-
chend. 
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Sachsen 
Polizeigesetz des Freistaates Sachsen (SächsPolG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
15.08.1994 (GVBl. 1994, 1541), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.08.1999 
(GVBl. 1999, 466): 
§ 77 Amtshandlungen von Polizeibediensteten anderer Länder und des Bundes im 
Zuständigkeitsbereich des Freistaates Sachsen 
(1) Polizeibedienstete eines anderen Bundeslandes können im Zuständigkeitsbe-
reich des Freistaates Sachsen Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung des Staatsministeriums des Innern, 
2. in den Fällen der Artikel 35 Abs. 2 und 3 und 91 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Stelle die erforderlichen Maßnahmen nicht treffen kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben im Zusammenhang mit Transporten von 
Personen oder Sachen, 
5. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahren-
abwehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Bundesländern geregelten 
Fällen. 
In den Fällen der Nummern 3 und 4 ist die zuständige Polizeidienststelle unver-
züglich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeibedienstete eines anderen Bundeslandes nach Absatz 1 tätig, 
haben sie die gleichen Befugnisse wie die des Freistaates Sachsen. Ihre Maßnahmen 
gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeidienststellen, in deren örtlichem und sachli-
chem Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind. Sie unterliegen insoweit deren 
Weisungen. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Polizei- und Grenzzollbedienstete des Bundes 
entsprechend. 
(4) Vollzugsbedienstete anderer Staaten mit polizeilichen Aufgaben können im 
Zuständigkeitsbereich des Freistaates Sachsen polizeiliche Amtshandlungen vor-
nehmen, soweit dies durch völkerrechtliche Vereinbarungen geregelt ist 
Sachsen-Anhalt 
Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
(SOG LSA) i.d.F. der Bekanntmachung vom 16.11.2000 (GVBl. LSA 2000, 594), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.12.2001 (GVBl. LSA 2001, 540): 
§ 102 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten 
anderer Länder und des Bundes 
(l) Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes können im Gebiet des Landes 
Sachsen-Anhalt Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Behörde, 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes, 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
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wenn die zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten oder 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sowie zur Gefahren-
abwehr in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 
In den Fällen des Satzes l Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Polizeibehörde un-
verzüglich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen Landes nach Absatz l tätig, so 
haben sie die gleichen Befugnisse wie die des Landes Sachsen-Anhalt. Ihre Maß-
nahmen gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde, in deren örtlichem und 
sachlichem Zuständigkeitsbereich sie tätig geworden sind; sie unterliegen insoweit 
auch deren Weisungen. 
(3) Die Absätze l und 2 gelten für Polizeivollzugsbeamte des Bundes entspre-
chend. Die Absätze l und 2 gelten auch für Bedienstete ausländischer Polizeibehör-
den und -dienststellen entsprechend, wenn völkerrechtliche Verträge dies vorsehen 
oder das zuständige Ministerium Amtshandlungen dieser Polizeibehörden oder -
dienststellen allgemein oder im Einzelfall zustimmt. Zuständig ist für Amtshandlun-
gen, die auf eine ausdrückliche Veranlassung einer Justizbehörde oder eines Gerichts 
zurückgehen oder zu deren Erledigung strafprozessuale Maßnahmen zu erwarten 
sind, das Ministerium der Justiz; im Übrigen das Ministerium des Innern. 
Schleswig-Holstein 
Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwal-
tungsgesetz - LVwG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 02.06.1992 (GVOBl. 1992, 
243, berichtigt GVOBl. 1992, 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.10.2001 
(GVOBl. 2001, 166): 
§ 170 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten, 
die nicht in einem Dienstverhältnis zum Land Schleswig-Holstein stehen 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, die nicht in einem Dienst-
verhältnis zum Land Schleswig-Holstein stehen, können in Schleswig-Holstein 
Amtshandlungen vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen schleswig-holsteini-
schen Behörde; 
2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. l des 
Grundgesetzes; 
3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige schleswig-holsteinische Behörde die erforderlichen Maßnahmen 
nicht rechtzeitig treffen kann; 
4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten; 
5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenab-
wehr in den durch Verwaltungsabkommen, Staatsvertrag oder Gesetz geregelten Fäl-
len. 
In den Fällen des Satzes l Nr. 3 bis 5 ist die zuständige Polizeidienststelle unver-
züglich zu unterrichten. In den Fällen des Satzes l Nr. 3 sind die Straftäterinnen und 
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Straftäter oder die Entwichenen der zuständigen schleswig-holsteinischen Polizei-
dienststelle unverzüglich zu übergeben; dies gilt nicht, wenn die Ergreifung durch 
eine Polizeivollzugsbeamtin oder einen Polizeivollzugsbeamten eines anderen Lan-
des oder des Bundes erfolgt. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte nach Absatz l 
tätig, haben sie die gleichen Befugnisse wie Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte des Landes Schleswig-Holstein. Ihre Maßnahmen gelten als Maß-
nahmen derjenigen Polizeibehörde, in deren örtlichem und sachlichem Zuständig-
keitsbereich sie tätig geworden sind. 
(3) Besondere Rechtsvorschriften über die Zuständigkeit von Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamten des Bundes bleiben unberührt. 
Thüringen 
Gesetz über die Organisation der Polizei des Landes Thüringen (Polizeiorganisa-
tionsgesetz - POG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 06.01.1998 (GVBl. 1998, 1), ge-
ändert durch Gesetz vom 29.01.2002 (GVBl. 2002, 148): 
§ 11 Dienstkräfte anderer Länder, des Bundes und anderer Staaten 
Die Anforderung polizeilicher Dienstkräfte anderer Länder und des Bundes zur 
Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder des Landes (Artikel 91 Abs. l des Grundgesetzes) ist 
dem Ministerpräsidenten vorbehalten. 
(2) Polizeiliche Dienstkräfte eines anderen Landes dürfen, außer im Fall des Arti-
kels 91 des Grundgesetzes, in Thüringen polizeiliche Aufgaben wahrnehmen: 
l. vorübergehend in Einzelfällen auf Anforderung oder mit Zustimmung des für 
die Polizei zuständigen Ministeriums, insbesondere zur Hilfe bei einer Naturkatast-
rophe oder bei einem besonders schweren Unglücksfall (Artikel 35 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 Satz l des Gundgesetzes), 
2. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straf-
taten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, 
wenn die zuständige Polizei die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann, 
3. zum Gefangenentransport, 
4. in den durch Verwaltungsabkommen mit einem anderen Bundesland geregelten 
Fällen auf dem Gebiet der Strafverfolgung, der Erfüllung polizeilicher Verkehrsauf-
gaben und sonstiger polizeilicher Zusammenarbeit. 
(3) Polizeiliche Kräfte des Bundes dürfen, soweit nicht bereits eine bundesrechtli-
che Zuständigkeit besteht, im Einzelfall in Thüringen polizeiliche Aufgaben wahr-
nehmen: 
1. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, wenn Thüringer Polizei 
nicht rechtzeitig ausreichend zur Verfügung steht, 
2. auf Anforderung oder mit Zustimmung des für die Polizei zuständigen Minis-
teriums. 
(4) Werden polizeiliche Dienstkräfte eines anderen Landes oder des Bundes nach 
den Absätzen 2 oder 3 tätig, haben sie die gleichen Befugnisse wie die Thüringer Po-
lizei. Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde oder Ein-
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richtung, in deren örtlichem und sachlichem Dienstbereich sie tätig geworden sind; 
sie unterliegen insoweit deren Weisungen. In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 4 
und Absatz 3 Nr. l ist die zuständige Polizeidienststelle unverzüglich zu unterrichten. 
(5) Die Absätze 2 und 4 Satz 1 und 2 gelten für Bedienstete ausländischer Poli-
zeibehörden und -dienststellen entsprechend, soweit völkerrechtliche Verträge dies 
vorsehen oder das für die Polizei zuständige Ministerium Amtshandlungen dieser 
Polizeibehörden oder -dienststellen allgemein oder im Einzelfall zustimmt; in Bezug 
auf Maßnahmen der Strafverfolgung gelten die Absätze 2 und 4 Satz 1 und 2 ent-
sprechend, soweit die auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung oder sonst 
nach dem Recht der internationalen Rechtshilfe zuständige Behörde zustimmt oder 
eine derartige Zustimmung nach den genannten Vorschriften entbehrlich ist. 
(6) Polizeibeamte des Landes dürfen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
tätig werden, soweit völkerrechtliche Vereinbarungen dies vorsehen oder das für die 
Polizei zuständige Ministerium im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen des 
anderen Staates einer Tätigkeit von Beamten der Thüringer Polizei im Ausland all-
gemein oder im Einzelfall zustimmt. 
 
Anhang 3: Die bundesrechtliche Korrespondenzvorschrift zu § 52 ME PolG im 
BGSG 1994 
§ 64 BGSG Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamten der Länder sowie von 
Vollzugsbeamten anderer Bundesbehörden oder anderer Staaten im Zuständigkeits-
bereich des Bundesgrenzschutzes 
(1) Polizeivollzugsbeamte eines Landes können Amtshandlungen zur Wahrneh-
mung von Aufgaben des Bundesgrenzschutzes vornehmen 
1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zuständigen Bundesgrenzschutzbe-
hörde, 
2. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr, zur Verfolgung von Straftaten im Sin-
ne des § 12 Abs. 1 auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung von 
aus dem Gewahrsam des Bundesgrenzschutzes Entwichenen, wenn die zuständige 
Bundesgrenzschutzbehörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen 
kann. 
In den Fällen der Nummer 2 ist die zuständige Bundesgrenzschutzbehörde unver-
züglich zu unterrichten. 
(2) Werden Polizeivollzugsbeamte eines Landes nach Absatz 1 tätig, so richten 
sich ihre Befugnisse nach dem für die Polizei des Landes geltenden Recht. 
(3) Absatz 1 gilt für Vollzugsbeamte anderer Bundesbehörden entsprechend. Die 
Vollzugsbeamten haben insoweit dieselben Befugnisse wie der Bundesgrenzschutz. 
Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen des Bundesgrenzschutzes. Sie unterliegen 
insoweit den Weisungen der zuständigen Bundesgrenzschutzbehörde. 
(4) Vollzugsbeamte anderer Staaten mit polizeilichen Aufgaben können im Zu-
ständigkeitsbereich des Bundesgrenzschutzes Amtshandlungen vornehmen, soweit 
völkerrechtliche Vereinbarungen dies vorsehen. Die Ausübung hoheitlicher Befug-
nisse durch Vollzugsbeamter anderer Staaten nach Satz 1 ist nur auf Grund eines 
völkerrechtlichen Vertrages, der der Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften 
gemäß Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes bedarf, zulässig. Vollzugsbeamte ande-
rer Staaten der Europäischen Union können im Einvernehmen mit den zuständigen 
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Grenzüberschreitende Polizeikooperation auf der Grundlage des 
deutsch-schweizerischen Polizeivertrags 
1 Einleitung 
Am 16. April 2003 unterzeichneten in Athen zehn Beitrittsländer die Verträge für 
den EU-Beitritt zum 1. Mai 2004. Mit dieser Erweiterungsrunde wächst die Europäi-
sche Union auf 25 Mitglieder an. Im Jahre 2007 werden mit dem Beitritt Bulgariens 
und Rumäniens sogar 27 Staaten dieser supranationalen Organisation angehören. 
Dabei ist aus (grenz-)polizeilicher Sicht zu berücksichtigen, dass der EU-Beitritt 
(erst) die Vorstufe zu einem letztendlichen Beitritt zum „Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommen“ darstellt. Aus (grenz-)polizeilicher Sicht ist angesichts die-
ses Szenarios zu erwarten, dass im europäischen Einigungsprozess nicht nur ein 
„Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“2 entstehen wird, sondern sich 
(auch) der einheitliche Kriminalitätsraum Europa vergrößern und damit der Aktions-
raum krimineller, grenzüberschreitend agierender Organisationen erweitern wird. 
Kriminalität macht erfahrungsgemäß nicht an den Schlagbäumen/Grenzen Halt – die 
Kontrolle der Kriminalität sollte dies ebenfalls nicht tun (müssen). 
Für die (Grenz-)Polizeien der Mitgliedstaaten werden daraus folglich neue Her-
ausforderungen resultieren, insbesondere das Erfordernis des Ausbaus und der Ver-
tiefung der internationalen und grenzüberschreitenden Kooperation. 
Aktuelle Beispiele hierfür im Bereich der EU-/Schengen-Außengrenzen sind u. a. 
das deutsch-tschechische Abkommen über die grenzüberschreitende polizeiliche Zu-
sammenarbeit bzw. der zum 01. März 2002 in Kraft getretene deutsch-schweizeri-
sche Polizeivertrag. Insbesondere der letztgenannte deutsch-schweizerische Polizei-
vertrag, der in seiner Regelungstiefe und –breite über die Möglichkeiten sonstiger 
Kooperationsabkommen in Europa – z. B. das Schengener Durchführungsüberein-
kommen (SDÜ) – hinausgeht, kann „für die europäische Zusammenarbeit mit Dritt-
staaten und für die Weiterentwicklung bilateraler Abkommen Vorbildfunktion ein-
nehmen"3. Das Vertragswerk, insbesondere die darin vorgesehenen allgemeinen / 
besonderen Zusammenarbeitsformen sollen daher im nachfolgenden Beitrag näher 
erläutert werden. 
2 Inkrafttreten des deutsch-schweizerischen Polizeivertrages 
Am 01. März 2002 ist der „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die grenzüberschreitende polizeiliche 
und justitielle Zusammenarbeit (deutsch-schweizerischer Polizeivertrag)“4 in allen 
                                                 
* POR im BGS Franz Vogl war Inspektionsleiter der BGSI Konstanz und ist inzwischen auf inter-
nationaler Mission in Afghanistan. 
1 Mit dem am 01.05.1999 in Kraft getretenen Vertrag von Amsterdam wurde der gesamte Schen-
gen-Besitzstand in das EU-Recht überführt. 
2 Zielformulierung der EU-Mitgliedstaaten im Vertrag von Amsterdam. 
3 Der Bundesminister des Innern, Schily, in einer Pressemitteilung des BMI v. 01.03.2002. 
4 BGBl. 2001, Teil II Nr. 29 v. 01. Oktober 2001, S. 946 ff. 
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für die grenzübergreifende polizeiliche Zusammenarbeit wichtigen Punkten5 in Kraft 
getreten6. 
Der deutsch-schweizerische Polizeivertrag schafft gute Voraussetzungen, um die 
seit vielen Jahren enge und vertrauensvolle polizeiliche und justitielle Zusammenar-
beit weiter auszubauen und zu intensivieren. 
3 Zur Entstehungsgeschichte 
Dass die Polizei über die Grenzen hinweg zusammenarbeitet ist nicht neu. Vor dem 
Inkrafttreten des deutsch-schweizerischen Polizeivertrages erfolgte die polizeiliche 
Kooperation zwischen den Schweizer Grenzkantonen und dem Bund / dem Land Ba-
den-Württemberg auf der Grundlage verschiedener Abkommen7 und nicht zuletzt auf 
der Basis guter und vertrauensvoller Kontakte untereinander. 
Während der im Zusammenhang mit internationalen Rechtshilfeersuchen an ande-
re Staaten grundsätzlich zu beschreitende diplomatische bzw. justitielle Geschäfts-
weg8 mit zeitlichen Verzögerungen in der Erledigung verbunden ist9 und aus Sicht 
der polizeilichen Praktiker oftmals als unbefriedigend angesehen wird, sind die bis-
weilen „auf dem kleinen Dienstweg“ und damit (formell) nicht rechtmäßig erlangten 
Erkenntnisse unter dem Aspekt der Rechtsstaatlichkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land mit der Gefahr eines Verwertungsverbotes10 behaftet. 
Mit Inkrafttreten des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) zum 26. 
März 1995 erreichte die polizeiliche Kooperation in Europa eine neue Dimension: 
Die Vertragsstaaten vereinbarten in diesem Vertragswerk weitreichende Möglichkei-
ten polizeilicher Kooperation, u. a. das Recht zur Nacheile gem. Art. 41 SDÜ. 
Obwohl sich die Schweizerische Eidgenossenschaft in zentraler Lage innerhalb 
der Mitgliedsländer der Europäischen Union befindet, ist sie selbst kein Mitglieds-
                                                 
ürfen. 
5 Art. 6 („Sonstige Personenfahndung“), Art. 8 Abs. 2 (Übermittlung von Sachfahndungsdaten 
zwischen dem Bundeskriminalamt und dem Bundesamt für Polizeiwesen im Wege des automati-
sierten Verfahrens) und Kapitel VI (Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften des Straßenver-
kehrs) treten zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft und erfordern einen separaten Notenaustausch 
beider Staaten. 
6 Vgl. zum Inkrafttreten / Inkraftsetzen Art. 50 des deutsch-schweizerischen Polizeivertrages. 
7 So z. B. das Europäische Auslieferungsübereinkommen v. 13. Dezember 1957 in Verbindung 
mit dem Zweiten Zusatzprotokoll v. 17. März 1978, das Europäische Übereinkommen über die 
Rechtshilfe in Strafsachen v. 20. April 1959 in Verbindung mit dem Zusatzprotokoll vom 17. 
März 1978 oder das Abkommen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft über die Errichtung nebeneinander liegender Grenzabfertigungsstellen und die 
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt v. 01. August 1962. 
8 Die „Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten (Ri-
VASt) v. 18. September 1984, Anhang II, Länderteil geben Auskunft darüber, welches Land in 
welchen Fällen welchen Geschäftsweg vorschreibt. 
9 Vgl. z. B. die Regelungen betr. den Geschäftsgang bei Ersuchen gem. Art. 12 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens bzw. das Verfahren gem. Kapitel V des Europäischen Überein-
kommens über die Rechtshilfe in Strafsachen. 
10 Das Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ) z. B. enthält in Art. 39 Abs. 2 sogar eine 
Art Verwertungsklausel, wonach Erkenntnisse nur mit Zustimmung der zuständigen Justizbehör-
de dieser Vertragspartei von der ersuchenden Vertragspartei als Beweismittel in einem 
Strafverfahren benutzt werden d
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land11. Auf absehbare Zeit ist damit auch der Beitritt zum SDÜ und damit die Teil-
nahme an den vertraglichen polizeilichen Kooperationsmöglichkeiten in weite Ferne 
gerückt. Die Schweiz änderte angesichts der damit verbundenen Gefahr eines Insel-
daseins im europäischen Sicherheitsraum ihre Europapolitik dergestalt, dass die mit 
der Nichtmitgliedschaft verbundenen Nachteile durch bilaterale Verträge aufgefan-
gen werden sollten12. 
Die ersten konkreten Verhandlungen zum deutsch-schweizerischen Polizeivertrag 
begannen mit einem Staatssekretärstreffen beider Staaten im Oktober 1995. Als ers-
ter Realisierungsschritt kann das sog. „Memorandum of Understanding“13 v. 11. De-
zember 1997 angesehen werden. Die Verhandlungen zum Polizeivertrag erstreckten 
sich über einen Zeitraum vom Jahr 1996 bis zum 26. März 1999, in deren Verlauf 
zahlreiche Problemstellungen, u. a. die Einordnung bestimmter Maßnahmen (Nach-
eile, Observation) als polizeiliche oder justitielle Rechtshilfe oder die Nutzung des 
Schengen-Datenbestandes zu lösen waren. Letztendlich ist der „Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
die grenzüberschreitende polizeiliche und justitielle Zusammenarbeit (deutsch-
schweizerischer Polizeivertrag)“ am 27.04.1999 unterzeichnet worden. 
4 Deutsch-schweizerischer Polizeivertrag als völkerrechtlicher Vertrag 
Der deutsch-schweizerische Polizeivertrag ist ein Staatsvertrag14 zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Bundesrepublik Deutschland. Völker-
rechtliche Verträge bedürfen, um in der innerstaatlichen Rechtsordnung Geltung zu 
erlangen, eines innerstaatlichen Rechtsakts, der die Vollziehbarkeit völkerrechtlicher 
Verträge erklärt. Diese innerstaatliche Verbindlichkeit erlangen völkerrechtliche 
Verträge über Art. 59 Abs. 2 Grundgesetz (GG), indem mit der parlamentarischen 
Zustimmung der Rechtsanwendungsbefehl in Form eines Bundesgesetzes erfolgt15. 
Nachdem der Vertrag dieses Ratifizierungsverfahren durchlaufen hat, steht er auf der 
Stufe eines (Bundes-)Gesetzes. Im Verhältnis zum Gesetz über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen (IRG)16 gehen die Bestimmungen des deutsch-
schweizerischen Polizeivertrages über die justitielle und polizeiliche Rechtshilfe den 
Regelungen des IRG vor17. 
                                                 
11 Die auf politischer Ebene vorhandene Beitrittsabsicht ((Beitrittsgesuch zur EU v. 26.05.1992) 
wird von der Bevölkerung nicht mitgetragen – zuletzt lehnte die Schweizer Bevölkerung in ei-
nem Volksentscheid am 06. Dezember 1992 einen Beitritt zur EU mit 50,3 % ab.  
12 Im Sommer 1995 beschloss der Bundesrat, mit allen Nachbarstaaten Verhandlungen zum Ab-
schluss von Verträgen über die künftige polizeiliche und zollrechtliche Zusammenarbeit aufzu-
nehmen. 
13 Das „Memorandum of Understanding” basiert auf der Gemeinsamen Erklärung des Bundesmi-
nisters des Innern der Bundesrepublik Deutschland und des Vorstehers des Eidgenössischen Jus-
tiz- und Polizeidepartements v. 27. November 1997 und beinhaltet das Betreiben eines koopera-
tiven Sicherheitssystems an der gemeinsamen Grenze und in den Grenzgebieten. 
14 Da es sich hierbei um einen Vertrag zwischen zwei Staaten handelt, spricht man von einem sog. 
bilateralen völkerrechtlichen Vertrag. 
15 Möllers (2001), Wörterbuch der Polizei, S. 1801, Verlag C. H. Beck, München. 
16 Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) v. 23.12.1982 (BGBl. I 1982, 
2071). 
17 „lex specialis derogat legi generali.” 
 95 
Grenzüberschreitende Polizeikooperation des deutsch-schweizerischen Polizeivertrags 
5 Hoheitliches Tätigwerden durch Vollzugsbeamte fremder Staaten im 
innerstaatlichen Bereich? 
Im Rahmen grenzüberschreitender Polizeikooperation stellt sich immer auch die 
Frage, nach welchem Recht Beamte des fremden Staates auf dem Hoheitsgebiet des 
jeweils anderen Staates tätig werden (dürfen)? 
5.1 Völkerrecht 
Ein Staat darf nach dem allgemeinen Völkerrecht auf dem Hoheitsgebiet eines ande-
ren Staates ohne dessen Zustimmung grundsätzlich keine Hoheitsakte setzen (Grund-
satz der Gebietsausschließlichkeit). 
Von diesem Grundsatz gibt es jedoch auch einige Ausnahmen: So nehmen etwa 
Angehörige diplomatischer und konsularischer Vertretungen auf der Grundlage des 
Völkergewohnheitsrechtes in der Bundesrepublik Deutschland auf deutschem Ho-
heitsgebiet hoheitliche Funktionen für ihre Heimatstaaten vor18. Weiterhin nehmen 
Bundesgrenzschutzbeamte an sog. vorgeschobenen Grenzdienststellen auf dem Ho-
heitsgebiet fremder Staaten (hoheitliche) grenzpolizeiliche Aufgaben gem. § 2 Bun-
desgrenzschutzgesetz (BGSG) wahr19 - nicht zu vergessen auch der Fall des Badi-
schen Bahnhofes in Basel20. Schließlich ist hoheitliches Tätigwerden auf fremdem 
Hoheitsgebiet auch dann zulässig, wenn der betroffene Staat zugestimmt hat. Eben-
dies ist durch den deutsch-schweizerischen Polizeivertrag zum Teil21 geschehen. 
5.2 Verfassungsrecht 
Art. 24 Abs. 1 GG ermächtigt den Bund, durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischen-
staatliche Einrichtungen zu übertragen. Zwischenstaatliche Einrichtungen sind alle 
durch Verträge zwischen Völkerrechtssubjekten geschaffene, rechtsfähige Organisa-
tionen, an deren Tätigkeit Deutschland beteiligt ist und die Aufgaben erfüllen, die 
traditionell im Rahmen nationaler öffentlicher Gewalt ausgeübt werden.22
Das jüngste Beispiel für zwischenstaatliche Einrichtungen, denen Hoheitsrechte 
übertragen wurden, liefert die sich entwickelnde internationale Strafgerichtsbarkeit, 
konkret in Form der vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen geschaffenen Straf-
gerichtshöfe für Jugoslawien und Ruanda sowie des seit dem 11. April 2002 in Kraft 
getretenen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs v. 17. Juli 1998.23
                                                 
18 Friedrich Berber (1960), Lehrbuch des Völkerrechts, I. Bd. Allgemeines Friedensrecht, C. H. 
Beck Verlag, Tegernsee. 
19 Heesen/Hönle/Peilert (2002), Bundesgrenzschutzgesetz, 4. Aufl., § 2 BGSG, Rd.-Nr. 20 ff., 
VDP, Hilden/Rhld. 
20 Beamte der Bundesrepublik Deutschland übten auf der Grundlage des „Vertrages zwischen dem 
deutschen Reiche und der Schweiz, betreffend die Errichtung deutscher Zollabfertigungsstellen 
auf den linksrheinischen Bahnhöfen in Basel, v. 16.08.1905“ Hoheitsrechte auf schweizer Staats-
gebiet aus. 
21 So ist z. B. den Beamten des fremden Staates die Nacheile und die Observation unmittelbar 
selbst gestattet. 
22 Jarass/Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 6. Auflage, Art. 24 GG, S. 607, 
Rd.-Nr. 7, C. H. Beck München 2002. 
23 Vgl. von Mangoldt/Klein/Starck, Bonner Grundgesetz, Kommentar, Bd. 2, 4. Aufl., Art. 24 Abs. 
1 GG, S. 568, Rd.-Nr. 62, Verlag Franz Vahlen GmbH, München 2000. 
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Keine zwischenstaatlichen Einrichtungen sind Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, die einem Staat unterstehen.24
Im Falle des deutsch-schweizerischen Polizeivertrages wird den Beamten der 
schweizer Grenzwacht und der Kantonspolizeien – und damit Beamten eines frem-
den Staates – gestattet, auf deutschem Staatsgebiet hoheitlich tätig zu werden. 
Fraglich ist, ob (auch) diese Duldung der Ausübung fremder Staatsgewalt im 
Bundesgebiet als eine Übertragung von Hoheitsrechten anzusehen ist ? Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zum Begriff „Übertragung von Ho-
heitsrechten“25 wird dies verneint. Eventuelle, dem Art. 24 Abs. 1 GG entstammen-
de, verfassungsrechtliche Bedenken gegen den Polizeivertrag sind somit obsolet.26
5.3 Bundespolizeirecht, Landespolizeirecht 
Auf der Grundlage des § 64 Abs. 4 BGSG27 werden Vollzugsbeamte anderer Staaten 
ermächtigt, im Zuständigkeitsbereich des Bundesgrenzschutzes Amtshandlungen 
vorzunehmen, soweit völkerrechtliche Vereinbarungen dies vorsehen. Voraussetzung 
ist eine ratifizierungsbedürftige völkerrechtliche Vereinbarung. Hierzu zählt u. a. 
auch der „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft über die grenzüberschreitende polizeiliche und justitielle 
Zusammenarbeit (deutsch-schweizerischer Polizeivertrag)“.28
5.4 Unmittelbare Befugnisse aus dem Polizeivertrag? 
Im Zusammenhang mit der Ausgangsfrage nach dem (Befugnis-)Recht der Beamten 
des fremden Staates auf dem Hoheitsgebiet des jeweils anderen Staates ist auch zu 
klären, ob der Polizeivertrag selbst den auf fremden Hoheitsgebiet handelnden Be-
amten bestimmte Befugnisse verleiht – oder ob er lediglich erlaubt, dass fremde Be-
amte sich auf die jeweils geltenden innerstaatlichen Befugnisnormen stützen.29
Eine Auslegung des Wortlautes von einzelnen der „Besonderen Formen der Zu-
sammenarbeit“ (Kapitel III des deutsch-schweizerischen Polizeivertrages) – vgl. z. 
B. Art. 14 Abs. 1 S. 1: „ ... sind befugt, ...“ oder Art. 16 Abs. 1 S. 1: „ ... sind befugt, 
...“ – bzw. eine teleologische Auslegung des Vertrages30 legen den Schluss nahe, 
dass der Polizeivertrag selbst Kompetenzen verleiht. 
                                                 
24 BVerfGE 2, 347/377; aus: Jarass/Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 6. 
Auflage, Art. 24 GG, S. 607, Rd.-Nr. 7, C. H. Beck München 2002 
25 BVerfGE 73, 339. 
26 Vgl. hierzu Cremer, Hans-Joachim, Der grenzüberschreitende Einsatz von Polizeibeamten nach 
dem deutsch- schweizerischen Polizeivertrag, ZaöRV 2000, 103 ff. 
27 Analog z. B. § 78 Abs. 4 PolG BW. 
28 Heesen/Hönle/Peilert (2002), Bundesgrenzschutzgesetz, 4. Aufl., § 64 BGSG, Rd.-Nr. 12, VDP, 
Hilden/Rhld. 
29 Cremer, Hans-Joachim, Der grenzüberschreitende Einsatz von Polizeibeamten nach dem 
deutsch- schweizerischen Polizeivertrag, ZaöRV 2000, 116. 
30 Ziel des Vertrages ist die Herbeiführung einer effektiven Kooperation. Dies erfordert eine klare 
Festlegung der Bedingungen für grenzüberschreitende Einsätze. 
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5.5 Bindung an das Recht des Gebietsstaates 
Schließlich ist in vorstehendem Zusammenhang die Frage zu klären, was mit der im 
Polizeivertrag teils ausdrücklich31, teils implizit32 bestimmten Bindung der Beamten 
(nicht nur an das völkerrechtliche Abkommen, sondern auch) an das Recht des Ver-
tragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet sie auftreten, gemeint ist. 
Zunächst ist festzustellen, dass die Beamten des fremden Staates ihr Heimatrecht 
über die Grenzen hinweg auf das Hoheitsgebiet des Gebietsstaates mitnehmen (vgl. 
Art. 31 Abs. 2 des D-CH-Polizeivertrages). In den Fällen, in denen hingegen eine 
Gleichstellung mit den inländischen Beamten beabsichtigt ist, ist dies im Polizeiver-
trag explizit zum Ausdruck gebracht – so z. B. in Art. 14 Abs. 3 Nr. 2 des Polizeiver-
trages hinsichtlich der verkehrsrechtlichen Bestimmungen. 
Die Bedeutung dieser Bindung erschließt sich über die in Art. 32 Abs. 3 des Poli-
zeivertrages33 enthaltene Haftungsregel. Nach dieser Haftungsregel wird das Han-
deln eines Beamten der schweizer Grenzwacht / Kantonspolizei in Deutschland haf-
tungsrechtlich analog dem eines deutschen Amtswalters behandelt. Bei Schadensfäl-
len ist folglich zu prüfen, wie Bund oder Land haften würden, wenn ein deutscher 
Beamter anstelle eines schweizerischen auf der Grundlage einer Befugnis des Poli-
zeivertrages gehandelt hätte. Für den schweizerischen Beamten wird mithin so 
gehaftet, wie wenn ein deutscher Beamter ein Spezialgesetz vollzogen hätte. 
Schweizerische Beamte müssen somit bei ihrem Handeln auf der Grundlage des 
Polizeivertrages in Deutschland zum einen die jedermann treffenden Normen, zum 
anderen die allgemeinen öffentlich-rechtlichen Bindungen – insbesondere die 
deutschen Grundrechte – beachten.34
6 Deutsch-schweizerischer Polizeivertrag 
Kernstück des „deutsch-schweizerischer Polizeivertrag“ ist die schnelle, direkte und 
unbürokratische Zusammenarbeit der Polizeidienststellen in den Grenzgebieten. Die-
se Zusammenarbeit soll im Folgenden näher erläutert werden. 
Das Vertragswerk umfasst insgesamt 50 Artikel und regelt in 7 Kapiteln 
• die „Abstimmung in grundsätzlichen Sicherheitsfragen“ (Art. 1 u. 2), 
• die „Allgemeine Zusammenarbeit der Polizeibehörden“ (Art. 3-13), 
• „Besondere Formen der Zusammenarbeit“ (Art. 14-25), 
• den „Datenschutz“ (Art. 26-28), 
• die „Rechtsverhältnisse bei Amtshandlungen im anderen Vertragsstaat“ (Art. 29-
33), 
                                                 
31 Vgl. z. B. Art. 16 Abs. 4 Nr. 1 des Polizeivertrages. 
32 Vgl. z. B. Art. 17 Abs. 3 des Polizeivertrages. 
33 Art. 32 Abs. 3: Wird durch einen Beamten einer Polizeibehörde des einen Vertragsstaates bei der 
Erfüllung von Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates einem Dritten Schaden zugefügt, so haftet für den 
Schaden der Vertragsstaat, auf dessen Hoheitsgebiet der Schaden eingetreten ist, nach Maßgabe 
der Vorschriften, die im Fall eines durch einen eigenen sachlich und örtlich zuständigen Beamten 
verursachten Schadens Anwendung finden würden. 
34 Cremer, Hans-Joachim, Der grenzüberschreitende Einsatz von Polizeibeamten nach dem 
deutsch- schweizerischen Polizeivertrag, ZaöRV 2000, 117 f. 
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• das Verfahren bei „Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften des Straßenverkehrs“ 
(Art. 34-41) und 
• „Durchführungs- und Schlussbestimmungen“ (Art. 42-50). 
6.1 Abstimmung in grundsätzlichen Sicherheitsfragen (Kapitel I) 
Die Beachtung „Gemeinsame(r) Sicherheitsinteressen“ (Art. 1) sowie die „Gemein-
same Sicherheitsanalyse“ (Art. 2) haben zum Ziel, den jeweiligen Vertragspartner 
fest in die eigene Kriminalitätsbekämpfung mit ein zu beziehen und auch gemeinsa-
me Konzepte zu erstellen. Dies soll durch 
• gegenseitige Information über die Schwerpunkte der Kriminalitätsbekämpfung, 
• das Anstreben eines möglichst einheitlichen Informationsstandes über die polizei-
liche Sicherheitslage und 
• gemeinsame Analysen 
erreicht werden. 
Hierzu sollen periodische Treffen auf Leiterebene stattfinden, ein strategisches 
grenzübergreifendes deutsch-schweizer Lagebild35 erstellt werden sowie ein reger 
und periodisch festgelegter Informationsaustausch erfolgen. 
Von besonderer Bedeutung ist auch das in Art. 1 Satz 3 geregelte „Beratungs-
recht“ – hiernach kann ein Vertragspartner dem anderen Vertragspartner Maßnah-
men zur Gewährleistung der gemeinsamen Sicherheit vorschlagen, ohne dass dies als 
Einmischung in die nationale Souveränität gesehen wird. 
6.2 Allgemeine Zusammenarbeit der Polizeibehörden (Kapitel II) 
Der systematische Aufbau des deutsch- schweizerischen Polizeivertrages regelt in 
den Art. 3-13 zunächst die Allgemeine Zusammenarbeit der Polizeibehörden. Diese 
erstreckt sich auf die verstärkte Zusammenarbeit bei der Gefahrenabwehr (Art. 3), 
die Zusammenarbeit auf Ersuchen (Art. 4), die Personenfahndung (Art. 5-7), die 
Sachfahndung (Art. 8), den Austausch von Fahrzeug- und Halterdaten (Art. 9), die 
Polizeiliche Hilfe bei Gefahr im Verzug (Art. 10), die Informationsübermittlung oh-
ne Ersuchen (Art. 11), die Zustellung von gerichtlichen und anderen behördlichen 
Schriftstücken (Art. 12) sowie die Aus- und Fortbildung (Art. 13). 
6.2.1 Zusammenarbeit auf Ersuchen (Art. 4) 
Art. 4 Abs. 1 des deutsch-schweizerischen Polizeivertrages ist ein Anwendungsfall 
der Rechtshilfe auf dem polizeilichen Geschäftsweg. Die Polizeibehörden36 leisten 
einander im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten Hilfe zur Gefahrenabwehr und 
zur Bekämpfung von Straftaten. Der Geschäftsweg für die Übermittlung des 
                                                 
35 Anlässlich einer „Tagung über den Vollzug des schweizerisch-deutschen Polizeivertrages beim 
Polizeikommando Aarau am 25./26. November 2002“ vereinbarten die schweizerische und deut-
sche Delegation, die Lagebilder der sieben Grenzkantone der CH mit Einbeziehung des Boden-
seelagebildes zu bündeln, durch die Länder Deutschlands (Bayern und Baden-Württemberg) und 
den Bundesgrenzschutz zu ergänzen und gegenseitig auszutauschen. 
36 Der Vertrag definiert Polizeibehörden in Art. 4 Abs. 1 als „Behörden von Polizei, Grenzpolizei, 
Bundesgrenzschutz und Grenzwache“. 
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(Rechtshilfe-)Ersuchens ist in Art. 4 Abs. 2 (im Falle eines Ersuchens um Hilfe zur 
Bekämpfung von Straftaten) und Abs. 3 (im Falle eines Ersuchens um Hilfe zur Ab-
wehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung) festgelegt. Grund-
sätzlich werden Ersuchen zwischen den nationalen Zentralstellen der Vertragsstaa-
ten37 übermittelt. In zwei Fällen kann von diesem Grundsatz abgewichen werden: 
zum einen können die Ersuchen der zuständigen schweizerischen Polizeibehörden 
unmittelbar an das BKA gerichtet werden, zum anderen sind in Art. 4 Abs. 2 S. 3 des 
Vertrages katalogartig Fälle aufgeführt, in denen ein Ersuchen38 unmittelbar zwi-
schen den Polizeibehörden der Vertragsstaaten übermittelt werden kann, z. B. wenn 
das Ersuchen nicht rechtzeitig über den Geschäftsweg zwischen den nationalen Zent-
ralstellen gestellt werden kann. 
Art. 4 Abs. 4 enthält eine Aufzählung von insgesamt -13- Maßnahmen39, auf die 
sich ein (Rechtshilfe-)Ersuchen i.S.d. Art. 4 Absätze 1 bis 3 erstrecken kann. 
Art. 4 Abs. 6 statuiert die Pflicht zur Unterrichtung der Zentralstellen nach Maß-
gabe des nationalen Rechts, um deren Informationsbedürfnis trotz der vielfältigen 
vertraglichen Möglichkeiten des Direktverkehrs gerecht zu werden. 
6.2.2 Polizeiliche Hilfe bei Gefahr im Verzug (Art. 10) 
Art. 10 eröffnet den zuständigen Polizeibehörden die Möglichkeit, im Falle eines 
Strafverfahrens40 Rechtshilfeersuchen auf dem polizeilichen Geschäftsweg unmittel-
bar an die Polizeibehörden im anderen Vertragsstaat zu richten. Voraussetzung ist 
eine hohe Dringlichkeit („Gefahr im Verzug“), d. h., dass die zuständigen Justizbe-
hörden ohne Gefahr für den Erfolg der Maßnahme nicht rechtzeitig benachrichtigt 
werden können. Gegenstand des Ersuchens können gem. Art. 10 Abs. 1 Spuren- und 
Beweissicherungen, Personendurchsuchungen, körperliche Untersuchungen, Haus-
durchsuchungen sowie die Beschlagnahme von Beweisunterlagen sein. Die Ergeb-
nisse der durchgeführten Maßnahmen können in dringlichen Fällen ebenfalls auf 
dem polizeilichen Geschäftsweg an die Polizeibehörde im ersuchenden Vertragsstaat 
übermittelt werden. Die Justizbehörden in beiden Staaten sind im Nachgang unver-
züglich zu unterrichten (Art. 10 Abs. 2). Dabei ist die Eilbedürftigkeit der jeweiligen 
Maßnahme zu begründen. Vor der Übermittlung der Ergebnisse der durchgeführten 
Maßnahme an den ersuchenden Staat bedarf es eines förmlichen Rechtshilfeersu-
chens, das bei den zuständigen Justizbehörden eingegangen und von diesen bewilligt 
worden sein muss (Art. 10 Abs. 3). 
                                                 
37 „Nationale Zentralstellen“ sind gem. Art. 4 Abs. 8 in der Bundesrepublik Deutschland das Bun-
deskriminalamt und in der Schweizerischen Eidgenossenschaft das Bundesamt für Polizeiwesen 
und die Bundespolizei. 
38 Es muss sich dabei um ein Ersuchen zur Bekämpfung bzw. Verhütung von Straftaten handeln 
(Art. 4 Abs. 2 S. 1 und Abs. 3 S. 2). 
39 Erfasst sind u. a. Identitätsfeststellungen, polizeiliche Vernehmungen, Feststellung von Telefon-
anschluss- inhabern usw. 
40 Art. 10 Abs. 1 S. 2 verweist auf Art. 4 Abs. 2, der den Geschäftsweg für die Rechtshilfe zur Be-
kämpfung von Straftaten festlegt. 
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6.3 Besondere Formen der Zusammenarbeit (Kapitel III) 
Im folgenden Kapitel des Vertrages werden in den Art. 14-25 sodann besondere Zu-
sammenarbeitsformen geregelt. Insbesondere diese weitreichenden Kooperations-
möglichkeiten sind es, die dem Vertragswerk Vorbildfunktion für die europäische 
Polizeikooperation attestieren. Im Einzelnen ermöglicht der Vertrag grenzüberschrei-
tende Observationen (Art. 14, 15), grenzüberschreitende Nacheile (Art. 16), den Ein-
satz verdeckter Ermittler auf dem Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates (Art. 
17, 18), die Durchführung kontrollierter Lieferungen (Art. 19), Gemeinsame Einsatz-
formen (Art. 20), den Austausch von Beamten (Art. 21, 22), die Zusammenarbeit in 
gemeinsamen Zentren (Art. 23), die Hilfeleistung bei Großereignissen, Katastrophen 
und schweren Unglücksfällen (Art. 24) sowie den Einsatz von Luft- und Wasserfahr-
zeugen (Art. 25). 
6.3.1 Grenzüberschreitende Observationen (Art. 14, 15) 
Auf der Grundlage des deutsch-schweizerischen Polizeivertrages sind zwei Arten 
grenzüberschreitender Observation zulässig: zum einen die (repressive) Observation 
zur Strafverfolgung oder Strafvollstreckung gem. Art. 14, zum anderen die (präven-
tive) Observation zur Verhinderung von Straftaten von erheblicher Bedeutung gem. 
Art. 15. Beide grenzüberschreitenden Observationsmaßnahmen erfordern grundsätz-
lich die Zustimmung des ersuchten Staates auf der Grundlage eines zuvor gestellten 
Ersuchens. 
Kann diese vorherige Zustimmung wegen besonderer Dringlichkeit im Einzelfall 
nicht beantragt werden, darf die Observation unter folgenden Voraussetzungen den-
noch über die Grenze hinweg fortgesetzt werden: 
a) Der Grenzübertritt ist noch während der Observation unverzüglich der zuständi-
gen Behörde des Vertragsstaates mitzuteilen. 
b) Das erforderliche Ersuchen, verbunden mit einer Darlegung der den Grenzüber-
tritt rechtfertigenden Gründe, ist unverzüglich nachzureichen. 
Beide Observationen sind durch die verfolgenden Beamten auf Verlangen an Beamte 
des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die Observation stattfindet, zu überge-
ben. Die Observation durch Polizeikräfte des Nachbarstaates ist einzustellen, wenn 
der Gebietsstaat dies auf Grund der entspr. Mitteilung41 oder des nachgereichten Er-
suchens42 verlangt oder wenn die Zustimmung nicht spätestens fünf Stunden nach 
dem Grenzübertritt vorliegt. 
Die allgemeinen Zulässigkeitsvoraussetzungen für beide grenzüberschreitenden 
Obsvervationsmaßnahmen ergeben sich aus Art. 14 Abs. 3 Nr. 1-9.43 Zulässigkeits-
voraussetzungen sind z. B. das Mitführen eines Dokumentes, aus dem sich ergibt, 
dass die Zustimmung zur Observation erteilt wurde bzw. das Erfordernis des Nach-
weises der amtlichen Funktion der observierenden Beamten. Zu beachten sind in die-
sem Zusammenhang insbesondere die unterschiedlichen verkehrsrechtlichen Be-
                                                 
41 Siehe lit. a) oben! 
42 Siehe lit. b) oben! 
43 Die allgemeinen Voraussetzungen gelten über die Verweisungsklausel gem. Art. 15 Abs. 4 S. 2 
analog für die „Observation zur Verhinderung von Straftaten von erheblicher Bedeutung“. 
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stimmungen in den beiden Vertragsstaaten (Art. 14 Abs. 3 Nr. 2). Während die Poli-
zei in Deutschland bei der Wahrnehmung dringender hoheitlicher Aufgaben über die 
Sonderrechte von der Einhaltung der Straßenverkehrsvorschriften befreit ist, gelten 
in der Schweiz diesbezüglich restriktivere Bestimmungen. Hieraus resultiert Schu-
lungsbedarf der Polizeibeamtinnen und -beamten bezüglich der jeweiligen verkehrs-
rechtlichen Bestimmungen. 
6.3.2 Grenzüberschreitende Nacheile (Art. 16) 
Art. 16 ermöglicht die grenzüberschreitende Verfolgung („Nacheile“) von Personen, 
die 
a) bei der Begehung oder Teilnahme an einer nach dem Recht des ersuchten Staates 
auslieferungsfähigen Straftat44 betroffen werden (Art. 16 Abs. 1 Nr. 1), 
b) aus der Haft, der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, der Si-
cherungsverwahrung oder amtlichen Gewahrsam geflohen sind45 (Art. 16 Abs. 1 
Nr. 2), 
c) sich einer Grenzkontrolle oder innerhalb eines Gebietes von dreißig Kilometern 
entlang der Grenze einer polizeilichen Kontrolle zum Zwecke der Bekämpfung 
der grenzüberschreitenden Kriminalität oder der Fahndung nach Straftätern ent-
ziehen (Art. 16 Abs. 7). 
Die nacheilenden Beamten haben die zuständigen örtlichen Behörden unverzüglich, 
in der Regel noch vor dem Grenzübertritt, zu unterrichten. Im Eilfall darf die Nachei-
le auch ohne vorherige Zustimmung erfolgen. Der Staat, auf dessen Gebiet die Ver-
folgung stattfindet, kann jederzeit die Einstellung der Nacheile verlangen. 
Die verfolgte Person darf durch die nacheilenden Beamten festgehalten werden, 
bis die Beamten des anderen Vertragsstaates die Identitätsfeststellung oder Festnah-
me vornehmen. 
Die allgemeinen Voraussetzungen der grenzüberschreitenden Nacheile sind in 
Art. 16 Abs. 4 geregelt: Hiernach müssen die nacheilenden Beamten u. a. zu ihrem 
eigenen Schutz und zur Transparenz für die Bevölkerung als solche erkennbar sein 
(Uniform, Armbinde, am Fahrzeug angebrachte Zusatzeinrichtungen, z. B. blaues 
Rundumlicht mit Magnethalterung). Weiter sind die nacheilenden Beamten im Rah-
men der Nacheile an das Recht des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet sie auf-
treten, gebunden.46
Festgenommene Personen können bis zu 6 Stunden zum Zwecke der Vernehmung 
festgehalten werden. Darüber hinausgehende Freiheitsentziehungen erfordern vor 
                                                 
44 Vgl. hierzu das Europäische Auslieferungsübereinkommen (1957), Art. 2 Nr. 1 S. 1: Ausgelie-
fert wird wegen Handlungen, die sowohl nach dem Recht des ersuchenden als auch nach dem 
des ersuchten Staates mit einer Freiheitsstrafe oder die Freiheit beschränkenden Maßregel der Si-
cherung und Besserung im Höchstmaß von mindestens einem Jahr oder mit einer schwereren 
Strafe bedroht sind. 
45 Vgl. hierzu das Europäische Auslieferungsübereinkommen (1957), Art. 2 Nr. 1 S. 2: Ist im Ho-
heitsgebiet des ersuchenden Staates eine Verurteilung zu einer Strafe erfolgt oder eine Maßregel 
der Sicherung und Besserung angeordnet worden, so muß deren Maß mindestens vier Monate 
betragen. 
46 Vgl. hierzu die Ausführungen unter Ziff. 4.5.  
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Ablauf dieser Frist ein Ersuchen um vorläufige Festnahme zum Zwecke der Auslie-
ferung. 
6.3.3 Einsatz verdeckter Ermittler auf dem Hoheitsgebiet des ersuchten 
Vertragsstaates (Art. 17, 18) 
Die Artikel 17 und 18 regeln den Einsatz von Beamten unter einer ihnen verliehenen 
veränderten Identität (verdeckte Ermittler) auf dem Hoheitsgebiet des ersuchten Ver-
tragsstaates 
a) zur Aufklärung von Straftaten (Art. 17) sowie 
b) zur Verhinderung von Straftaten von erheblicher Bedeutung (Art. 18). 
Voraussetzungen für den Einsatz verdeckter Ermittler sind 
• hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer rechtshilfefähi-
gen Straftat (Art. 17) bzw. eine auslieferungsfähige Straftat von erheblicher Be-
deutung (Art. 18), 
• die Zulässigkeit des Einsatzes verdeckter Ermittler zur Aufklärung der Straftat 
nach dem jeweiligen innerstaatlichen Recht, 
• die Aussichtslosigkeit oder wesentliche Erschwernis der Aufklärung des Sachver-
halts ohne die geplanten Ermittlungsmaßnahmen sowie 
• das Erfordernis eines zuvor an die zuständigen Behörden gestellten Ersuchens47. 
Beim Einsatz verdeckter Ermittler sind weiterhin bestimmte Schranken zu beach-
ten:So ist die Dauer des Einsatzes verdeckter Ermittler auf einzelne, zeitlich begrenz-
te Einsätze beschränkt. Die Leitung dieser Einsätze obliegt einem Beamten des er-
suchten Staates. Die Beendigung der Ermittlungen kann vom ersuchten Vertragsstaat 
jederzeit verlangt werden. 
Im Rahmen der Einsätze leistet der ersuchte Vertragsstaat die notwendige perso-
nelle und technische Unterstützung. 
6.3.4 Kontrollierte Lieferung (Art. 19) 
Art. 19 regelt Einzelheiten der sog. „kontrollierten Lieferung“48. Die Bestimmungen 
dieses Artikels orientieren sich an Art. 73 SDÜ, enthalten jedoch weitergehende Re-
gelungen49. Zu beachten ist dabei eine Subsidiaritätsklausel, d. h. die kontrollierte 
Lieferung ist nur dann zulässig, wenn das Ermittlungsziel auf andere Weise aus-
sichtslos oder wesentlich erschwert ist. Ziel ist es, Hinterleute und andere Tatbetei-
                                                 
47 In Fällen besonderer Dringlichkeit ist eine vorherige Zustimmung des anderen Vertragsstaates 
nicht erforderlich (Art. 17 Abs. 5 und Art. 18 Abs. 3). Das Ersuchen ist in derartigen Fällen un-
verzüglich nachzureichen. 
48 Kontrollierte Lieferung (Def.): verdeckte polizeiliche Überwachung des Transports einer be-
stimmten (illegalen) Ware mit dem Ziel, an die Empfänger dieser Lieferung oder sonstige Hin-
termänner zu gelangen. 
49 Der Anwendungsbereich des Art. 73 SDÜ erstreckt sich z. B. lediglich auf kontrollierte Liefe-
rungen beim unerlaubten Handel mit Betäubungsmitteln, während Art. 19 des deutsch-
schweizerischen Polizeivertrages darüber hinaus auch kontrollierte Lieferungen beim unerlaub-
ten Handel mit Waffen, Sprengstoffen, Falschgeld, Diebesgut und Hehlerware sowie Geldwä-
sche erfasst. 
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ligte eines solchen illegalen Handels zu ermitteln und Verteilerwege aufzuklären. 
Der ersuchte Vertragsstaat kann die kontrollierte Lieferung beschränken oder ableh-
nen, wenn von der Ware ein nicht vertretbares Risiko für die am Transport beteilig-
ten Personen oder für die Allgemeinheit ausgeht. 
Im Falle der Gestattung einer kontrollierten Lieferung obliegen dem ersuchten 
Staat Kontrollaufgaben, z. B. die Vermeidung von Kontrollunterbrechungen nach 
Übernahme der Lieferung beim Grenzübertritt oder die Sicherstellung des jederzeiti-
gen Zugriffes auf die Lieferung und die Täter. Dies setzt nicht notwendig voraus, 
dass sich ständig Beamte in unmittelbarer Nähe der Lieferung aufhalten. Vielmehr ist 
es auch denkbar, dass die Ware mittels eines Peilsenders jederzeit geortet werden 
kann, um einen sofortigen Zugriff zu erlauben. 
Beamte des ersuchenden Vertragsstaates können nach vorhergehender Absprache 
mit dem ersuchten Vertragsstaat die kontrollierte Lieferung nach der Übernahme zu-
sammen mit den Beamten des ersuchten Vertragsstaates weiter begleiten. 
6.3.5 Austausch von Beamten (Art. 21, 22) 
Artikel 21 und 22 ermöglichen den Austausch von Beamten beider Vertragsstaaten 
ohne bzw. mit Wahrnehmung hoheitlicher Befugnisse. 
Auf der Grundlage des Art. 21 sind besondere Kooperationsformen, z. B. regel-
mäßige Kontakte, das Tätigwerden50 von Beamten des einen Vertragsstaates im an-
deren Vertragsstaat für einen bestimmten Zeitraum und für Angelegenheiten von 
grenzüberschreitender Art möglich; die Regelung ist bewusst offen gehalten und soll 
dadurch den Polizeibehörden in den Grenzgebieten Flexibilität bei der Zusammenar-
beit ohne Wahrnehmung hoheitlicher Befugnisse im jeweils anderen Staatsgebiet 
ermöglichen. 
Dagegen ist die Regelung des Art. 22 weitergehender: Sie erlaubt die Heranzie-
hung von Beamten des einen Vertragsstaates zur Wahrnehmung von Polizeiaufgaben 
einschließlich hoheitlicher Befugnisse durch Unterstellung unter die zuständigen 
Stellen des anderen Vertragsstaates. 
Voraussetzung hierfür ist das „Vorliegen dringender Bedürfnisse51“. Der Aus-
tausch der Beamten kann sowohl zu präventiven Zwecken (Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung) als auch zu repressiven Zwecken (Bekämp-
fung von Straftaten) erfolgen. Die Unterstellung setzt voraus, dass beide Vertrags-
staaten ein diesbezügliches Einvernehmen herstellen. Hoheitliches Handeln der un-
terstellten Beamten ist in derartigen Fällen nur unter der Leitung einsatzführender 
Stellen und in der Regel in Anwesenheit von Beamten des anderen Vertragsstaates 
zulässig. 
                                                 
50 Hoheitliches Handeln ist hiervon ausgenommen. 
51 Art. 22 Abs. 3 definiert den Begriff „dringendes Bedürfnis“ wie folgt: „... wenn der Erfolg einer 
erforderlichen polizeilichen Maßnahme ohne einen Einsatz von Beamten gem. (Art. 22) Absatz 1 
vereitelt oder ernsthaft gefährdet würde, bei der Bekämpfung von Straftaten, wenn ohne den Ein-
satz von Beamten gemäß (Art. 22) Absatz 1 die Ermittlungen aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wären.“ 
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7 Bewertung 
Der deutsch-schweizerische Polizeivertrag stellt die bilaterale polizeiliche Koopera-
tion auf eine tragfähige völkerrechtliche Grundlage. Der Vertrag lehnt sich, bis in 
zahlreiche Formulierungen hinein, an das Schengener Durchführungsübereinkom-
men an – geht jedoch, gemessen an den unterschiedlichen Standards der Polizeiko-
operation zwischen den Schengen-Staaten52, außergewöhnlich weit. Dies ist deutli-
ches Indiz dafür, dass die Bereitschaft der Schweiz, im Interesse der internationalen 
Kriminalitätskontrolle ihre Gebietshoheit zu beschränken und zugunsten der Bundes-
republik Deutschland Ausnahmen von der Gebietsausschließlichkeit zuzulassen, 
größer ist als die manches EU-Mitgliedstaates. 
 
                                                 




EUROPOL – eine Chance in der Kriminalitätsbekämpfung1
1 Problemstellung und Ziel der Arbeit 
Im Folgenden soll ein Überblick gegeben werden: über die Entwicklung, über die 
momentan2 herrschenden Zustände von EUROPOL sowie über die Aussichten für 
die Zukunft. 
Dabei werden Themenbereiche angeschnitten, die aufgrund des Umfanges hier 
nicht ausführlich behandelt werden können. 
Weiterhin ist noch anzumerken, dass dieses Themengebiet leider fast ausschließ-
lich in diversen Zeitungen und Zeitschriften beleuchtet wurde, so dass eine wer-
tungsfreie Informationsbeschaffung schwierig war. 
2 Wirtschaftlich-politische Einigung der europäischen Länder 
Zum besseren Verständnis der politischen Zusammenarbeit auf europäischer Ebene 
in Form der jetzigen EUROPOL-Konvention ist es notwendig, zunächst die 
wichtigsten Schritte der politischen und wirtschaftlichen Einigung Europas kurz zu 
beleuchten. 
                                                
Nach dem zweiten Weltkrieg setzte sich bei den maßgeblichen Politikern die Er-
kenntnis durch, dass es keine Alternative zur europäischen Einigung gab. 
1948 entstand als Zusammenschluss von zehn Staaten der „Europarat“. Dessen 
Ziele waren zunächst mehr ideeller Art (Verabschiedung der Menschen-
rechtskonvention, Errichtung des Europäischen Gerichtshofes). 
1952  koordinierten die Benelux-Länder, Frankreich, Italien und Deutschland ihre 
wirtschaftlichen Interessen in der „Montanunion“. 
1953 wurde die „Europäische Verteidigungsgemeinschaft“ geschaffen, welche aber 
nie Realität wurde, weil sie Frankreich ablehnte. 
1997 schlossen sich die sechs Gründerstaaten in den „römischen Verträgen“ zur 
„Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft“ (EWG) und „Europäischen Atom-
gemeinschaft“ (EURATOM) zusammen. 
 Kernstück der EWG war eine Zollunion, welche die vier Freiheiten – nämlich 
freier Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital – gewähr-
leisten sollte. 
1992 wurde mit der Unterzeichnung des Vertrages von Maastricht die „Europäi-
sche Union“ geschaffen. Als Eckpfeiler gelten: 
• der frühere EWG-Vertrag 
• die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
• die Zusammenarbeit bei Innen- und Rechtspolitik (u.a. EUROPOL). 
 
ahr. 
* PK Maik Hübner gehört der Berliner Polizei an und nimmt seine Polizeiaufgaben u. a. als 
Wachleiter im Abschnitt 34 des Polizeipräsidiums Berlin w
1 Anm. des Herausgebers: Die nachfolgende Abhandlung ist presserechtlich bedingt und beruht 
auf einer vom Verfasser im Rahmen seines Studiums im Seminar Kriminalistik der Fachhoch-
schule für Verwaltung und Rechtspflege Berlin angefertigten Hausarbeit. 
2 Die Bestandsaufnahme ist vom Ende der 1990er Jahre. 
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3 Brennpunkt Europa 
3.1 Neue geographische und staatsrechtliche Situation 
Während der Zeit des „Kalten Krieges“ ermöglichte der „Eiserne Vorhang“ einen 
Übertritt erst nach strengen und allumfassenden Kontrollen. Nach den Umbrüchen in 
Osteuropa zwingt die neue Situation zu besonderen Vorkehrungen gegen uner-
wünschten Zuzug von internationalen Rechtsbrechern, besonders aus den Mittel-
Osteuropäischen Staaten (MOE-Staaten). 
Der sich nun entwickelnde Tourismus führte zu einer unüberschaubaren Massen-
bewegung, die eine Liberalisierung der Grenzkontrollen erzwang.  
Vor allem in Europa vollzog sich ein politischer Prozess der Integration, der im 
Zuge der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, die Grenzen zwischen den beteiligten 
Staaten durchlässiger machte. Fragen zur Inneren Sicherheit blieben dabei zunächst 
unberücksichtigt. 
Eine politische Einigung zur Verbesserung dieser Situation standen (und stehen) 
die unterschiedlichen, über Jahrhunderte gewachsenen Rechtssysteme und nationale 
Vorbehalte entgegen. Kein Staat wollte eigene Souveränitätsrechte auf übergeordne-
te Einrichtungen delegieren. 
All dies erweiterte den Aktionsraum für reisende Straftäter und erschwerte die 
Bekämpfung des internationalen Verbrechertums. 
3.2 Die Beteiligung von INTERPOL 
INTERPOL richtete 1988 am Sitz des Hauptquartiers ein entsprechendes Europäi-
sches Regionalsekretariat ein. 
3.2.1 Europäisches Regionalsekretariat 
Das Europäische Regionalsekretariat hatte das Ziel: 
„...zu versuchen, im Europa des gemeinsamen Marktes wie auch im größeren 
INTERPOL-Europa mit seinen 35 Ländern Tätigkeit der Organisation dynami-
scher zu fördern. Es gibt viel zu tun in der Region Europa, auf die schließlich 80% 
der Arbeit von INTERPOL entfallen.3“ 
Dem Europasekretariat – zuständig für alle europäischen INTERPOL-Mitgliedslän-
der – sollen planmäßig ca. 20 Mitarbeiter angehören. Hier arbeiten Beamte aus ver-
schiedenen Ländern des Kontinentes. Sie bringen Kenntnisse ihrer Heimatsprache 
sowie über die nationalen Strukturen, Gesetze etc. des Entsendelandes ein und sollen 
eine rasche und umfassende Beschaffung von Information sicherstellen. Hier zeigt 
sich bereits das Grundmodel für das zukünftige EUROPOL. 
3.2.2 EUROPOL – INTERPOL: ein problematisches Verhältnis 
Die vorgesehene Einrichtung einer EUROPOL-Dienststelle kollidiert in Bereichen 
mit den Interessen des Europa-Sekretariats von INTERPOL. Es wird detaillierter 
Absprachen bedürfen, eine Zweigleisigkeit oder sogar Konkurrenz zu vermeiden. 
                                                 
3 Bresler, Fenton: „INTERPOL“, in: „Blick nach vorn“, S. 501; zit. nach Lehr- und Studienbriefe 
Kriminalistik, S. 36. 
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Vorerst soll das Prinzip der Erstansprache gelten, d. h. wer zuerst als Vermittler an-
gesprochen wird, soll für die Gesamterledigung zuständig sein. 
4 Zusammenarbeit innerhalb der EU im Bereich innere Sicherheit 
4.1 TREVI-Kooperation 
Ende der 60er und verstärkt zu Beginn der 70er Jahre ereigneten sich in verschiede-
nen europäischen Staaten terroristische Anschläge. Die Täter drohten mit ihren At-
tentaten, Raubüberfällen und Entführungen die staatliche Ordnung erheblich zu be-
einträchtigen. Daher verständigten sich zuständige Minister der EG über eine ge-
meinsame Abwehr dieser Bedrohung (Vollzug der Beschlüsse des Europäischen Ra-
tes vom 02.12.1975). Es wurde eine Arbeitsgruppe unter der Bezeichnung 
TREVI ­ Terrorisme, Radicalisme, Extremise, Violence International 
(Internationaler Terrorismus, Radikalismus, Extremismus, Gewalt) eingerichtet, um 
gemeinsame Abwehrkonzepte zu entwickeln. Dies wurde notwendig, weil 
INTERPOL zunächst eine Hilfestellung bei „politisch motivierten Straftaten“ sat-
zungsgemäß ablehnen musste. 
4.1.1 Aufgaben von TREVI 
Die ursprünglich beschriebene Aufgabenstellung definierte die Ministerrunde am 
15.06.1990 neu. Sie benannte in einem Aktionsprogramm die Bereiche und Metho-
den einer Zusammenarbeit. Im Zusammenhang mit dem konzipierten Wegfall der 
Binnengrenzen im EG-Raum beschlossen sie u.a.: 
• Austausch von Experten und Verbindungsbeamten 
• Zusammenarbeit bei den Kontrollen an den Außengrenzen 
• Prüfung eines gemeinsamen Fahndungs- und Informationssystems 
Das weiterführende Programm umfasste dazu u.a. folgende Aktionsbereiche: 
• Terrorismusbekämpfung 
• Bekämpfung des illegalen Drogenhandels 
• Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
• Bekämpfung der illegalen Einwanderung 
• Verbesserung und Angleichung der Polizeitechnik usw. 
4.1.2 Themen und Organisation von TREVI 
Im Rahmen der Vorgaben wurden u.a. folgende Themen behandelt und die entspre-
chenden Maßnahmen aufeinander abgestimmt: 
TREVI I Terrorismusbekämpfung) 
TREVI II (Allgemeine Polizeiangelegenheiten) 
TREVI III (Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und Rauschgiftkriminalität) 
Für die Behandlung dieser Aufgaben wurden drei Organisationsebenen gebildet, 
nämlich die „Expertenebene“, die „Ebene der Hohen Beamten“ und die „Minister-
ebene“. 
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Die „Expertenebene“ umfasst die drei Arbeitsgruppen TREVI I, II, III; ergänzt 
durch die ad-hoc-Arbeitsgruppen: 
• TREVI 92: 
Ausgleichsmaßnahmen für den Wegfall der Kontrollen an den Binnengrenzen (1988-
1992) 
• TREVI EUROPOL: 
Vorbereitung der Errichtung einer europäischen kriminalpolizeilichen Zentralstelle 
• TREVI International: 
Bekämpfung des organisierten Verbrechens. 
Alle Arbeitsgruppen entwickeln gemeinsame polizeiliche Konzepte sowie Mög-
lichkeiten einer erleichterten Zusammenarbeit im Bereich der EG. Sie legen ihre 
Vorschläge dem Gremium der Hohen Beamten zur weiteren Behandlung vor. 
Die „Ebene der Hohen Beamten“ ist ein Gremium bestehend aus den Leitern der 
Polizeiabteilungen bei den Ministerien und den vergleichbaren Generaldirektoren für 
Innere Sicherheit. Das Gremium prüft die Vorschläge und legt sie dem Ministeraus-
schuss vor. Die Hohen Beamten können der Expertenebene Aufträge erteilen und Er-
ledigungsfristen setzen. 
Die „Ministerebene“ ist das Gremium der für die Innere Sicherheit zuständigen 
Minister, teils Innen-, teils Justizminister. Die Minister sollen nach Beratung und Zu-
stimmung für die Umsetzung der Beschlüsse in ihren Ländern sorgen. 
Zusätzlich gibt es eine TROIKA-Gruppe zur Aufrechterhaltung von Kontakten 
und Organisation der Zusammenarbeit mit Nicht – EG-Staaten. 
4.2 Das Schengener Abkommen 
Das Schengener Abkommnen wurde 1985 von Frankreich, den Niederlanden, Bel-
gien, Luxemburg und Deutschland ausgehandelt und ging von der Abschaffung der 
Personenkontrollen an den Binnengrenzen dieser Länder aus. 
4.2.1 Absichten und Planungen 
Im Abkommen werden alle Signatarstaaten aufgefordert, polizeiliche Ausgleichs-
maßnahmen zu vereinbaren. Im Einzelnen wurde u. a. geregelt: 
• die Erleichterung der Zusammenarbeit 
• die Errichtung eines gemeinsamen EDV-Systems für die Fahndung 
• die Beschleunigung und Vereinfachung der Rechtshilfe 
• der Austausch von Verbindungsbeamten 
• die Harmonisierung von Gesetzen. 
Dieser Vorausentscheidung folgten dann auch 1987 die Beschlussgremien der Euro-
päischen Union mit dem Erlass der Europäischen Einheitsakte. 
4.2.2 Ergebnisse 
Der vom Schengener Abkommen umrissene Verhandlungsrahmen mündete am 19.6. 
1990 in das Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ). Am 26.03.1995 trat 
das Übereinkommen insoweit in Kraft, sodass auf Personenkontrollen an den Bin-
nengrenzen verzichtet wird. Zum Ausgleich für die Einstellung aller Kontrollen steht 
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ein zentrales Auskunftssystem zur Verfügung. Das Schengener Informationssystem 
(SIS) besteht aus einem automatisierten gemeinsamen Fahndungssystem. 
Allen bisherigen Formen grenzüberschreitender Maßnahmen zur Verbrechensbe-
kämpfung fehlen immer noch die Vernetzung der Informationen, die umfassende 
Analyse sowohl in strategischer als auch in operationeller Hinsicht mit sensiblen Da-
ten und das gemeinsame koordinierte Vorgehen. 
5 Maastrichter Verträge 
5.1 Zustandekommen der Verträge 
Die Einheitliche Europäische Akte von 1986 sah die Errichtung eines europäischen 
Binnenmarktes mit offenen Grenzen vor. Gerade diese Möglichkeiten öffneten be-
sonders der Organisierten Kriminalität (Drogenhandel, Menschenhandel, Geldwä-
sche etc.) einen ungeahnten Spielraum, so dass grenzüberschreitende polizeiliche 
Maßnahmen zur Verbrechensbekämpfung geschaffen werden mussten. 
Die TREVI-Kooperation und das Schengener Abkommen brachten gute Ansätze, 
aber die erhofften Erfolge stellten sich nicht ein. 
Auch INTERPOL als grenzüberschreitende Polizeieinrichtung hat nur unzurei-
chende Möglichkeiten, für die EU unterstützend tätig zu werden. 
So hat sich erwiesen, dass in Westeuropa gegen Subventionsbetrüger, Geldwä-
scher, reisende Raub- und Einbruchsbanden in mehreren Ländern Europas gleichzei-
tig Ermittlungsverfahren angelaufen waren, ohne dass die jeweiligen Polizeibehör-
den voneinander wussten. 
Solche Unzulänglichkeiten veranlassten die deutschen Politiker 1991 im Europäi-
schen Rat darauf zu drängen, innerhalb der EU die Asyl-, Einwanderungs-, Auslän-
der- und Rechtspolitik der europäischen Staaten zu harmonisieren und eine einheitli-
che europäische polizeiliche Zentralstelle zu schaffen. 
5.2 Planung von EUROPOL 
Im Dezember 1991 verabschiedeten die Politiker der EG-Saaten den „Maastricher 
Vertrag“ über die Schaffung der Europäischen Union. Generell schreibt der Vertrag 
die Beachtung des Subsidiaritätsprinzips vor und verfolgt einen föderalen Aufbau 
der EU. 
Dies soll einem zu befürchtenden Zentralismus und mangelnder Demokratie ent-
gegenwirken. Gleichzeitig ist dieses Prinzip auch eine erhebliche Hürde für eine ge-
meinsame supranationale Polizeibehörde. 
Das zeigt sich auch in dem drei Gemeinschaftssäulen, welche unterschiedlich ge-
handhabt werden: 
• Säule 1: Wirtschafts- und Sozialpolitik (vergemeinschaftet!) 
• Säule 2: Außen- und Sicherheitspolitik (angestrebt) 
• Säule 3: Justizpolitik / Inneres (Angelegenheiten von gemeinsamen Interesse). 
D. h., polizeiliche Aufgaben werden im Bereich der dritten Säule auf Grundlage „in-
tergouvernementaler Zusammenarbeit“ gelöst. Das besagt, die Regierungen der Mit-
gliedsstaaten behalten auf diesen Feldern weiterhin die alleinige Zuständigkeit. Das 
bedeutet weiterhin, dass im Bereich der dritten Säule nur mit allen Mitgliedsstaaten 
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einvernehmlich gehandelt werden kann. Mit diesen Einschränkungen sieht der Ver-
trag die Einrichtung einer Euro-Unions-Polizeidienststelle mit dem Namen 
„EUROPOL“ vor. 
Im Artikel K1, Nr. 9 im sechsten Abschnitt des EU-Vertrages wird diese  „Ange-
legenheit von gemeinsamen Interesse“ umrissen als 
„die polizeiliche Zusammenarbeit zur Verhütung und Bekämpfung des Terroris-
mus, des illegalen Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender formen der in-
ternationalen Kriminalität, erforderlichenfalls einschließlich bestimmter Aspekte 
der Zusammenarbeit im Zollwesen, in Verbindung mit dem Aufbau eines unions-
weiten Systems zum Austausch von Informationen im Rahmen eines europäischen 
Polizeiamtes (EUROPOL).4“ 
5.3 Vorkonventionale Phase 
Nachdem der Vertrag in allen Mitgliedsstaaten ratifiziert wurde (Deutschland am 
21.12.1992) wurde die TREVI-Kooperation durch den Artikel K im EU-Vertrag er-
setzt. 
Weiterhin wurde ein „aus hohen Beamten bestehender Koordinierungsausschuss“ 
gebildet, der sich in drei Lenkungsgruppen unterteilt: 
• Bereich 1: Einwanderung und Asyl 
• Bereich 2: Polizei und Zoll 
• Bereich 3: Justizielle Zusammenarbeit. 
Die Detailarbeit leisten Arbeitsgruppen, so z.B., im Bereich zwei die EUROPOL-
Arbeitsgruppe. Ihr obliegt es, den Entwurf für einen europarechtlichen Vertrag mit 
den notwendigen Rechtsgrundlagen für EUROPOL zu schaffen. 
5.4 Zwischenschritte 
Da sich die Errichtung einer EUROPOL-Dienststelle verzögerte, vereinbarten die 
TREVI-Minister die Einrichtung eines EUROPOL-Aufbaustabes. Diese Dienstelle 
übernahm bis zur Verabschiedung der Konvention einen Teil der für EUROPOL 
vorgesehenen Aufgaben, insbesondere die Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität 
und der damit verbundenen Geldwäsche, die erforderliche Informationssammlung 
betreiben, Analysen erstellen und schnell und unbürokratisch zur Verfügung stellen. 
Diese Dienstelle nahm ihre Arbeit am 01.09.1992 unter der Bezeichnung „Euro-
päische Drogen-Einheit“ (EDE) in Straßburg ihren Dienst auf. Sie unterteilte sich in: 
• ELO-Sektion (EUROPOL Liaison Officers) 
Verbindungsstelle zu den jeweiligen National Criminal Intelligence Service 
(NCIS) 
• IT-Sektion (Informations-Technik) 
Informationsnutzung, Ausbau, Pflege und Nutzerbetreuung des DV-Kommunika-
tionsnetzes 
• Analyse-Sektion 
Zur Sichtung und Auswertung der von der EDE zur Verfügung gestellten Infor-
mationen 
                                                 
4 Lehr- und Studienbriefe Kriminalistik, S. 45. 
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Durch ein Ministerial-Agreement der Innen- und Justizminister der EU-Staaten vom 
Juni 1993 (mit Wirkung vom 30.10.1993) billigten sie der Straßburger Dienststelle 
eine EUROPOL-Vorläuferfunktion zu und bestimmten Den Haag als deren dauerhaf-
ten Dienstsitz. 
Am 03.01.1994 vollzog sich der Umzug von EDE (EUROPOL-
Drogeneinheitnach) Den Haag und nahm dort unter dem Namen EUROPOL-
Drogenstelle (EDS) die Arbeit auf. 
5.5 Ergebnisse 
Der Ende 1993 vorgelegte Entwurf der Polizeikonvention sah vor, dass sich die Ein-
richtung auf die Förderung der Effizienz beim Informationsaustausch konzentrieren 
soll. Im 2. Halbjahr 1994 wurde der unter deutschen Vorsitz überarbeitete Konventi-
onsentwurf zur Vorlage gebracht. Dem folgte am 19.12.1994 eine EG-
Ministerkonferenz, die eine Mandatserweiterung für EDS beschloss. Diese Minister-
vereinbarung fand ihren Niederschlag in der „Joint-Action“ vom 10.03.1995, die am 
20.03.1995 in Kraft trat. Die Erweiterung erstreckt sich nun zusätzlich auch auf den 
Handel mit radioaktiven Stoffen, Schleuserkriminalität und Kfz-Verschiebung. 
Weiterhin problematisch waren die widerstreitenden Vorstellungen über die Sys-
temstruktur, die Handhabung personenbezogener Daten, die Datenschutzproblematik 
mit ihrer rechtlichen Anbindung und Überprüfbarkeit durch die Justiz, sowie unter-
schiedliche Auffassungen über die Bekämpfung des Terrorismus (Spanien ÙGroß-
britannien). 
Da noch einige Rechtsakte zu erlassen sind, ist der Zeitpunkt der vollständigen 
Installierung von EUROPOL schwerlich zu bestimmen und dürfte noch einige Zeit 
dauern. 
6 EUROPOL 
Die Offizielle Anschrift von EUROPOL lautet: Raamweg 47, Den Haag – Nieder-
lande; Postanschrift ist: PO Box 90850, NL-2509 LW Den Haag – Neederlands. 
Fernmündlich erreichbar ist EUROPOL unter: ℡ 0031-70-3025302,  0031-70-
3180800,  info@europol.eu.int,  http://www.europol.eu.int. 
EUROPOL wird durch die Beiträge der Mitgliedsstaaten finanziert und hatte 1998 
einen Haushalt von 9,98 Mio. € und 1999 bereits 18,89 Mio. €. 
Zum Gesamtetat für die Dienststelle trägt Deutschland zu 27% bei. Die Besol-
dung der Mitarbeiter erfolgt durch die Entsendestaaten. Gegenwärtig5 umfasst das 
Personal ca. 155 Personen aus allen Mitgliedsstaaten, davon 41 Verbindungsbeamte, 
die den nationalen Strafverfolgungsbehörden angehören. Die Mitarbeiter bleiben un-
eingeschränkt Angehörige des Entsendestaates. 
6.1 Aufgaben und Ziele von EUROPOL 
EUROPOL hat vorrangig die Aufgabe: 
• den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedsstaaten zu erleichtern, 
                                                 
5 1999. 
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• Informationen und Erkenntnisse zu sammeln, zusammenzustellen und zu analy-
sieren, 
• die zuständigen Behörden der Mitgliedsstaaten über die sie betreffenden Informa-
tionen und die in Erfahrung gebrachten Zusammenhänge von Straftaten unverzüg-
lich zu unterrichten sowie 
• eine automatisierte Informationssammlung zu unterhalten. 
Als Voraussetzung für eine Zuständigkeit der jetzigen und zukünftigen EUROPOL-
Dienststelle gelten die Essentials: 
• der jeweilige Fall muss die Interessen von mindestens zwei Mitgliedsstaaten 
tangieren und 
                                                
• muss von einiger Bedeutung sein (Ausschluss von Bagatellfällen). 
• Es darf keine Exekutivmaßnahmen aus eigener Entschließung oder in Alleinzu-
ständigkeit geben. 
Weiterhin sieht ein Anhang zur EUROPOL-Konvention u. a. weitere geplante Zu-
ständigkeiten vor: 
• Vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung 
• Illegaler Handel mit Organen und menschlichem Gewebe 
• Entführung, Freiheitsberaubung, Geiselnahme 




• Umweltkriminalität usw. 
Zur Zeit unterstützt EUROPOL als nicht einsatzbezogener Stab die Polizeien der 
Mitgliedsstaaten bei der Bekämpfung: 
• des illegalen Drogenhandels 
• des illegalen Handels mit radioaktiven der nuklearen Materialien 
• der Schleuserkriminalität 
• des Verschiebens von hochwertigen Kraftfahrzeugen. 
„EUROPOL hat das Ziel, im Rahmen der Zusammenarbeit der Mitgliedsstaa-
ten...die Leistungsfähigkeit der zuständigen Behörden der Mitgliedsstaaten und ih-
re Zusammenarbeit zu verbessern im Hinblick auf die Verhütung und die Bekämp-
fung des Terrorismus, des illegalen Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender 
Formen der internationalen Kriminalität, ... .6“ 
6.2 „Informations-Architektur“ von EUROPOL 
Die Methode der Informationsverarbeitung – das, was man auch „Informations-Ar-
chitektur nennt – beruht auf drei Säulen, dem „Informationssystem“, den „Arbeits-
dateien“ und dem „Indexsystem“. 
 
6 Auszug aus Artikel 3 des EUROPOL-Übereinkommens; Quelle: http://www.europol.eu.int/legal/ 
de.htm. 
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6.2.1 Informationssystem 
Die Daten für das Informationssystem werden von den Mitgliedsstaaten (nationalen 
Stellen, Verbindungsbeamten, unter Umständen von EUROPOL selbst) eingegeben. 
Die Länder der Bundesrepublik sind von einem direkten Verkehr mit EUROPOL 
ausgeschlossen. Die Zugriffsregelung entspricht der Eingabebefugnis und die hat für 
Deutschland nur das Bundeskriminalamt (BKA). 
Der zulässige Inhalt des Informationssystems ist auf der ersten Stufe recht be-
schränkt. Es dürfen nur folgende Angaben umfassen: 
• Name, Geburtsname, Vorname, (Aliasnamen) 
• Geburtsdatum, Geburtsort 
• Staatsangehörigkeit 
• Geschlecht 
• Körperliche Merkmale 
Auf weiteren Stufen können zusätzliche Informationen übermittelt werden, deren Art 
und Umfang nicht eingegrenzt ist; z. B.: 
• Straftaten, Tatvorwürfe, Tatzeiten, Tatorte, 
• Tatmittel, 
• Aktenzeichen und aktenführende Dienststellen, 
• Verdacht der Zugehörigkeit zu kriminellen Organisationen etc. 
Hier bestehen allerdings datenschutzrechtliche Probleme, die der Klärung bedürfen. 
6.2.2 Arbeitsdateien 
Zu Analysezwecken kann EUROPOL Arbeitsdateien neben nicht personenbezoge-
nen Daten auch Daten über Personen speichern, verändern oder nutzen, die 
• im Informationssystem bereits erfasst wurden,  
• als Zeugen in Betracht kommen, 
• die Opfer einer Straftat werden können, 
• Kontakt- und Begleitperson sind sowie 
• Informationen über betreffende Straftaten liefern können. 
Für jedes Analyseobjekt wird eine Analysegruppe gebildet, in der Analytiker und 
sonstige von der EUROPOL-Leitung benannte EUROPOL-Bedienstete mit den Ver-
bindungsbeamten und/oder Sachverständigen der Mitgliedsstaaten zusammenarbei-
ten. 
Sowohl der Kreis der speicherbaren Daten wie derjenigen der potentiell betroffe-
nen Personen ist bei den Arbeitsdateien noch einmal größer als beim Informations-
system. 
6.2.3 Indexsystem 
Dieses dritte Datenverarbeitungssystem soll die in den Arbeitsgruppen gespeicherten 
Daten erschließen. Verknüpfungen und Rückschlüsse in bezug auf den Inhalt der Da-
teien sollen ausdrücklich nicht möglich sein, so dass es sich nicht um ein Auskunfts-
system sondern wirklich nur um einen Index handelt. 
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6.3 Datenschutz 
6.3.1 Datenschutzkontrolle 
Die Datenschutzkontrolle wird gegenwärtig noch durch die nationalen Datenschutz-
beauftragten in dem Bereich ausgeübt, in dem ihre nationalen Verbindungsleute tätig 
sind, d.h., die Zusammenarbeit erfolgt unter Beachtung des jeweils geltenden natio-
nalen (Datenschutz-) Rechts. 
Nach Inkrafttreten der EUROPOL-Konvention wird die Installation einer 
EUROPOL-Datenschutzkommission angestrebt. 
Dazu haben deutsche Datenschützer bereits vorsorglich Bedenken angemeldet. 
Sie befürchten, deutsche Bürger könnten im EU-Ausland zu polizeilichen Ver-
nehmungen geladen werden, weil ihre Daten von den deutschen Ermittlungsbehör-
den über die EUROPOL-Verbindungsbeamten an andere Länder weitergegeben 
worden seien. 
Dort aber unterlägen sie nicht den gleichen strengen Vernichtungsverpflichtungen 
wie in Deutschland. Dies sei nach den vorliegenden Plänen um so mehr zu befürch-
ten, weil alle Daten die im Informationssystem erfasst worden sind, weitergeleitet 
werden könnten.  
Selbst wenn der Fall für die deutschen Behörden erledigt sei, läge es im Ermessen 
der Partnerländer, ihre Ermittlungen fortzusetzen. 
Hier ist es nun wichtig solchen Bedenken mit standardisierten Datenschutzbe-
stimmungen entgegen zu treten. 
6.3.2 Zweckbindung 
Daten dürfen nur zu den in der Konvention festgeschriebenen Zwecken genutzt wer-
den. Dies bedeutet das alle personenbezogenen Daten nur zu dem Zweck übermittelt 
oder genutzt werden, die in den Zuständigkeitsbereich von EUROPOL fallende Kri-
minalität und die sonstigen schwerwiegenden Formen der Kriminalität zu verhüten 
und zu bekämpfen. 
6.3.3 Auskunftsrecht 
Jede Person (EU-Bürger oder Drittstaatler) kann in jedem beliebigen Mitgliedsstaat 
einen Antrag auf Auskunft über ihn betreffende Daten einreichen. Die nationale Stel-
le reicht diesen Antrag an EUROPOL weiter. Binnen drei Monaten muss der Antrag 
bearbeitet und beschieden sein. 
Der Umfang des Auskunftsanspruchs richtet sich nach der Rechtslage des „Einrei-
cherstaates“. Wird dort lediglich ein „indirektes Auskunftsrecht“ (also reine Recht-
mäßigkeitsüberprüfung) gewährt, prüfen EUROPOL und die betroffenen Mitglieds-
staaten auch nur diesen Anspruch. Garantiert der „Einreicherstaat“ hingegen das „di-
rekte Auskunftsrecht“ (Bekanntgabe der gespeicherten Daten), so ist diese Forderung 
zu überprüfen. Die Auskunft kann ganz oder teilweise verweigert werden, wenn dies 
geschiueht zum Schutz von 
• ordnungsgemäßer Erfüllung der Aufgaben von EUROPOL, 
• Sicherheit und Ordnung der Mitgliedsstaaten oder der zur Bekämpfung von Straf-
taten, 
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• Rechten und Freiheiten Dritter. 
Ist der Antragsteller mit dem Bescheid (z.B. Auskunftsverweigerung) nicht einver-
standen, so kann er sich an die gemeinsame Kontrollinstanz wenden. 
6.3.4 Recht auf Berichtigung und Löschung 
EUROPOL muss fehlerhafte oder unrechtmäßig gespeicherte Daten selbständig be-
richtigen, bzw. löschen und die mit diesen Daten ggf. bereits befassten Stellen ent-
sprechend informieren. Den Anstoß dazu können eigene Erkenntnisse oder der An-
trag eines Betroffenen geben. 
Dies gilt auch für Daten in automatisierten oder nichtautomatisierten Dateien so-
wie in Akten. 
6.3.5 Speicherungsfristen und Löschfristen 
Daten dürfen nicht beliebig „auf Vorrat“ gespeichert werden, sondern nur, falls und 
solange es zur Erfüllung der Aufgaben von EUROPOL erforderlich ist. Spätestens 
nach drei Jahren ist die Erforderlichkeit durch die eingebende Stelle zu überprüfen. 
Bestimmte personenbezogene Daten müssen einmal pro Jahr im Hinblick auf die 
weitere Speicherung überprüft werden und sind spätestens drei Jahre nach dem Er-
eignis welches ihre ursprüngliche Speicherung rechtfertigte, zu löschen. 
6.3.6 Kontrollinstanzen 
Ähnlich der Funktion von Datenschutzbeauftragten werden eine gemeinsame, über-
geordnete (europäische) und verschiedene (nationale) Kontrollinstanzen eingerichtet. 
Die gemeinsame Kontrollinstanz wird aus Vertretern der nationalen Kontrollin-
stanzen gebildet. Sie überwacht die Rechtmäßigkeit der Speicherung, Verarbeitung, 
Nutzung und Übermittlung von Daten durch EUROPOL. Sie ist weisungsgebunden 
und hat umfassende Zutritts- und Auskunftsrechte bezüglich Dateien und Akten. 
Sie ist gleichzeitig Beschwerdeinstanz für Betroffene, deren Ersuchen auf Aus-
kunft, Berichtigung oder Löschung bisher nicht stattgegeben wurde. 
6.4 Bemerkungen 
6.4.1 Juristische Bestimmungen 
EUROPOL besitzt Rechtspersönlichkeit mit allen sich daraus ergebenden Konse-
quenzen. Für Schäden, die durch in rechtlicher oder sachlicher Hinsicht fehlerhafter 
Daten entstanden sind, haftet der verursachende Mitgliedsstaat. Bei Uneinigkeit über 
den Verursacher entscheidet der (EUROPOL-) Verwaltungsrat mit 2/3 Mehrheit. Der 
geschädigte Bürger kann dann Rechtsschutz nach den Vorschriften des verursachen-
den Mitgliedsstaates in Anspruch nehmen. Ihm steht dafür der Rechtsweg dieses 
Staates offen. 
Ähnliches gilt auch für sonstige Haftung von EUROPOL. Direkte Ansprüche an 
die Behörde EUROPOL sind bei entsprechendem Verschulden zulässig. Der Rechts-
weg selbst eröffnet sich dann wieder über die jeweiligen nationalen Gerichte. 
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6.4.2 Nationale Stellen und Verbindungsbeamte 
In jedem Mitgliedsstaat besteht eine einzige „nationale Stelle“ (in Deutschland das 
BKA) als Verbindung zu und als Ansprechpartner von EUROPOL. Diese Stelle ist 
verpflichtet, aus eigener Initiative oder auf Anfrage relevante Erkenntnisse (Daten) 
an EUROPOL weiterzuleiten. 
Die Datenübermittlung kann unterbleiben, wenn: 
• Wesentliche nationale Sicherheitsinteressen geschädigt würden, 
• der Erfolg laufender Ermittlungen oder die Sicherheit einer Person gefährdet wür-
den, 
• es sich um Informationen von Nachrichtendiensten oder aus nachrichtendienstli-
cher Tätigkeit handelt und diese die innere Sicherheit betreffen. 
Darüber hinaus entsendet jede nationale Stelle einen Verbindungsbeamten zu 
EUROPOL. Dieser vertritt die jeweiligen nationalen Interessen und unterstützt den 
Informationsaustausch. 
Die Verbindungsbeamten bleiben Angehörige ihrer entsendenden nationalen Stel-
le, genießen jedoch die gleichen Vorrechte und Immunitäten wie die Bediensteten 
von EUROPOL. 
6.4.3 Beziehungen zu Drittstaaten und Drittstellen 
Die Kooperation von EUROPOL mit Drittstaaten und Drittstellen in Form von Da-
tenübermittlung ist zulässig, sofern dies der Aufgabenerfüllung von EUROPOL dient 
und dort ein „angemessener Datenschutzstandart“ gewährleistet ist. Ein Vetorecht 
gegen die Weitergabe steht jedenfalls dem EU-Mitgliedsstaat zu, der die Daten ur-
sprünglich an EUROPOL übermittelt hatte. 
EUROPOL selbst kann sich zwecks Informationsbeschaffung an Drittstaaten und 
Drittstellen wende, wenn dies für die Erfüllung der eigenen Aufgaben erforderlich 
ist. Für diesen Bereich der Kooperation müssen vom Rat (der Innen- und Justizmi-
nister) noch verbindliche Regelungen aufgestellt werden. 
7 Deutsche Besonderheiten 
Im Gegensatz zu anderen EU-Staaten weist Deutschland bestimmte verfassungs-
rechtlich verankerte förderale Prinzipien auf, die konkrete Auswirkungen auch auf 
die polizeiliche Aufgabenzuweisungen und Befugnisse haben. 
Die Polizei ist Sache der Bundesländer, abgesehen von Bundeskriminalamt und 
Bundesgrenzschutz, mit ihren eng umschriebenen Tätigkeitsfeldern. 
In diesem Zusammenhang ist das Problem zu sehen, wie – unter Beachtung des 
Wortlaus der Konvention - die Bundesländer über das BKA On-Line Zugriff auf das 
Informationssystem von EUROPOL erhalten und die Verbindungsbeamten in be-
stimmten Fällen unmittelbaren Kontakt mit den Zentralstellen der Länder haben kön-
nen. 
Hier wird es noch nähere rechtliche Regelungen über die erforderliche Beteili-
gung der Bundesländer, sowie über die Ausgestaltung der Zusammenarbeit mit 
EUROPL geben müssen. 
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8 Start von EUROPOL 
Im Juni 1998 haben nun alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union die EURO-
POL-Konvention ratifiziert, so dass diese Konvention am 1. Oktober 1998 in Kraft 
getreten ist. 
Diese Konvention liefert EUROPOL die legale Basis die gestellten Aufgaben, 
Vorgaben und Ziele effektiv und effizient zu bearbeiten. 
9 Resümee, Aussichten und Perspektiven 
Nun noch einige abschließenden Gedanken zu den Problemen und Perspektiven, 
welche die Konvention für EUROPOL eröffnet. 
EUROPOL ist noch weit davon entfernt, eine wirksame Waffe im Kampf gegen 
international tätige kriminelle Organisationen zu sein. 
Die Konvention weist EUROPOL keinerlei Ermittlungskompetenzen zu. Verglei-
che mit dem amerikanischen FBI dürften deshalb auf lange Sicht leider Wunsch-
träume bleiben. Daher werden für EUROPOL immer stärker eigene Ermittlungsbe-
fugnisse gefordert. 
Da aber unklar ist, was mit „eigenen Ermittlungsbefugnissen“ gemeint ist, und da 
es auch kein europäisches Straf- und Strafprozessrecht gibt, ist es schwer vorstellbar, 
wie eine europäische Polizeibehörde eigenständig Ermittlungsverfahren einleiten 
soll. 
EUROPOL ähnelt also bisher eher INTERPOL, da hier ebenfalls lediglich Infor-
mationen ausgetauscht werden. Es stellt insofern ein Mehr dar, da die Mitgliedsstaa-
ten aneinander gebunden sind und der polizeiliche Informationsaustausch aktiver und 
umfassender erfolgt. Zudem sind sich alle Mitgliedsstaaten prinzipiell einig, dass 
EUROPOL weiter ausgebaut werden soll. 
Handlungsbedarf besteht eventuell auch bei der quasi-diplomatischen Immunität 
der EUROPOL-Mitarbeiter. Eine solche Regelung entspricht zwar dem, was für die 
Mitarbeiter von INTERPOL im Sitzstaatabkommen von 1984 vereinbart ist und auch 
sonst für Bedienstete internationaler Organisationen gilt, ist aber zur Funktionssiche-
rung von EUROPOL nicht zwingend geboten. 
Ein weiterer Problempunkt ist das Thema Datenschutz. Aber hier bieten die Ver-
handlungen über die Durchführungsbestimmungen zur Datenverarbeitung eine Chan-
ce zur Schaffung von gesamteuropäischen Datenschutzstandards. Dies sollte trotz al-
ler erwarteten Schwierigkeiten nicht aus den Augen verloren werden. Dass der dabei 
zu Übersteigerung neigende deutsche Perfektionismus mit seinem Hang zur Regel-
überflutung Kompromisse eingehen muss, hat auch positive Seiten. 
Ähnliches gilt für die Rechtsprechung, wenngleich diese einen sensiblen Lebens-
nerv staatlicher Machtausübung berührt. Die Judikative ist das Kontrollelement für 
Exekutive und Legislative; deshalb lässt die Akzeptanz von Entscheidungen suprana-
tionaler Gerichte europaweit bisher zu wünschen übrig. 
Rechtspolitisch wäre als nächster Schritt zu einer Verbesserung des rechtsstaatli-
chen Standards zu fordern, dass eine europäische Staatsanwaltschaft geschaffen 
wird. 
Sie könnte die polizeilich, operative und kriminalistisch-analytische Arbeit von 
EUROPOL rechtlich „umhegen“ und dazu beitragen, dass die materiellen und straf-
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prozessualen Normen der europäischen Nationen sich aufeinander zu entwickeln. Ei-
ne solche praktische Konvergenz würde auch die polizeiliche Strafverfolgung er-
leichtern. 
Eine weitere Schnittstelle bei der Kriminalitätsbekämpfung ist die Behörde 
„UCLAF“7. Das Kürzel steht für den Namen „UNITE COMMUNITAIRE POUR 
LA LUTTE ANTI FRAUDE“ und bedeutet sinngemäß Betrugsbekämpfungseinheit. 
Dies ist formal keine Polizei, sondern schlicht eine Verwaltungsbehörde der EU-
Kommission; gehört also zur Ersten Säule und nicht etwa zur Dritten Säule. 
Das Hauptaugenmerk von UCLAF gehört dem Subventionsbetrug, weil dieser zu 
den einträglichsten Kriminalitätsfeldern in der EU gehört. Schätzungen gehen von 
einem jährlichen Subventionsbetrug von ca. 10 Mrd. DM aus. Da dieser Subventi-
onsbetrug erfahrungsgemäß dem jeweiligen Land zu Gute kommt, sind den Finanz-
beamten und Steuerfahndern durch unterschiedliche Rechtsgrundlagen, als auch auf 
Grund von mangelnden Interesse der einzelnen Länder, Grenzen gesetzt. 
Deshalb wird im Hinblick auf die Strafverfolgung überlegt, UCLAF künftig stär-
ker an EUROPOL anzugliedern, damit sie ihre Erkenntnisse, statt an die nationalen 
Strafverfolgungsbehörden, an EUROPOL weitergeben, um somit schneller und ef-
fektiver den Subventionsbetrug (vor allem im Agrarbereich) zu bekämpfen. 
Im Allgemeinen lässt sich sagen, dass das Europäische Parlament sich in einer 
Entschließung zu EUROPOL ziemlich kühne Gedanken für die Zukunft gemacht 
hatte. Angesichts der Sorgen vieler Menschen vor der Kriminalität hielten die EU-
Parlamentarier die Angst vor Einbußen ihrer Souveränität für unbegründet, weil ge-
wisse Verluste an nationaler Souveränität weit weniger bedeutend seien als die Schä-
den durch das internationale organisierte Verbrechen. 
So spricht sich das EU-Parlament klar für fest umrissene Ermittlungsbefugnisse 
einschließlich operativer Rechte für EUROPOL aus. Allerdings unter der Bedingung, 
dass die Behörde der Weisungsbefugnis der Europäischen Kommission unterstellt 
würde. 
Aber EUROPOL kann nicht allein gesehen werden, vielmehr baut EUROPOL-
Arbeit auf der Zusammenarbeit mit den nationalen Zentralstellen der Kriminalitäts-
bekämpfung, den nationalen EUROPOL-Behörden, auf. 
Und der Ausbau fördert in besonderer Weise eine gemeinsame europäische Si-
cherheitsstrategie. In zentralen Einheiten werden als mittelbare Folge der Errichtung 
von EUROPOL die internationalen Interessen und Aktivitäten von Polizei, Zoll, etc. 
zusammengeführt; von Behörden, die bisher miteinander konkurriert haben. 
Wichtig ist im Moment, dass alle Vorgaben der Konvention zügig umgesetzt wer-
den und das Innen- und Rechtspolitik von den politisch (und polizeilich) Verantwort-
lichen stets als Bestandteil der Einigungsbestrebungen betrachtet und dann in ihrer 
Schwungkraft optimal genutzt werden. 
Nur so kann die polizeiliche Kooperation mit der europäischen Einigung Schritt 
halten und EUROPOL als schlagkräftiges Instrument ausgebaut werden. 
Soweit sind wir aber noch nicht. Trotz der vielen offenen Probleme und Rege-
lungsdefizite bei der Schaffung von EUROPOL ist die bisherige Entwicklung doch 
                                                 
7 Vgl. inzwischen dazu: Möllers, Martin H. W.: Europäisches Amt für BetrugsBekämpfung 
(OLAF – Office Europeen de Lutte AntiFaude). In: Ders. (Hg.), Wörterbuch der Polizei, Mün-
chen 2001, S. 518-520 mit weiteren Literaturnachweisen. 
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positiv zu bewerten. Erstmals ist es gelungen eine intergouvernale Strafverfolgungs-
behörde zu schaffen, die unter Respektierung der Souveränität der Mitgliedsstaaten 
arbeitet und dabei bessere Chancen für eine gemeinsame Kriminalitätsbekämpfung 
eröffnet. 
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Karsten Fehn/Sinan Selen: Rechtshandbuch für 
Feuerwehr und Rettungsdienst. Unter Mitarbeit von 
Alex Lechleuthner. 2., überarbeitete und erweiterte 
Aufl., Edewecht/Wien 2003.*
Verlagsgesellschaft Stumpf & Kossendey mbH, 
409 Seiten. Gebunden mit Schutzumschlag. 
ISBN 3-932750-73-X. Preis: 35,00 €1. 
Die erste Auflage des Rechtshandbuches für Feuerwehr 
und Rettungsdienst war in nicht einmal zwei Jahren voll-
ständig vergriffen! Das allein spricht bereits für die Qua-
lität des Werkes. Die gerade erschienene zweite Auflage, die an inhaltlichem Um-
fang um ca. ein Viertel erweitert wurde, stellt auch optisch durch Hardcover mit 
Schutzumschlag eine erheblich verbesserte Ausstattung dar. 
 
Diese Erkenntnis lässt aber für den oberflächlichen Betrachter immer noch die 
Frage offen, an welcher Stelle der Bezug zur Polizei2 gegeben ist. Abgesehen davon, 
dass sich die Feuerwehr aus der „Feuerschutzpolizei3“ entwickelt hat, arbeitet die 
Polizei bei besonderen Anlässen eng mit den Kräften der Feuerwehr und des 
Rettungsdienstes zusammen, z. B. durch Absperrung des Unfall- oder Brandorts, 
durch Verkehrsregelung, bei der Brandtypisierung und Ermittlungsarbeit bei 
Verdacht der Brandstiftung, der fahrlässigen Körperverletzung oder Tötung und 
durch Abfordern von Brandort- oder Tatortbefundberichten und Gutachten. Diese 
Zusammenarbeit ergibt sich schon dadurch, dass die Feuerwehren und der 
Rettungsdienst, der inzwischen sogar zunehmend in privater Hand liegt, weder 
Polizei noch Ordnungsbehörde sind, sondern in der Regel kommunale 
Einrichtungen. Wie die Polizei dienen Feuerwehr und Rettungsdienst ebenfalls der 
Gefahrenabwehr. Die Polizei nimmt schließlich im sog. Ersten Angriff auch 
Aufgaben von Feuerwehr und Rettungsdienst wahr. Gerade deshalb ist es notwendig, 
sich mit Rechtsgrundlagen und Arbeitsweisen aus Sicht von Feuerwehr und 
Rettungsdienst auseinanderzusetzen. Zu berücksichtigen ist insbesondere, dass die 
Kräfte der Feuerwehr – wie die Polizeivollzugsbeamten – sehr viele 
Ordnungsverfügungen erlassen dürfen (z. B. Platzverweis, Räumungsverfügung, 
Inanspruchnahme von bestimmten Personen etc.). In vielen Bundesländern haben sie 
sogar Vollstreckungsbefugnisse, die auch Freiwilligen Feuerwehrleuten zugestanden 
werden4. Es ist also für die Polizeibeamten notwendig, auch die Ermächti-
gungsgrundlagen für die Feuerwehr zu kennen, um dadurch eigene Zuständigkeiten 
besser abgrenzen zu können.                                                  
* Die Buchbesprechung ist erstellt von Prof. Dr. Martin H. W. Möllers, Dozent und Fachkoordina-
tor des Studienbereichs Gesellschaftswissenschaften an der Fachhochschule des Bundes für öf-
fentliche Verwaltung, Fachbereich Bundesgrenzschutz, Lübeck. 
1 Erläuterungen zu allen nachfolgend in der Rezension auftauchenden Begriffen können nachgele-
sen werden in: Möllers, Martin H. W. (Hg.): Wörterbuch der Polizei, München 2001. Die Begrif-
fe sind regelmäßig mit weiterführender Literatur ausgestattet. 
2 Zu aktuellen Forschungen über die Polizei des Bundes (Bundesgrenzschutz) vgl. Möllers, Martin 
H. W./van Ooyen, Robert Chr./Spohrer, Hans-Thomas (Hg.): Die Polizei des Bundes in der 
rechtsstaatlichen pluralistischen Demokratie, Opladen 2003. 
3 Nach dem Reichsgesetz über das Feuerlöschwesen von 1938. 
4 Z. B. in Nordrhein-Westfalen nach § 68 Abs. 1 Nr. 11 VwVG NW i.V.m. §§ 7, 27 u. 28 FSHG 
NW; vgl. dazu Kap. 1.3.1, S. 67 ff. und 1.9.6, S. 119 ff. 
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Zusätzlich zeugen die Verfasser des hier vorliegenden Buches von der Nähe zwi-
schen Feuerwehr, Rettungsdienst und Polizei. Denn der promovierte Jurist Karsten 
Fehn war selbst im höheren Polizeidienst tätig gewesen und ist heute Rechtsanwalt 
in einer renommierten Anwaltspraxis in Köln mit Interessenschwerpunkt u. a. im 
Feuerwehr-, Rettungsdienst- und Polizeirecht. Co-Autor Sinan Selen ist ebenfalls Ju-
rist und als Kriminalrat beim Bundeskriminalamt tätig. In medizinischen Fragen 
werden beide Autoren von dem doppelt promovierten Facharzt für Chirurgie Alex 
Lechleuthner unterstützt. Die Autoren sind wissenschaftliche Mitarbeiter des Insti-
tuts für Notfallmedizin der Berufsfeuerwehr Köln, das Alex Lechleuthner leitet. Da-
mit ist die hohe Kompetenz aller an der Erstellung dieses Buches Beteiligten bereits 
festgestellt. 
Wenn auch die Verfasser kompetent erscheinen, für Studentinnen und Studenten 
ist es wichtig, ein Lehr- und Lernbuch an die Hand zu bekommen, das, ohne auf We-
sentliches zu verzichten, dennoch kompakt ist und in seiner Aufbereitung die lern-
psychologischen Bedingungen möglichst optimal berücksichtigt. Hier sei nach 
gründlichem Studium vorab verraten: Genau das erfüllen die Verfasser, die auf eine 
mühsam zu lesende Sprache, wie sie von eingefleischten Juristen gerne benutzt wird, 
vollends verzichten. Mit Leichtigkeit erläutern sie die rechtlichen Grundbegriffe, die 
für die vielfältigen Aufgaben der Gefahrenabwehr zu erlernen sind, ebenso wie ar-
beitsrechtliche Problemstellungen. Schwierig erscheinendes Sachwissen wird mit 
Fallbeispielen und vielen Schaubildern aufgearbeitet und wirklichkeitsnah präsen-
tiert. Durch das Studium dieses Rechtshandbuches könnten gerade auch Polizeibe-
amte profitieren, weil es didaktisch optimal aufbereitet ist und viele Themen beinhal-
tet, die auch in den Polizeiausbildungen abverlangt werden. 
Das Rechtshandbuch unterteilt sich in die drei Abschnitte 
• A Rechtliche Grundbegriffe (S. 29-49), 
• B Relevante Rechtsgebiete, Aufbau und Systematik (S. 53-194) und 
• C Ausgewählte Fragestellungen (S. 197-310). 
Im Abschnitt A Rechtliche Grundbegriffe werden Das föderative Staatssystem 
(Bund, Land, Kommune, Hierarchie der Gebietskörperschaften und ihrer Rechtssät-
ze), die einzelnen Rechtsgebiete (Europarecht, Öffentliches Recht, Zivil-
recht/Arbeitsrecht, Strafrecht und Verfahrensrecht), die Gerichtsorganisation (Or-
dentliche Gerichtsbarkeit, Arbeitsgerichtsbarkeit, Besondere Gerichtsbarkeit und 
Verfassungsgerichtsbarkeit) sowie die Rechtsquellen (Gesetze, Verordnungen, Sat-
zungen, Verwaltungsvorschriften, Verfügungen, Verwaltungsakte und Allgemeinver-
fügungen sowie Richtlinien, Leitlinien, Empfehlungen) behandelt. 
Abschnitt B Relevante Rechtsgebiete, Aufbau und Systematik nimmt mit rund 140 
Seiten den größten Raum des Buches ein. Hier behandeln die Verfasser in 14 Kapi-
teln zunächst Öffentliches Recht, das Verfassungsrecht, Verwaltungsverfahrens-
recht/Verwaltungsprozessrecht, Verwaltungsvollstreckungsrecht, Straßenverkehrs-
recht, Datenschutzrecht, Polizeirecht, Rettungsdienstrecht, Medizinprodukterecht, 
Feuerschutzrecht, Zusammenarbeit zwischen Rettungsdienst/Feuerwehr und anderen 
Gefahrenabwehrorganisationen, Sozialrecht, Vergabe von Leistungen an private Un-
ternehmen durch öffentliche Träger von Feuerschutz und Rettungsdienst, Öffentli-
ches Dienstrecht sowie Steuerrecht integriert. Es folgt Zivilrecht / Arbeitsrecht, in 
dem Anspruchsgrundlagen für Schadensersatz sowie der arbeitsrechtliche Grundsatz 
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der betrieblich veranlassten Arbeit erörtert werden. Den Abschluss bildet Strafrecht / 
Strafprozessrecht, das nach der Einleitung den Ablauf des Strafverfahrens und rele-
vante Straftatbestände behandelt, soweit sie sich aus dem Einsatzdienst oder bei der 
Vergabe von Leistungen (Wirtschaftsstrafrecht) ergeben. 
In Abschnitt C Ausgewählte Fragestellungen werden in den ersten drei Unterab-
schnitten Einzelfragen aus den in B thematisierten Rechtsbereichen (Öffentliches 
Recht, Zivilrecht / Arbeitsrecht, Strafrecht) näher untersucht. Fragen wie „Warum 
einen Selbstmörder retten?“, „Z. B. Sofortige Unterbringung – Worum geht es im 
Psychischkrankengesetz?“, „Jugendarbeitsschutzgesetz im Rettungsdienst?“ oder 
„Behandlung eines lebensgefährlich verletzten Patienten gegen seinen Willen?“ wer-
den anschaulich und logisch aufgebaut der rechtlichen Lösung zugeführt, wobei auch 
ethische Überlegungen mit einfließen. Die beiden letzten Unterabschnitte sind der 
Haftung des Leitstellenpersonals und dem Organisationsverschulden des Aufgaben-
trägers und der Einsatzleitung gewidmet. 
Umfang- und sehr hilfreich wurde der Anhang gestaltet: Anhang 1 enthält alle 
Rechtsvorschriften, die im Buch zitiert sind, sodass der Leser bzw. die Leserin sich 
nicht gleichzeitig mehrere Vorschriftensammlungen bereit halten muss, da die Vor-
schriften sowohl aus dem Bundes- als auch aus dem Landesrecht stammen und eine 
eigene Gesetzessammlung dafür meines Wissens nicht existiert. Anhang 2 enthält al-
le Verzeichnisse, vom Literatur- bis zum Stichwortverzeichnis. Allein letzteres um-
fasst 12 Seiten und lässt im Zusammenspiel mit dem ausführlichen Inhaltsverzeich-
nis (10 Seiten5) selbst Lesern, die nur sporadisch ein solches Handbuch in die Finger 
nehmen6, keine Suchwünsche offen. Ein ergiebiges Abkürzungsverzeichnis (mehr 
als 5 Seiten) rundet das Bild positiv ab. 
Was hat sich gegenüber der 1. Auflage geändert? Dass – wie im Vorwort zur 2. 
Auflage zu lesen ist7 – „neben Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, des 
Bundesdatenschutzgesetzes, dem Inkrafttreten des Bundesdisziplinargesetzes und 
weiteren Vorschriftenänderungen die aktuelle Rechtsprechung und Literatur berück-
sichtigt“ wurde erscheint eher als selbstverständlich, wenn es sich um eine „überar-
beitete“ Auflage handelt. Allerdings erweist ein Buchvergleich beider Auflagen, dass 
darüber hinaus u. a. die Themen Feuerschutzrecht, Straßenverkehrsrecht, Diszipli-
narrecht, Strafrecht und Notkompetenzmaßnahmen gründlich überarbeitet und er-
gänzt wurden. 
Aber auch dem Anspruch, eine „erweiterte“ Auflage zu präsentieren, wird das 
Handbuch gerecht: Schon bei der Inhaltsübersicht ist auffällig, dass die 2. Auflage in 
wesentlichen Teilen ergänzt wurde. Die Dreiteilung des Gesamtwerks wurde zu 
Recht beibehalten. Innerhalb der drei Abschnitte sind jedoch neue Themen hinzu ge-
kommen, die für Feuerwehr und Rettungsdienst von besonderer Wichtigkeit sind: 
z. B. Medizinprodukterecht, Sozialrecht, Vergaberecht, Steuerrecht. Neu aufgenom-
men wurden auch die Kapitel über die Zusammenarbeit zwischen niedergelassenen 
Ärzten und nichtärztlichem Rettungsdienstpersonal, Zulässigkeit von Maßnahmen im 
Verhältnis Hoheitsträger zu Hoheitsträger, Verpflichtung des Einsatzpersonals zum 
                                                 
5 Zusammen mit der „Inhaltsübersicht“ sind es sogar ebenfalls 12 Seiten! 
6 Dass es solche LeserInnen auch bei diesem Buch vermutlich geben wird, darauf wird bereits im 
Vorwort zur 1. Auflage mit einem Zitat von Wilhelm Busch hingewiesen; s. S. 5. 
7 S. 7. 
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Eingehen besonderer Gefahren, Fragen der Personalaktenführung bei Beamten, Ju-
gendarbeitsschutzgesetz und Rettungsdienst, Patientenverfügung im Rettungsdienst 
und Organisationsverschulden der Einsatzleitung bzw. des Aufgabenträgers. 
Für die Polizei von besonderem Interesse sind nicht nur die Abschnitte über das 
Polizeirecht (Kap. A 2.2.3), sondern auch die Ausführungen über die Zusammenar-
beit zwischen ihr einerseits und Feuerwehr und Rettungsdienst andererseits (Kap. 
B 1.10). Hier wird in anschaulicher Weise gründlich und verständlich erklärt, auf 
welchen rechtlichen Füßen die Amtshilfe und die Vollzugshilfe stehen und wie sie in 
der Praxis funktionieren8. Selbst Laien können sich mit Hilfe des Rechtshandbuches 
schlau machen. Hier ist zum Beispiel endlich ausführlich erläutert, welche rechtli-
chen Anforderungen an eine Patientenverfügung gestellt werden9. Und AnwärterIn-
nen des Polizeivollzugsdienstes empfehle ich Kap. B 3.2. Hier haben sie endlich die 
Möglichkeit, konkret und im Zusammenhang den Ablauf eines Strafverfahrens nach-
zuvollziehen. 
Gibt es nichts zu meckern? Doch, allerdings nur im Formalen und es ist außerdem 
Geschmackssache: Mir persönlich gefallen Fußnoten besser als Anmerkungen am 
jeweiligen Ende der Abschnitte – so wie hier, da ich bei Fußnoten nicht ständig beide 
Hände – eine für die Textseite, eine für die Anmerkungenseite – zum Lesen benöti-
gen würde. Dieser kleine Mangel wird aber durch den Gebrauch der neuen Recht-
schreibung – sie wird von Juristen gerne immer noch boykottiert – wett gemacht. 
Resümee: Die Gründlichkeit der hier geleisteten Arbeit, die hervorragende Sys-
tematik des Aufbaus des Themas sowie die bei aller Wissenschaftlichkeit leichte 
Lesbarkeit des Textes geben diesem Rechtshandbuch einen oberen Platz in der Reihe 
Wissen vermittelnder Werke. Ist es für die Feuerwehr und den Rettungsdienst not-
wendiges Standardwerk, muss es auch für die Polizei in greifbarer Nähe sein. Das 
Werk ist uneingeschränkt sehr zu empfehlen. 
                                                 
8 S. 127-130. 
9 S. 290-294. 
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 Robert Chr. van Ooyen/Martin H. W. Möllers (Hg.): 
Die Öffentliche Sicherheit auf dem Prüfstand – 
11. September und NPD-Verbot. Schriftenreihe Polizei 
und Wissenschaft. 1. Aufl., Frankfurt am Main 2002.*
Verlag für Polizeiwissenschaft, 348 Seiten. Paperback. 
ISBN 3-935979-07-X. Preis: 29,00 €1. 
Es muss nicht immer die allerneueste Publikation sein, die für 
die Sicht auf aktuelle Probleme von besonderer Bedeutung ist. 
Auch für erst kürzlich Geschehenes kann ein aus anderem An-
lass geschriebenes Buch durchaus wichtig sein. 
 
Für das obenerwähnte Werk trifft diese Überlegung mit Sicherheit zu, da insbe-
sondere das Problem der öffentlichen Sicherheit nach den Ereignissen von Madrid an 
Bedeutung zugenommen hat. Was sich vorgestern in New York und gestern in Mad-
rid ereignet hat, kann sich ebensogut anderswo zutragen, und Wachsamkeit ist somit 
auch bei uns in Deutschland geboten. 
Das von van Ooyen und Möllers herausgegebene Buch enthält zwölf lesenswerte 
Beiträge und in einem Anhang elf Dokumente, darunter das Terrorismusbekämp-
fungsgesetz vom 9. Januar 2002 sowie diverse Entscheidungen der Obersten Gerich-
te zu Parteienverboten. Es mag zwar der Eindruck entstehen, dass die im vorliegen-
den Sammelband in Bezug gesetzten Themenbereiche kaum etwas mit einander zu 
tun haben, jedoch sind sie eng verknüpft: Wie soll man den Terrorismus bekämpfen, 
ohne die Freiheiten einer „offenen Gesellschaft“ aufzugeben, die man zu verteidigen 
sucht? Diese Fragen werden in den einzelnen Beiträgen zum Teil recht ausführlich 
untersucht und durch die umfangreiche Dokumentation der einschlägigen Quellen 
ergänzt. 
Als das „Böse“ schlechthin, dessen man sich nach verschiedenen Lehren entledi-
gen müsse, führen van Ooyen und Möllers einleitend aus, handele es sich sowohl bei 
„Al Qaida" als auch bei der NPD, „trotz aller inhaltlich ideologischen Verschieden-
heit doch nur um „Variationen“ ein und desselben politischen Phänomens. 
Welche Konturen der neue Sicherheitsbegriff nach dem 11. September 2001 an-
genommen habe, untersucht im gleich anschließenden Beitrag Hans-Jürgen Lange, 
wobei er zu dem Ergebnis kommt, dass der Sicherheitsbegriff im Verständnis westli-
cher Demokratie 
nicht vom Staatsbegriff zu trennen sei. Der Staat finde seine Existenzberechtigung 
maßgeblich in der Sicherheitsfunktion, also dem Schutz von Leben, Freiheit und Ei-
gentum seiner Bürger sowie der gesellschaftlichen und staatlichen Einrichtungen vor 
Übergriffen anderer Personen und Staaten, doch sei dieses eingespielte Rollenverhal-
ten zwischen Gesellschaft und innerer und äußerer Staatstätigkeit durch die Globali-
sierung nachhaltig verändert. Weiter führt Lange aus, dass der „Krieg gegen den Ter-
rorismus“ kein Krieg sei, in dem das Militär des eigenen Staates gegen das Militär 
                                                 
* Die Buchbesprechung ist erstellt von Prof. a. D. Dr. Edgar Tomson, ehem. Dozent an der Fach-
hochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Bundeswehrverwaltung, Mann-
heim. 
1 Erläuterungen zu allen nachfolgend in der Rezension auftauchenden Begriffen können nachgele-
sen werden in: Möllers, Martin H. W. (Hg.): Wörterbuch der Polizei, München 2001. Die Begrif-
fe sind regelmäßig mit weiterführender Literatur ausgestattet. 
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eines anderen Staates kämpfe. Dies sei vielmehr ein Krieg aus bewaffneten kleinen 
Gruppen, denen die Unterscheidung in Kombattanten und Nichtkombattanten fehle. 
Es gibt in einem solchen Krieg auch kein Kriegsgebiet wie in den herkömmlichen 
Kriegen. 
Mit der Frage, wie in einer solchen neuen Welt des Krieges die Bundeswehr an 
Out-of-area-Einsätzen tätig werden könne, befasst sich van Ooyen. Die Analyse der 
verfassungsrechtlichen Situation und der einschlägigen Urteile ist lesenswert. Auf 
den Abschnitt „Staatsräson im verfassungsfreien Raum“ sei besonders hingewiesen. 
Nicht uninteressant ist die Frage „Kampf gegen den Terrorismus durch Militär 
oder Polizei?“, auf die van Ooyen und Möllers in ihrem Beitrag über die Internatio-
nalisierung und Militarisierung von Polizeiaufgaben eingehen. 
Die Zunahme des islamischen Terrorismus, der eine Herausforderung für die in-
ternationale Staatengemeinschaft darstellt, ist Gegenstand eines Beitrags von Andre-
as Peilert, in dem (insb. S. 91) einige bemerkenswerte Meinungen dargestellt wer-
den, u. a. die von Nadeem Elyas, dem Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime in 
Deutschland. Nach Ansicht des Vorsitzenden könne der Islam als Partner im Kampf 
gegen den Terrorismus gewonnen werden, was als Ziel angestrebt werden müsse. 
Dass in einem Band wie dem vorliegenden auch die Erörterung der Frage, wie 
man Flüge sicherer macht, nicht fehlen darf, versteht sich von selbst. Anke Borsdorff 
durchleuchtet in ihrem Beitrag das gemeinsame Aktionsfeld von Flugsicherheitsbe-
gleitern und Luftfahrzeugführern. Es geht hier vor allem um die Frage der Bordge-
walt, die aus der Sicht des Bundesgrenzschutzgesetzes analysiert wird. 
Auf jeden Fall lesenswert sind auch der Beitrag von van Ooyen über das „Kalte 
Parteiverbot“, das heißt über das NPD-Verbotsverfahren, und der Aufsatz von Miri-
am Brauns und Karsten Fehn über das Parteiverbotsverfahren nach Art. 21 Abs. 2 
GG und den NPD-Verbotsantrag. Selbst für jemanden, der sich noch nicht mit der 
schwierigen Frage von Parteiverboten auseinandergesetzt hat, ist dieser Beitrag in-
struktiv, da der Fragenkomplex anschaulich und allgemeinverständlich dargelegt 
wird. Nur nebenbei sei auf die Definition und Abgrenzung der Begriffe Rechtsex-
tremismus, Rechtsradikalismus, Hasskriminalität/Hassverbrechen, Fremdenfeind-
lichkeit, Antisemitismus und Neonazismus hingewiesen, die man sich sonst recht 
mühselig zusammensuchen muss. Auch in diesem Beitrag wird auf Art. 21 Abs. 2 
GG eingegangen, der aus anderer Sicht kommentiert wird. Die Rechtsfolgen des Per-
teiverbots werden dargestellt. 
Sinnvoll ergänzt wird der Beitrag der beiden Autoren durch die Ausführungen 
von Willy Meyer, der sich etwas ausführlicher mit dem NPD-Verbotsantrag befasst. 
Lesenswert auch die am Schluss enthaltenen Ausführungen von Hans-Thomas Spoh-
rer, der sich mit der „autoritativen Persönlichkeit als Erklärungsansatz für Fremden-
feindlichkeit und Rechtsextremismus“ auseinandersetzt. 
Dass das Buch, das aus Anlass des 11. Septembers veröffentlicht worden ist, 
nunmehr, wie einleitend dargestellt wurde, auf Grund des 11. März an Bedeutung 
gewonnen hat, dürfte dem weiter oben Dargelegten ohne Schwierigkeiten zu ent-
nehmen sein. Es bleibt zu hoffen, dass es einen weiten Leserkreis erreichen wird. 
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 Anke Borsdorff / Martin Kastner: Musterklausuren 
– Einsatzrecht für den Bundesgrenzschutz, 2. Aufl., 
Hilden/Rhld. 2003.*
Verlag Deutsche Polizeiliteratur GmbH (VDP), 
368 Seiten, kartoniert, ISBN: 3-8011-0465-6, Preis: 
19,90 €.1 
Die beiden Verfasser des vorliegenden Klausurenbuches sind 
langjährige Dozenten am Fachbereich Bundesgrenzschutz der 
Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung. Dies 
merkt man dem Buch in vielerlei Hinsicht an. Es ist ganz offensichtlich das Ergebnis 
einer langen Lehrerfahrung, die zudem gerade mit dem angesprochenen Adressaten-
kreis (den Anwärtern für den gehobenen Polizeivollzugsdienst im Bundesgrenz-
schutz) erworben wurde. Hier wird nichts Überflüssiges und Eitles dargestellt, alles 
ist zielgerichtet auf die Technik und Praxis des Klausurenschreibens hin ausgerichtet, 
und zwar konkret bezogen auf den späteren Emsatzbereich der Adressaten. Man soll-
te meinen, dass eine solche strikte Orientiertheit auf einen derart auf die praktische 
Nutzbarmachung des Stoffes ausgerichteten Personenkreis wie künftige Polizeivoll-
zugsbeamte zwangsläufig auf Kosten der Wissenschaftlichkeit geht. Das Gegenteil 
ist jedoch der Fall: 
 
Im 1. Teil stellen die Autoren die juristische Methode und Technik der Fallbear-
beitung dar. Auf gerade einmal 60 Seiten werden alle für die Rechtsanwendung we-
sentlichen Kenntnisse und Techniken vermittelt, wie zum Beispiel die Struktur der 
Rechtsnormen, die Subsumtionstechnik, Gutachten- und Urteilsstil, die Auslegung 
von Rechtsnorrnen, Analogietechnik und Argumentationsfiguren. Bei aller Kürze 
und Stringenz ist die Darstellung mitnichten unwissenschaftlich. Vielmehr ist sie ge-
spickt mit einer Vielzahl von Zitaten, die von Engisch über Larenz/Canaris bis hin zu 
Schmalz reichen. Das ist kein bloßes Kratzen an der Oberfläche. Die Kandidaten 
werden nicht etwa mit einer Hungerration an Wissen versorgt, um auf ihrer Expedi-
tion durch die Laufbahnprüfung gerade noch überleben zu können. Man ist erstaunt 
über die Tiefe der Darstellung, die zudem auf eine äußerst ansprechende Weise ge-
lungen ist. Nichts wird ohne treffende Beispiele erläutert, was den Text ausgespro-
chen (be)greifbar, wenn nicht gar unterhaltsam macht. Allein zum Thema „Systema-
tische Auslegung“ werden 8 erhellende Beispiele gebracht, die sich zudem von den 
üblichen Standardbeispielen dadurch unterscheiden, dass sie - wie auch alle übrigen 
Beispiele - dem Aufgaben- und Wahrnehmungsbereich des Polizeivollzugsdienstes 
entnommen sind. Die Vielzahl dieser und anderer Beispiele zeigt die Nähe der Auto-
ren zu ihrem Thema und zu ihrem Adressatenkreis. 
Nachdem die Autoren im 2. Teil einige nützliche Hinweise zum „Nutzen und 
Schaden sog. Aufbauschemata“ geben, stellen sie im 3. Teil insgesamt 12 „Ausge-
wählte Aufbauschemata für typische Aufgabenstellungen“ dar. Diese 
Aufbauschemata erfassen nahezu die gesamte Bandbreite der praktischen 
                                                 
* Die Buchbesprechung ist von Prof. Dr. iur. Elmar Giemulla, Dozent und Fachkoordinator des 
Studienbereichs Gesellschaftswissenschaften der Fachhochschule des Bundes für öffentliche 
Verwaltung, Fachbereich Bundesgrenzschutz, Lübeck. 
1 Erläuterungen zu allen nachfolgend in der Rezension auftauchenden Begriffen können nachgele-
sen werden in: Möllers, Martin H. W. (Hg.): Wörterbuch der Polizei, München 2001. Die Begrif-
fe sind regelmäßig mit weiterführender Literatur ausgestattet. 
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mata erfassen nahezu die gesamte Bandbreite der praktischen Problembereiche des 
Polizeivollzugsdienstes und dementsprechend der denkbaren Prüfungsthemen. Es ist 
bekannt, dass Studierende solche Autbauschemata gern sehen - nach dem Motto: 
„Was dem Betrunkenen die Laterne, ist dem Studierenden das Aufbauschema“. Die 
Gefahr, dass solche Aufbauschemata unkritisch übernommen werden, wird von den 
Autoren dadurch gebannt, dass sie diese umfassend erläutern. Auf diese Weise wird 
(hoffentlich) vermieden, dass die Studierenden diese Aufbauschemata lediglich (oh-
ne Sinn und Verstand) auswendig lernen, ohne sich inhaltlich mit einer Klausurauf-
gabe auseinander zu setzen. 
Im 4. Teil geht es um die Anwendung des vorher Dargestellten. Insgesamt zehn 
„Musterklausuren aus dem Einsatzrecht des Bundesgrenzschutzes“ werden auf Prü-
fungsniveau abgehandelt. Eventuellen Alternativen wird mit zusätzlichen Anmer-
kungen nachgegangen. Und wieder weist eine Vielzahl von Fußnoten auf vertiefende 
Literatur hin. Dies belegt einmal mehr, dass die Autoren ihren Lesern nicht nur 
„schmale Kost“ verabreichen, sondern sie in jeder Hinsicht umfassend „bedienen“ 
wollen. 
Eine ausgewogene Besprechung darf naturgemäß nicht nur loben, auch wenn das 
Buch und seine Autoren es noch so sehr verdient haben. Es fällt allerdings schwer, 
kritikwürdige Aspekte zu finden, wenn es nicht nur darum gehen soll, überhaupt et-
was zu kritisieren. Nicht im Sinne einer Kritik, sondern mehr als wohlgemeinte An-
regungen sollen deshalb die nachfolgenden Hinweise redaktioneller Natur verstan-
den werden. So wäre eine Zuordnung der beiden Autoren zu den jeweiligen Textpas-
sagen angebracht gewesen. Oder: Die oben bereits genannten 8 Beispiele zur syste-
matischen Auslegung werden nur bis zum Beispiel 6 durchgezählt; die zwei weiteren 
Beispiele müssen ohne Nummer auskommen. Ferner: Das Aufbauschema zur 
„Rechtmäßigkeit einer Polizeiverfügung“ ist in sich nicht ganz widerspruchsfrei. Die 
Autoren folgen dem „dreistufigen“ Prüfungsaufbau und erläutern dies (zutreffend) 
damit, dass noch vor der Prüfung der formellen Rechtmäßigkeit (unter einem geson-
derten Gliederungspunkt „Mögliche Ermächtigungsgrundlage“) die in Betracht 
kommende Ermächtigungsgrundlage kurz aufzuzeigen ist, weil sie möglicherweise 
„bei näherem Hinsehen“ als Befugnisnorm doch nicht einschlägig ist (S. 104). Diese 
richtige Einsicht hätte die Autoren. allerdings zu der Konsequenz führen müssen, 
dass die Frage nach der „Rechtswirksamkeit der gesetzlichen Ermächtigungsnorm“ 
nicht erst bei der materiellen Rechtmäßigkeit erörtert wird (wie es die Autoren in ih-
rem Aufbauschema vorschlagen), sondern unter eben jenem Gliederungspunkt 
„Mögliche Ermächtigungsgrundlage“. Missverständlich sind die Ausführungen der 
Autoren zur materiellen Rechtmäßigkeit (S. 107), es interessiere hier „.nicht der äu-
ßere Vorgang des Erlasses der Verfügung, sondern das Entscheidungsergebnis als 
solches“. Insbesondere bei Ermessensentscheidungen interessiert durchaus auch der 
Entscheidungsvorgang, das Erfassen der abwägungserheblichen Belange und die ent-
sprechende Abwägung selbst. Gerade an dieser Stelle hätte es sich angeboten, eine 
Verbindung zwischen formeller und materieller Rechtmäßigkeit herzustellen, und 
zwar in der Weise, dass insbesondere die Verfahrensvorschriften den Zweck haben, 
eine inhaltlich richtige Entscheidung zu gewährleisten. Gerade das von den Autoren 
zu Recht hervorgehobene Anhörungserfordernis will sicherstellen, dass auch die Be-
lange des Betroffenen erfasst werden und in die Entscheidung einfließen. Eine Ent-
scheidung ist bekanntlich nie zufällig richtig, sondern nur deshalb, weil sie in einem 
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ordnungsgemäßen Verfahren zustande gekommen ist. Ungewöhnlich - und den Ad-
ressatenkreis möglicherweise unterschätzend - ist schließlich die bisweilen im Text 
vorzufindende Verwendungstechnik von Fremdwörtern, die in einer unmittelbar 
nachfolgenden Klamrner ins Deutsche übertragen werden, wie z.B. auf S. 45 „domi-
niert (vorherrscht)“ oder auf S. 157 „Elaborat (Ausarbeitung)“. Da es sich hierbei 
nicht um speziell juristische Fachbegriffe handelt, sondern um solche, die durchaus 
im Allgemeinen Sprachgebrauch Verwendung finden, erscheinen diese Erläuterun-
gen überflüssig. 
Diese wenigen kritischen Anmerkungen können und sollen den Wert des Buches 
jedoch in keiner Weise schmälern. Man weiß nicht, was man mehr bewundern soll: 
die Professionalität oder das Engagement der Autoren zum Thema und zu dem ange-
sprochenen Personenkreis. Man kann den Studierenden des Fachbereichs Bundes-
grenzschutz nur dazu gratulieren, dass sich zwei ihrer Dozenten der Mühe unterzo-
gen haben, ihnen ein Hilfsmittel an die Hand zu geben, das nicht besser auf ihre Be-
dürfnisse zugeschnitten sein könnte. Aber auch über den Adressatenkreis hinaus ist 
das Buch von Bedeutung. Das Eingriffsrecht ist bekanntlich eine der tragenden Säu-
len des öffentlichen Rechts und damit für die Ausbildung auch im Hinblick auf sons-
tige Verwaltungsaufgaben relevant. Auch diesen Bereichen ist das Buch zu empfeh-
len. Man möchte sich wünschen, dass es mehr an derart gelungener Studienliteratur 
gäbe. 
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Hinweise zu Recherchemöglichkeiten auf dem Zeitschriftenmarkt 
RECHTSBIBLIOGRAFIE DES KUSELIT VERLAGS 
 
Im Mai 1998 ging der Kuselit Verlag mit der ersten Auflage der vorlagsübergreifen-
den Rechtsbibliografie auf CD-ROM an den Markt. Dieses Recherche-Instrument 
wurde aus der wissenschaftlichen Praxis heraus mit dem Anspruch konzipiert, preis-
wert, verlagsunabhängig und alle Rechtsgebiete umfassend, die am Markt und in 
Bibliotheken verfügbare juristische Literatur zu spiegeln. Kernbereich der bibliogra-
fischen Auswertung ist das unselbstständige Schrifttum (durchschnittlicher Doku-
mentationszeitraum ab 1990). 560 juristische, wirtschafts- und steuerrechtliche Fach-
zeitschriften wurden hierfür kontinuierlich ausgewertet. Auch Sammelwerke und 
Jahrbücher finden Aufnahme. Ein Festschriftenregister ab 1949 mit mehr als 40.000 
Einträgen und praxisrelevante Monografien runden das Spektrum ab. Regelmäßig 
werden auch Zeitschriften-Altbestände bis zu ihrem Ersterscheinen zurückverfolgt. 
Mittlerweile ist die 30. Auflage (l/2003) der CD-ROM mit 1,06 Mio. zitierfähiger 
Quellennachweise erschienen. Der aktuelle Dokumentationsstand kann unter der Ad-
resse http://www.kuselit.de als PDF-Datei (ca 260 KB) abgerufen werden. Wer sich 
einen schnellen Überblick über die aktuell erscheinenden Fachzeitschriften verschaf-
fen möchte, kann den Zeitschriften-Inhalts-Dienst (ZID) abonnieren. Dank der guten 
Zusammenarbeit mit zahlreichen renommierten Fachverlagen bietet der ZID eine di-
rekte Informationsbrücke zum interessierten Fachpublikum. Der zweimal wöchent-
lich per eMail versandte Newsletter enthält pro Sendung zwischen 30 und 60 Zeit-
schriften-Inhaltsverzeichnisse (ca. 1.000 Fundstellen / Lieferungen), die im html- 
oder pdf-Format abgerufen werden können. Dieser Service ist kostenlos. 
Kuselit-R ist zu beziehen über alle Fachbuchhandlungen oder direkt beim Verlag. 
Die Datenbank kann auch unter der Adresse http://www.mein-bibliothekar.de online 
abonniert werden. 
Kuselit Verlag GmbH, Brückenstraße 12 , 66885 Patersbach 
Fon: 06381 42942 / Fax: 42943 
URL: http://www kuselit de / Mail: verlag@kuselit.de 
 
Die Bibliothek der Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbe-
reich Bundesgrenzschutz, in Lübeck hat die Kuselit-R für den Gebrauch durch die 
Bibliotheksbenutzer abonniert; vgl. dazu das Stichwort „Kuselit“ im Wörterbuch der 
Polizei, hrsgg. v. Martin H. W. Möllers, Verlag C. H. Beck, München 2001, 
S. 940 ff. Eine Rezension einer früheren Ausgabe der Kuselit-R ist in Band 5 der 
BpolS, S. 123 ff. nachzulesen. 
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In der Reihe ASPiBGS sind bisher erschienen: 
Band 1: Martin H. W. Möllers (Hg.): Deutsche und Polen, Nachbarn in Europa. 
Politische und rechtliche Aspekte zu grenzpolizeilichen Einsätzen, 1996. 
(vergriffen1) 
 Robert Chr. van Ooyen: Die deutsch-polnischen Beziehungen: Vom Zweiten 
Weltkrieg über den Warschauer Vertrag zum Nachbar- und Freundschafts-
vertrag von 1991. 
 Martin H. W. Möllers: Polens Beziehungen zur Europäischen Union. 
 Hans-Detlef Matzat: Auswirkungen deutsch-polnischer Beziehungen auf grenzpo-
lizeiliche Aufgaben, untersucht an ausgewählten völkerrechtlichen Verträ-
gen. 
 Hans-Georg Lison / Sven Jahn: Lage der 3. Dienstgruppe der Grenzschutzstelle 
Sassnitz am 615161095 – Beispiel einer Klausur im Fach Einsatzlehre des 
Studienbereichs Polizeiführungswissenschaften. 
 Peter-Michael Kessow: Grenzüberschreitende Gewalt von Fußballanhängern. 
 Martin Kastner: Rechtliche Grundlagen für das Ergreifen entwichener Gefange-
ner durch den Bundesgrenzschutz (1. Teil). 
 Martin H. W. Möllers: Wirtschaftskriminalität und illegale Einwanderung – Ge-
genmaßnahmen in der Praxis. Eine nächtliche Streifenfahrt mit Beamten des 
BGS an der deutsch-polnischen Grenze. 
Band 2: Dietrich Heesen / Hans-Georg Lison / Martin H. W. Möllers (Hg.): Der 
Bundesgrenzschutz im Spannungsfeld gesellschaftlicher Entwicklungen, 
1997. (vergriffen) 
 Peter-Michael Kessow: Zielsetzung, Projektverlauf und Entstehungsprozess eines 
Leitbildes für Zusammenarbeit, Führung und Aufgabenerfüllung im Bun-
desgrenzschutz. 
 Dieter Kluge: Qualifikationsanforderungen an Mitarbeiter und Vorgesetzte in 
Gruppen. 
 Peter-Michael Kessow: Brennpunkt Hauptbahnhof. 
 Dietrich Heesen: Schwarz-Rot-Gold – Zur Geschichte der deutschen Flagge. 
 Martin Kastner: Rechtliche Grundlagen für das Ergreifen entwichener Gefange-
ner durch den Bundesgrenzschutz (2. Teil). 
 Thomas Kiefer: Der landesrechtliche Lauschangriff auf dem verfassungsrechtli-
chen Prüfstand. 
 Georg Mantel / Günter Wieschendorf: Schusswaffe als Drohmittel. 
 Erhard Huzel: Zur rechtlichen Problematik der Verhütung von Straftaten und der 
Vorsorge für die künftige Verfolgung von Straftaten – unter besonderer Be-
rücksichtigung der Aufgaben des Bundesgrenzschutzes. 
 Martin H. W. Möllers: Der Euro – Chancen, Nutzen und Gefahren einer gemein-
samen europäischen Währung. 
                                                 
1 Soweit die Bände nicht vergriffen sind, können sie unter der Bestellanschrift (s. o. in der Titelei) 
kostenlos angefordert werden. 
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In der Reihe ASPiBGS sind bisher erschienen: 
 Jürgen Saligmann: Gewaltenteilung – Historie und neuzeitliche Bezüge. 
 Robert Chr. van Ooyen: Von Nürnberg nach Den Haag: Etappen auf dem Weg zu 
einem ständigen Internationalen Strafgerichtshof im Spannungsfeld von Po-
litik und Recht (Teil 1). 
 Ingrid Zellner: Ursachen des Untergangs der Sowjetunion und seine Folgen für 
den Bundesgrenzschutz. 
 Thomas Spohrer: Wie kundenfreundlich ist der Bundesgrenzschutz? Ergebnisse 
einer Passagierbefragung auf dem Frankfurter Flughafen. 
Band 3: Peter-Michael Kessow (Hg.): Der Bundesgrenzschutz – Besondere Aufga-
ben und Verwendungen, 1998. (vergriffen) 
 Robert Chr. van Ooyen: Von Nürnberg nach Den Haag: Etappen auf dem Weg zu 
einem ständigen Internationalen Strafgerichtshof im Spannungsfeld von Po-
litik und Recht (Teil 2). 
 Boris Stoffel: Nukleartransporte in der Bundesrepublik Deutschland – Stellt der 
Einsatz von Castor-Behältern eine gesundheitliche Gefahr für die eingesetz-
ten PVB dar? 
 Jürgen Hoffmann: Entspricht die Energiepolitik der Bundesrepublik Deutschland 
den gesellschaftlichen und politischen Anforderungen? Welche Rolle spielt 
die Polizei in diesem Zusammenhang? 
 Rüdiger Lebkücher: Kfz-Verschiebungen über die Grenze – Lösungsansätze zur 
Optimierung der Kriminalitätsbekämpfung durch den Bundesgrenzschutz 
insbesondere zur Qualifizierung der PVB und Problematik der „Erstbearbei-
tung des Bundesgrenzschutzes” in Eilzuständigkeit mit anschließender Ab-
gabe an die Länderpolizeien. 
 Martin Arens: Auslandsverwendungen des BGS. 
 Thomas Hermsen: Die Einbindung des Bundesgrenzschutzes in die Bekämpfung 
der Geldwäsche. 
 Marco Kaisen: Verbrechensbekämpfung im BGS: Informationsgewinnung und 
Recherche eines Ermittlungsbeamten im verdeckten Einsatz. 
 Klaus-Uwe Gockel: Theorie und Praxis hinsichtlich der Verwirklichung des Op-
ferschutzgedankens nach geltendem Recht. 
 Michael Mehling: Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und Bundesgrenz-
schutz in Theorie und Praxis. 
 Joachim Gutknecht: Rechtliche Probleme bei Verwendungen des Bundesgrenz-
schutzes. 
Band 4: Wolfgang Pietzner: Waffenlehre. 1. Ausgabe: Grundlagen der Systemleh-
re, 1998. (vergriffen) 
 Martin H. W. Möllers: Vorwort zu den Waffen der Polizei. 
 Wolfgang Pietzner: Waffenlehre – Grundlagen der Systemlehre. 
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In der Reihe ASPiBGS sind bisher erschienen: 
Band 5: Martin H. W. Möllers (Hg.): Veränderungen bei den Vollzugsaufgaben 
des Bundesgrenzschutzes durch Politik und Recht, 1999. (vergriffen) 
 Fachbereichsrat: Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung – Fach-
bereich Bundesgrenzschutz – Vorläufige Geschäftsordnung des Fachbe-
reichsrates (GO-FBR-BGS). 
 Martin Heyne: Urkundendelikte – unter besonderer Berücksichtigung der Aufga-
ben des Bundesgrenzschutzes. 
 Heiko Neumann: Sozialer Wandel in Deutschland in den 80er und 90er Jahren: 
Gibt es einen Zusammenhang zur Entwicklung der Kriminalität? 
 Georg Münks: Polizeiliche Maßnahmen bei Leichensachen. 
 Anke Borsdorff: Bargeldkontrollen und Verdachtsunabhängige Fahndung. Die 
neuen verdachtslosen Eingriffsbefugnisse für den Bundesgrenzschutz. 
 Martin H. W. Möllers: Die Funktion der Volkssouveränität im nächsten Jahrtau-
send. 
 Robert Chr. van Ooyen: Staat oder Verfassung – politische Einheit oder pluralisti-
sche Gesellschaft? Der Begriff des Staatsvolks aus verfassungstheoretischer 
Sicht. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Kuselit-R: Die verlagsübergreifende Bibliogra-
fie der wichtigsten juristisch relevanten Periodika. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Anke Borsdorff / Martin Kastner: Musterklau-
suren – Einsatzrecht für den Bundesgrenzschutz. 
 Anke Borsdorff: Rezension: Martin Kastner: ‘Es waren zwei Königskinder ...’. Ein 
historischer Kriminalfall im Lichte der modernen Strafrechtswissenschaft. 
Zur Erbauung des Lesers mit anschaulichen Illustrationen versehen von Ro-
salie Möllers. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Robert Christian van Ooyen: Die schweizeri-
sche Neutralität in bewaffneten Konflikten nach 1945. 
Band 6: Robert Chr. van Ooyen / Martin H. W. Möllers (Hg.): Öffentliche Si-
cherheit am Ende des 20. Jahrhunderts, 1999/2000. 
 Robert Chr. van Ooyen / Martin H. W. Möllers: Vom Widerspruch zum Wider-
stand. Der Versuch des Tyrannenmords vor 55 Jahren. 
 Josef Rückl: Einflüsse der Medien auf die Entstehung von Gewaltbereitschaft bei 
Kindern – eine Diskussion. 
 Martin H. W. Möllers: Bundesgrenzschutz, Bundeskriminalamt, Zoll, Küstenwa-
che und die Polizeien der Länder im Verbund Innere Sicherheit. Eine Poli-
tikfeldanalyse. 
 Gerhard Keller: Der Zerfall Jugoslawiens – Unter besonderer Berücksichtigung 
der Rolle der Serben und Serbiens. 
 Kerstin Weber: Möglichkeiten und Grenzen der Entwicklungshilfe als Instrument 
zur Beruhigung des Nord-Süd-Konflikts. 
 Robert Chr. van Ooyen: Krieg, Frieden und Grundgesetz – Verfassungspolitische 
Anmerkungen zur humanitären Intervention. 
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In der Reihe ASPiBGS sind bisher erschienen: 
 Detlef Karioth: Absprachen im Strafprozess mit rechtsvergleichendem Blick auf 
das „plea bargaining” im anglo-amerikanischen Strafprozess. 
 Georg Mantel: Versammlungsrechtliche Probleme im bahnpolizeilichen Aufga-
benbereich des Bundesgrenzschutzes (Teil 1). 
 Andreas Peilert: Beamten- und disziplinarrechtliche Probleme in Polizeibehörden. 
 Thomas Rieger: Sportverhalten und Einstellung zu sportlicher Aktivität von Be-
amten des Bundesgrenzschutzes. 
 Erhard Huzel: Rezension: Volker Westphal / Edgar Stoppa: Ausländerrecht für 
die Polizei. Erläuterungen zum Ausländer- und Asylrecht unter Berücksich-
tigung des Schengener Durchführungübereinkommens. 
Band 7: Anke Borsdorff / Martin H. W. Möllers (Hg.): Der Einfluss internationa-
ler Entwicklung auf die Arbeitsfelder der Polizei, 2001. 
 Gernot Pieper: Analyse der derzeitigen Entwicklungstendenzen von polizeilichen 
Schusswaffen. 
 Werner Kauer: Befugnisse der Polizei. 
 Thomas Lischke: Rechtliche Aspekte bei der Anwendung der 2. Durchführungs-
verordnung zur Betriebsordnung für Luftfahrtgerät durch Luftfahrzeugbe-
satzungen (Hubschrauberbesatzungen). 
 Michael Grasser: Der Polygraf – Entwicklung, bisherige Anwendung, rechtliche 
Zulässigkeit und zukünftige Möglichkeiten. 
 Martin H. W. Möllers: Die Entwicklung einer effektiven internationalen Strafge-
richtsbarkeit als Instrument zur Friedenssicherung. 
 Martin H. W. Möllers: Die Bedeutung des Völkerrechts und seiner höchstrichter-
lichen Rechtsprechung für die Polizei. 
 Anke Borsdorff / Carsten Lange: Die EXPO 2000 – Rechtliche Problemkreise für 
den Bundesgrenzschutz. 
 Detlef Karioth: Focus USA: Programs for Young People at Risk (deutsch und 
englisch). 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Carl Creifelds (Begr.) / Hans Kauffmann 
(Hrsg.): Rechtswörterbuch. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Birgit Laitenberger / Maria Bassier: Wappen 
und Flaggen der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Länder. Allgemeine 
Einführung in die Staatssymbolik einschließlich Hymnen, Feier- und Ge-
denktage. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Jörn Ipsen: Repetitorium Staatsrecht I (Staats-
organisationsrecht). 
Band 8: Erhard Huzel (Hg.): Der Bundesgrenzschutz im Verbund der internationa-
len Sicherheit, 2002. 
 Gennaro di Bello: Die Carabinieri im System der italienischen Polizei. 
 Erhard Huzel: Die Polizeisysteme in Spanien und Portugal. 
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In der Reihe ASPiBGS sind bisher erschienen: 
 Yvonne Manger: EUROPOL – geschichtliche Entwicklung und kure Darstellung 
der Organisation. 
 Judith Mößner: Europol – Gegenwärtiger Stand und zukünftige Aufgaben. 
 Erhard Huzel: Die Polizei in Japan – ein Überblick. 
 Hans-Jürgen Opitz: Internationale Verbrechensbekämpfung durch supranationale 
Organisationen und bilaterale Verträge. 
 Andreas Peilert: Europol und Eurojust – Zur Neuorganisation der polizeilichen 
und justiziellen Zusammenarbeit in Europa. Bericht über ein Expertenge-
spräch an der Bundesakademie für Sicherheitspolitik. 
 Joachim Beimowski: Zusammenarbeit des BGS mit anderen Institutionen. Bericht 
über ein Wahlpflichtfach. 
 Erhard Huzel: Rezension: Steffen Richter: Luftsicherheit. Schutz vor Angriffen 
auf den zivilen Luftverkehr. 
 Edgar Tomson: Rezension: Martin H. W. Möllers: Wörterbuch der Polizei. 
Band 9: Martin H. W. Möllers (Hg.): Bundespolizei als Teil der Gesellschaft – In-
terdependenzen der Aufgabenwahrnehmung, 2003. 
 Bundesminister Otto Schily: Ansprache aus Anlass der Verabschiedung des Lei-
ters der Grenzschutzschule, Herrn Direktor im BGS Wolfgang Uhlendorff, 
Fachbereichsleiter des Fachbereichs Bundesgrenzschutzes der Fachhoch-
schule des Bundes für öffentliche Verwaltung, am 30. April 2003. 
 Nicole Scholl: Die Abstimmung im Bundesrat zum Zuwanderungsgesetz – ein 
Verfassungsbruch? 
 Christian Klein/Olaf Nitsch: Grenzen polizeilicher Möglichkeiten der präventiven 
und/oder repressiven Bekämpfung von Cyberterrorismus und Internetkrimi-
nalität. 
 Dieter Lindt: Der Verbringungsgewahrsam als polizeirechtliche Eingriffsmaß-
nahme. 
 Martin Kastner: Kronzeugenregelung. 
 Rosalie Möllers: Chancengleichheit in der Leistungsgesellschaft – eine Ideologie? 
 Robert Chr. van Ooyen: Internationale Beziehungen und Völkerrecht – Zugleich 
Rezension zu: Jörg P. Müller / Luzius Wildhaber: Praxis des Völkerrechts, 
Bern, 32001 und Peter Fischer / Heribert F. Köck: Allgemeines Völkerrecht, 
Wien, 52000. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Hans Lisken / Erhard Denninger: Handbuch 
des Polizeirechts, Neuauflage 2001. 
 Anke Borsdorff: Rezension: Fritz Pätzold u. a.: Kommentar zur Eisenbahnbau- 
und Betriebsordnung (EBO), Neuauflage 2001. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Anke Borsdorff / Martin Kastner: Musterklau-
suren – Einsatzrecht für den Bundesgrenzschutz, Neuauflage 2003. 
 Erhard Huzel: Rezension: Wolfgang Joecks: Strafgesetzbuch – Studienkommen-
tar, Neuauflage 2003. 
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In der Reihe ASPiBGS sind bisher erschienen: 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Rolf Schmidt: Grundrechte. Neuauflage 2003. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Rolf Schmidt: Staatsorganisationsrecht. Neu-
auflage 2003. 
Band 10: Martin H. W. Möllers (Hg.): Grenzüberschreitende Polizeiarbeit – Ver-
nehmungen – Eilfälle – Kooperationen – Terrorbekämpfung, 2004. 
 Holger Kraschutzki: Die Abgrenzung zwischen verbotener Täuschung und erlaub-
ter List im Rahmen des § 136a StPO an Hand ausgewählter Fallbeispiele 
unter besonderer Berücksichtigung des so genannten Telefonmithörens 
durch Polizeibeamte. 
 Berengar Pawlik: Geschichte und Entwicklung islamischer Selbstmordattentate 
im Nahostkonflikt. 
 Martin Kastner: Repressive Eilfallzuständigkeiten des Bundesgrenzschutzes bei 
sog. Fremdstraftaten – Handlungsermächtigungen nach Bundesrecht und 
nach Landesrecht. 
 Franz Vogl: Grenzüberschreitende Polizeikooperation auf der Grundlage des 
deutsch-schweizerischen Polizeivertrags. 
 Maik Hübner: EUROPOL – eine Chance in der Kriminalitätsbekämpfung. 
 Martin H. W. Möllers: Rezension: Karsten Fehn/Sinan Selen: Rechtshandbuch für 
Feuerwehr und Rettungsdienst, Neuauflage 2003. 
 Edgar Tomson: Rezension: Robert Chr. van Ooyen/Martin H. W. Möllers: Die 
Öffentliche Sicherheit auf dem Prüfstand, 2002. 
 Elmar Giemulla: Rezension: Anke Borsdorff / Martin Kastner: Musterklausuren – 
Einsatzrecht für den Bundesgrenzschutz, Neuauflage 2003. 
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